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Einleitung. 

Die  Zwangsvollstreckungen,  welche  auf  eine  Geldzahlung  oder 
eine  Sicherheitsleistung  gerichtet  sind,  sind  von  Bundes  wegen  ge- 
regelt, und  zwar  durch  das  Bundesgesetz  über  Schuldbetreibung  und 
Konkurs  vom  11.  April  1889.  Dabei  kennt  das  Gesetz  drei  Arten 
der  Schuldbetreibung,  nämlich  auf  Pfändung,  auf  Pfandverwertung 
und  auf  Konkurs  (Art.  38). 

Der  Betreibung  auf  Konkurs  unterliegen  physische  und  juristische 
Personen,  die  als  Kaufleute  in  das  Handelsregister  eingetragen  sind 
(Art.  39).  In  der  Schweiz  kennt  man  also  in  der  Hauptsache 
einen  kaufmännischen  Konkurs.  Hiervon  gelten  nur  einige  wenige 
Ausnahmen,  welche  sich  einesteils  als  Strafe  für  einen  Schuldner 
darstellen,  andernteils  als  Rechtswohltat.  Nach  Art.  190  kann  über 
jeden  Schuldner  ohne  weiteres  der  Konkurs  eröffnet  werden,  wenn 
derselbe  unbekannt  abwesend  oder  flüchtig  ist,  wenn  er  seine  Gläu- 
biger betrügt  oder  zu  betrügen  versucht  hat  oder  bei  einer  Betreibung 
auf  Pfändung  Bestandteile  seines  Vermögens  verheimlicht  hat.  In 
allen  diesen  Fällen  verdient  es  der  Schuldner  nach  der  Meinung 
des  Gesetzgebers,  dem  ungleich  strengeren  Konkursrecht  unterstellt 
zu  werden.  Ferner  kann  nach  Art.  191  jeder  selbst  den  Konkurs 
bewirken,  wenn  er  sich  beim  Gerichte  für  zahlungsunfähig  erklärt, 
um  dem  Schrecken  einer  endlosen  Pfändung  ein  Ende  mit  Schrecken 
zu  machen. 

Gemäfs  Art.  25  Abs.  3  haben  die  Kantone  festzustellen  die 
zur  Vollziehung  dieses  Gesetzes  erforderlichen  Straf bestimmungen. 

Diese  Bestimmung  erklärt  sich  daraus,  dafs  zurzeit  ein  kodi- 
fiziertes schweizerisches  Strafrecht  noch  nicht  existiert.  Allerdings 
ist  der  Entwurf  zu  einem  solchen  nahezu  vollendet  und  es  wird  wohl 
Bälde  auch   auf  diesem   Gebiete  die  Rechtseinheit  erzielt  sein. 
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Einstweilen  jedoch  herrscht  unter  den  Strafgesetzbüchern  der 
verschiedenen  Kantone  noch  eine  mannigfaltige  Verschiedenheit,  die 
sich  teilweise  auch  auf  die  Strafbestimmungen  gegen  die  Konkurs- 
delikte übertragen  hat.  Immerhin  ist  zu  sagen,  dafs  die  meisten 
Kantone  diesen  Strafbestimmungen  einen  seinerzeit  von  Professor 
Dr.  Zürcher  verfafsten  Entwurf,  der  ihnen  vom  Bundesrat  übermittelt 
und  empfohlen  worden  ist,  zugrunde  gelegt  haben,  so  dafs  mit 
wenigen  Ausnahmen  die  Abweichungen  keine  einschneidenden  sind. 
(Kreisschreiben  des  Bundesrates  betr.  Vorarbeiten  zur  Einführung 
des  B.G.  ü.  Seh.  u.  K.,  28.  Januar  1890  —  Bundesblatt  1890  I  222). 


ift 


I.  Teil. 

Übersicht  über  die  Strafbestimmungen  der 
schweizerischen  Kantone  gegen  den  leichtsinnigen 

Bankerott. 


1.  Kapitel. 

Subjekt  des  Deliktes. 

Als  Subjekt  des  Deliktes  kommt  stets  nur  ein  Schuldner  in 
Betracht,  über  den  das  Konkursverfahren  eröffnet  worden  ist,  sofern 
nicht  das  Gesetz  ausdrücklich  einen  Dritten  als  Täter  bezeichnet. 
Dabei  ist  zu  unterscheiden  zwischen  einem  physischen  Schuldner 
und  einer  juristischen  Person  als  Schuldner.  Die  juristische  Person 
kann  jedoch,  obwohl  sie  Schuldner  ist,  nicht  von  der  Strafbestimmung 
getroffen  werden,  weil  sie  keine  nach  dem  Strafgesetz  handlungs- 
und  zurechnungsfähige  Person  ist.  Wäre  der  Bankerott  kein 
Sonderdelikt,  das  nur  von  einem  Schuldner  begangen  werden  kann, 
verstände  sich  die  strafrechtliche  Haftbarkeit  der  schuldhaft  handelnden 
Organe  von  selber.  Da  dies  nicht  der  Fall  ist,  so  ergab  sich  für 
den  Gesetzgeber  die  Notwendigkeit,  durch  eine  Spezialnorm  die 
Bestimmungen  über  den  Bankerott  auch  auf  die  juristischen  Personen 
anwendbar  zu  erklären.  In  dieser  Spezialnorm  werden  gewisse 
physische  Personen  als  Träger  der  strafrechtlichen  Verantwortlichkeit 
der  juristischen  Person  bezeichnet. 

Betrachten  wir  nun,  wie  die  einzelnen  kantonalen  Gesetz- 
gebungen das  Deliktssubjekt  umschreiben,  so  findet  sich  im  allgemeinen 
folgende  Formel: 


T-rws^iSPKSsr^: 


LÄ^USs-ai^J 


C! 


Der  in  KoDkurs  geratene  Schuldner  wird  wegen  leichtsinnigen 
Bankerottes  bestraft: 

a)  wenn  er  .  .  . 
So  Zürich,  St.G.ß.  §  202,  ähnlich   Aargau,  Einfg.  z.  Seh.  u.  K.G- 
vom   17.   März   1891   §  51,   Thurgau,   Einfg.  z.  Seh.  u.  K.G.   vom 
3.  März  1891  §  68  usw.,  oder 

Des  leichtsinnigen  Konkurses  ist  schuldig,  wer  .  .  . 
So  St.  Gallen,  Einfg.  z.  Seh.  u.  K.G.  vom  3.  März  1891  Art.  64,  oder 

Es  ist  des  einfachen  Bankerottes  schuldig  .  .  . 

a)  der  Gemeinschuldner,  welcher  .  .  . 
So  Freiburg,  Einfg.  z.  Seh.  u.  K.G.  vom  11.  März  1891  Art.  55. 
Von    leichtsinnigem    Geldstag    spricht    das   Gesetz    von    Solothurn, 
während  Graubünden  die  Bezeichnung  mutwilliger  Konkursit  kennt. 

Neuenburg,  code  penal  vom  12.  Februar  1891  Art.  411. 
Sera   repute   banqueroutier   simple  .   .  .  le   failli   qui   se   trouvera 
dans  Tun  des  cas  suivants:  .  .  . 

Tessin,  legge  suir  esecuzione  c  sul  fallimento  il  5  giugno  1891 
Art.  56. 

E  punito  di  detenzione  fino  ad  un  anno  il  debitore  dichiarato 
in  fallimento: 

a)  che  non  ... 

Was  nun  die  Spezialnorm  betriflt,  die  die  Möglichkeit  gewährt, 
auch  juristische  Personen  wegen  strafbaren  Bankerottes  zu  verfolgen, 
so  lautet  sie  beispielsweise  für  Zürich,  St.G.B.  §  205: 

Wenn  im  Konkurse  von  eingetragenen  juristischen  Personen, 
Aktiengesellschaften  und  Genossenschaften  inbegriffen,  die  Voraus- 
setzungen dieses  Abschnittes  zutreffen,  so  finden  die  bezüglichen 
Strafbestimmungen  Anwendung  auf  die  schuldigen  Einzelmitglieder 
der  Verwaltungs-  und  Aufsichtsorgane. 

Dieser  Fassung  schliefsen  sich  die  meisten  Kantone  beinahe 
wörtlich  an. 

Nicht  redet  ßaselstadt  in  §  34  Einfg.  z.  Seh.  u.  K.G.  allgemein 
von  eingetragenen  juristischen  Personen,  sondern  erklärt  die 
Bestimmungen  über  Bankerott  nur  anwendbar  auf  die  fünf 
Handelsgesellschaften  des  Obligationenrechtes,  was  aus  deren 
kasuistischen  Aufzählung  zu  schliefsen  ist.  Demnach  mufs  man 
annehmen,  dafs  die  Anwendbarkeit  auf  andere  in  Konkurs  geratene 
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juristische  Personen,  wie  z.  B.  eingetragene  Vereine,  ausgeschlossen 
ist.  Ferner  ist  darauf  aufmerksam  zu  machen,  dafs  die  Erwähnung 
der  Kollektiv-  und  Kommanditgesellschaft  überflüssig  ist,  da  wir 
hier  keine  juristische  Person  vor  uns  haben  und  die  Mitglieder  der 
Kollektivgesellschaft  wie  die  persönlich  haftenden  Mitglieder  der 
Kommanditgesellschaft  unmittelbar  als  Schuldner  strafbar  sind. 
Den  Kreis  der  verantwortlichen  Einzelpersonen  erweitern 
dagegen  die  welschen  Kantone. 

Wallis,  Einfg.  z.  Seh.  u.  K.G.  Art.  48: 

Die  Direktoren,  Geschäftsführer,  Verwalter,  Aufseher  und 
sonstige  Vertreter  oder  Bevollmächtigte  einer  in  Konkurs  geratenen 
Gesellschaft  .  .  . 

Neuenburg,    code  penal   vom  12.  Februar  1891    Art    413  bis: 

Les  dispositions  des  articles  411,  412  et  413  sont  aussi 
applicables  aux  directeurs  ou  gerants  de  societes  commerciales  ou 
associations  d6clare  en  faillite,  aussi  qu'  aux  personnes  faisant  le 
commerce  sous  le  nom  d'autrui  ou  sous  un  nom  suppose,  qui,  dans 
leur  gestion,  se  sont  rendu  coupables  des  actes  vises  aux  dits  articles. 
Decret  du  26.  avril  1898. 


2.  Kapitel. 

Tatbestandshandlungen. 

a)  Ausgehend  vom  Regelfall,  wonach  nur  im  Handelsregister 
eingetragene  Kaufleute  in  Konkurs  geraten  können,  führen  fast 
sämtliche  Kantone  das  Reat  der  unterlassenen  oder  mangelhaften 
Buchführung  und  Bilanzziehung  an. 

Zürich,  StG.B.  §  202  Abs.  1,  lit.  a.  lautet: 

Wenn  er  die  durch  Gesetz,  Geschäftssitte  und  Umfang  des 
Geschäftsbetriebes  geforderten  Bücher  entweder  gar  nicht  oder  in 
solcher  Unordnung  geführt  hat,  dafs  daraus  sein  Vermögensstand 
nicht  ersehen  werden  konnte. 

Ebenso   Aargau,   Einfg.   z.   Seh.  u.  K.G.   i?   51    Abs.   1  lit.  a, 


\* 
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Appenzell  A.  Rh.  St.G.B.   §  123  Abs.  1  lit.   a,  Appenzell  I.  Kh. 
StG.B.  Abs.  1  lit.  a,  u.  a.  m. 

Keine  diesbezügliche  Tatbestandshandlung  kennt  Graubünden. 

b)  Berufsvernachlässigung  und  leichtsinnige  Spekulation. 
Zürich,  St.G.B.  §  202,  Abs.  1  lit.  b: 

Wenn  er  sein  Geschäft  oder  seinen  Beruf  aus  Arbeitsscheu 
vernachlässigt  oder  sich  in  leichtsinnige,  seine  finanziellen  Kräfte 
übersteigende  Spekulationen  eingelassen  hat,  sofern  hieraus  für  ihn 
Verluste  entstanden  sind. 

Ebenso  Schaff  hausen,  Strafgesetznovelle  vom  9.  November  1891 
§  228  Abs.  1  Ziffer  1  und  die  meisten. 

Nicht  erwähnen  die  Berufsvernachlässigung  Aargau  und 
Baselland. 

Freiburg  rechnet  zu  den  leichtsinnigen  Spekulationen  auch 
übertriebene  Bürgschaften.   Einfg.  z.  Seh.  u.  K.G.  Art.  55  Abs.  1  lit.  b. 

Einen  obersten  Grundsatz  stellt  Neuenburg  an  die  Spitze 
seiner  Bestimmungen  gegen  den  leichtsinnigen  Bankerott. 

Code  penal,  Art.  411  Abs.  1  Ziffer  I  lautet: 

S*il  est  hors  d'etat  de  justifier  ses  pertes. 

Diese  Bestimmung  umfafst  streng  genommen  sämtliche  Reate, 
die  gegen  den  leichtsinnigen  Bankerott  aufgestellt  werden  können, 
mit  Ausnahme  der  Buchführungsdelikte.  Trotzdem  führt  Neuenburg 
auch  die  andern  Reate  noch  an.  Die  Meinung  wird  wohl  die  sein, 
dafs  die  Aufzählung  im  Gesetz  nur  eine  beispielsweise  sein  soll  und 
alle   übrigen   Fälle  unter   den   Begriff  des  Abs.  1   Ziffer  1    fallen. 

c)  Ausschweifender  Lebenswandel  und  verschwenderischer 
Aufwand. 

Zürich,  StG.B.  §  202  Abs.  1  lit.  c: 

Wenn  er  in  seinem  Privatleben  einen  seine  ordentliche  Einkünfte 
übersteigenden  verschwenderischen  Aufwand  getrieben  oder  durch 
Spiel,  Trunksucht  oder  Ausschweifungen  seinen  Vermögensverfall 
herbeigeführt  hat. 

Ebenso  Aargau,  Einfg.  z.  Seh.  u.  K.G.  §  51  Abs.  1  lit.  c, 
St.   Gallen,  Einfg.  z.  Seh.  u.  K.G.  Art.  64  Abs.  1  lit,  c,  u.  a.  m. 

Andere  Kantone,  wie  z.  B.  Graubünden  (Gesetz  betr.  die 
öffentlich-rechtlichen    Folgen    des   Konkurses    und   der   fruchtlose  n 
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Pfändung  und  die  Bestrafung  betrügerischer  und  mutwilliger 
Konkursiten,  Akkorditen  und  Gepfändeter  vom  1.  Januar  1895) 
fassen  den  Begriff  des  Aufwandes  dadurch  weiter,  dafs  sie  den 
einschränkenden  Zusatz  „in  seinem  Privatleben"  fallen  lassen  und 
somit  die  Möglichkeit  haben,  auch  übermäfsigen  Aufwand  im 
Geschäftsbetriebe,  man  denke  an  allzu  kostspielige  Reklame,  allzu 
zahlreiches  Personal,  zu  bestrafen. 

d)  Eingehung  neuer  Schulden  im  Bewufstsein  der  Zahlungs- 
unfähigkeit. 

Die  Zweckmäfsigkeit  einer  solchen  Bestimmung  ist  eine  sehr 
zweifelhafte  und  wird  daher  die  Frage  im  dogmatischen  Teil 
eingehender  zu  erörtern  sein.  Führt  doch  St.  Gallen,  um  es  hier 
gleich  anzuführen,  dieses  Reat  im  Tatbestand  des  betrügerischen 
Bankerottes  auf.  Trotzdem  findet  sich  in  den  meisten  Kantonen 
eine  diesbezügliche  Bestimmung. 

Zürich,  StG.B.  §  202  Abs.  1  lit.  d: 

Wenn  er  im  Bewufstsein  der  Insolvenz  den  Ausbruch  des 
Konkurses  dadurch  hinauszuschieben  versucht  hat,  dafs  er  neue 
erhebliche  Schulden  einging  und  die  auf  diesem  Wege  erhobenen 
Gelder  oder  Waren  verschwendete  oder  verschleuderte. 

Andere  Kantone,  z.  B.  Schwyz,  Einfg.  z.  Seh.  u.  K.G.  §  93 
Abs.  1  lit.  d,  wollen  gemäfs  dieser  Bestimmung  nur  Strafe  eintreten 
lassen,  soweit  nicht  in  diesen  Handlungen  ein  Betrug  gegenüber 
den  neuen  Gläubigern  liegt.    Sie  schliefsen  also  jede  Konkurrenz  aus. 

Eine  Bestimmung  gegen  die  sogenannte  Wechselreiterei  besitzt 
Wallis,  Einfg.  z.  Seh.  u.  K.G.  Art.  46  Abs.  1  Ziffer  2,  indem  mit 
Strafe  bedroht  wird,  wer: 

Fingierte  Wechsel  in  Umlauf  gesetzt  oder  akzeptiert,  sich  in  einen 
mifsbräuchlichen  Austausch  von  Wechselunterschriften  eingelassen 
oder  Wechsel  mit  fingierter  oder  ungenügender  Provision  bezogen  hat. 

Der  französische  Text  lautet: 

Sera  declare  banqueroutier  simple  et  condamne  ä  .  .  .  2.**  s'il 
a  fait  ou  accepte  une  circulation  d'effets  de  change  de  complaisance, 
s'il  s'est  livre  k  une  echange  abusif  de  signatures  d^effets  de  change 
ou  a  tir6  des  traites  avec  provision  fictive  ou  insaffisante. 

Ebenso  Luzern,  Waadt,  Neuenburg  u.  a.  m. 
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e)  Direkt  aus  deui  französischen  code  de  commerce  hat  Neuen- 
bürg folgende  zwei  Tatbestände  herübergenommen.  Code  penal 
Art.  411  Abs.  1  Ziffer  7  und  8. 

Si,  etant  cite  regulierement,  il  n'a  pas  comparu  devaut  le 
tribunal  de  la  faillite,  a  moins  d'excuse  jugee  valable,  und 

S'il  est  parti  claudestinement  en  abandonnant  ses  affaires. 

Im  Entwurf  finden  sich  ähnliche  Tatbestände  unter  den 
Übertretungen. 


3.  Kapitel. 

Strafen. 

Wie  verschieden  von  den  einzelnen  Kantonen  der  leichtsinnige 
Bankerott  gewertet  wird,  zeigt  sich  deutlich  in  den  Strafdrohungen. 
Während  in  dem  einen  Kanton  der  leichtsinnige  Bankrottierer  im 
günstigsten  Fall  lediglich  mit  einer  Geldbufse  belegt  wird,  kann  ihn 
in  dem  andern  Kanton  im  ungünstigsten  Fall  sogar  Zuchthausstrafe 
treffen.  Im  allgemeinen  wird  Gefängnis  angedroht,  häufig  verbunden 
mit  Geldbufse,  sei  es  kumulativ  oder  alternativ. 

Mit  Gefängnis  strafen: 

1.  Appenzell-Ausserrhoden,  Gefängnis  bis  höchstens  2  Jahre  mit 
oder  ohne  Geldbufse, 

2.  AppenzelMnnerrhoden.  Gefängnis  bis  auf  3  Monate, 

3.  Baselstadt  und  Baselland,  Gefängnis  bis  höchstens  3  Jahre, 

4.  Genf,  Gefängnis  von  8  Tagen  bis  6  Monaten, 

5.  Graubünden,  Gefängnis  bis  auf  3  Jahre, 

6.  Neuenburg,  bis  6  Monate  Gefängnis,  beträgt  der  Verlust  der 
Gläubiger  über  100000  Fr.  bis  auf  5  Jahre  Gefängnis, 

7.  St.  Gallen,  Gefängnis  bis  auf  3  Monate, 

8.  Schaff  hausen.  Gefängnis  bis  zu  2  Jahren, 

9.  Schwyz,  korrektionelle  Bestrafung  je  nach  dem  Charakter  der 
strafbaren  Handlung  oder  Höhe  des  Betrages, 

a)  mit  Gefängnis  bis  zu  3  Monaten, 
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b)  mit  Geldbufse  bis  zur  dreifachen  Höhe  des  inkriminierten 
Betrages. 

10.  Tessin,  Gefängnis  bis  auf  1  Jahr, 

11.  Waadt,  bis  1  Jahr  Gefängnis  für  die  Buchführungsdelikte  und 
übermäfsige  Schulden  für  übertriebene  Ausgaben, 

bis  2  Jahre  Gefängnis  für  Spiel,  Börsen-  und  Differenzhandel. 

12.  Wallis,  Bufse  von  20—100  Fr.  oder  Gefängnis  von  If)  Tagen 
bis  6  Monaten, 

13.  Zug,  Gefängnis  bis  auf  1  Jahr, 

14.  Zürich,  Gefängnis  bis  auf  5  Jahre. 

Mit  Gefängnis  oder  Arbeitshaus  strafen: 

1.  Bern,  Gefängnis  bis  zu  60  Tagen  oder  Korrektionshaus  bis 
zu  2  Jahren, 

2.  Glarus,  in  schweren  Fällen  Arbeitshaus  bis  6  Monate, 

3.  Luzern,  1  Monat  Gefängnis  bis  1  Jahr  Arbeitshaus.  (Gefäng- 
nis nur  bis  3  Monate.) 

4.  Obwalden,  Gefängnis  oder  Arbeitshaus, 

5.  Solothurn,  Einsperrung  bis  auf  1  Jahr  oder  Gefängnis.  (Ge- 
fängnis bis  höchstens  1  Jahr.) 

6.  Uri,  Gefängnis  bis  zu  2  Monaten,  in  schweren  Fällen  Arbeits- 
haus bis  zu  2  Jahren. 

Die  Zuchthausstrafe  erklären  in  schweren  Fällen  für  anwendbar: 

1.  Aargau,  zuchtpolizeiliche  Bestrafung,  Gefängnis  oder  Zuchthaus 
bis  auf  2  Jahre. 

2.  Freiburg,  Zuchthaus  bis  höchstens  auf  3  Jahre,  Haft  bis 
höchstens  auf  1  Jahr  oder  Geldbufse  bis  höchstens  auf  500  Fr. 

3.  Nidwaiden,  nach  Ermessen  des  Strafgerichtes  Gefängnis  oder 
Arbeitshaus,  in  schweren  Fällen  Zuchthaus  bis  auf  2  Jahre, 

4.  Thurgau  verweist  auf  die  Strafen  des  betrügerischen  Bankerottes, 
welche  sind:  Gefängnis  oder  Arbeitshaus  bis  auf  1  Jahr,  wo- 
mit auch  Bufse  verbunden  werden  kann,  in  schweren  Fällen 
Arbeitshaus  oder  Zuchthaus  bis  auf  G  Jahre. 
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4.  Kapitel. 

Leichtsinniges  Schuldenmachen. 

Wie  ich  in  der  Einleitung  dargelegt  habe,  kennt  das  Ges. 
ü.  Seh.  u.  K.  der  Regel  nach  nur  einen  Konkurs  der  Kaufleute. 
Daher  können  auch  in  der  Regel  nur  Kaufleute  sich  der  so- 
genannten Bankerottdelikte  schuldig  machen.  Um  nun  aber  die 
Möglichkeit  zu  haben,  einen  der  Betreibung  auf  Pfändung  unter- 
liegenden Schuldner  ebenfalls  unter  Strafe  zu  stellen,  sofern  bei  ihm 
ein  dem  leichtsinnigen  Bankerott  ähnlicher  Tatbestand  vorliegt, 
findet  sich  in  der  Mehrzahl  der  kantonalen  Strafgesetze  eine  Be- 
stimmung gegen  das  sogenannte  leichtsinnige  Schuldenmachen. 

Als  Subjekt  kommt  hier  ein  der  Betreibung  auf  Pfändung 
unterliegender  Schuldner  in  Betracht,  sobald  in  dem  betreflfenden 
Betreibungsverfahren  Gläubiger  zu  Verlust  gekommen  sind. 

Was  die  Tatbestandshandlungen  betrifft,  so  stimmen  sie  meist 
wörtlich  mit  denjenigen  des  leichtsinnigen  Bankerottes  überein.  In 
Wegfall  kommen  dagegen  die  Buchführungsdelikte. 

Zürich,  §  208  StG.B. 

Der  fruchtlos  ausgepfändete  Schuldner,  welcher  im  Bewufstsein 
der  Insolvenz  neue  erhebliche  Schulden  gemacht  und  die  auf  diesem 
Wege  erhobenen  Gelder  oder  Waren  verschleudert  hat,  oder  welcher 
sich  sonst  einer  der  in  §  202  lit.  b  und  c  dieses  Gesetzes  näher  be- 
zeichneten Handlungen  schuldig  gemacht  hat,  wird  wegen  leicht- 
sinnigen Schuldenmachens  mit  Gefängnis  bestraft.  In  Abweichung 
von  §  26  lit.  a  des  Strafgesetzbuches  kann  auch  blofse  Einstellung 
im  Aktivbürgerrecht  bis  zu  3  Jahren  verhängt  werden. 

Keine  diesbezügliche  Strafrechtsnorm  kennen  die  fünf  tiber- 
wiegend französisch  sprechenden  Kantone,  ferner  Luzern  und 
Solothurn. 

Die  Strafen  bestehen  in  Gefängnis  und  sind  durchschnittlich 
milder  als  beim  leichtsinnigen  Bankerott.  Dazu  tritt  als  Neben- 
strafe Entzug  der  bürgerlichen  Ehren  und  Rechte.  Wenige  Kantone, 
wie  zum  Beispiel  Zürich,  lassen  es  ausnahmsweise  bei  letzterer  allein 
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bewenden.  In  einigen  Kantonen  kann  als  weitere  Strafe  das  Wirts- 
hausverbot verhängt  werden.  Appenzell  -  Aufserrhoden,  Glarus, 
Obwalden,  Schwyz  und  Uri  verweisen  auf  die  Strafen  des  leicht- 
sinnigen Bankerottes,  ebenso  Nidwaiden,  das  für  betrügerischen 
Bankerott,  leichtsinnigen  Bankerott  und  leichtsinniges  Schulden- 
machen den  gleichen  Strafrahmen  aufgestellt  hat. 


5.  Kapitel. 

Ehrenfolgen  ^). 

Art.  26  des  Ges.  ü.  Seh.  u.  K.  bestimmt: 

„Die  Kantone  können  unter  Vorbehalt  bundesgesetzlicher 
Bestimmungen  über  die  politischen  Rechte  der  Schweizerbürger 
(Art.  66  der  Bundesverfassung)  die  öffentlich-rechtlichen  Folgen 
der  fruchtlosen  Pfändung  und  des  Konkurses  feststellen. 

Die  Aufhebung  dieser  Rechtsfolgen  (Rehabilitation)  hat  jedoch 
einzutreten,  wenn  der  Konkurs  widerrufen  wird  oder  wenn  sämt- 
liche zu  Verlust  gekommene  Gläubiger  befriedigt  sind  oder  der  Re- 
habilitation beistimmen." 

Die  Mehrzahl  der  Kantone  hat  von  dieser  Bestimmung  Ge- 
brauch gemacht  und  als  Folge  der  fruchtlosen  Pfändung  und  des 
Konkurses  die  Einstellung  im  Aktivbürgerrecht,  das  ist  Verlust 
des  aktiven  und  passiven  Wahlrechtes,  verfügt.  Einige  wenige 
Kantone  lassen  diese  Folgen  ohne  weiteres  eintreten,  andere  nur, 
wenn  ein  Verschulden  vorliegt,  dessen  Nichtvorhandensein  aber  in 
der  Regel  der  betreffende  Schuldner  zu  beweisen  hat.  Freiburg, 
Einfg.  z.  Seh.  u.  K.G.  Art.  48  setzt  ausdrücklich  fest,  dafs  die 
Schuld    einer    Nachlassenschaft    dem    Schuldner    nicht    entgegen* 


*)  Schröter,  C,  „Die  öffentlich-rechtlichen  Folgen  der  fruchtlosen  Pfändnug 
und  des  Konkurses. " 
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gehalten  werden  kann.  Die  Dauer  der  Einstellung  variert  zwischen 
1 — 10  Jahren  und  richtet  sich  nach  dem  Grade  des  Verschuldens. 
Bei  denjenigen  Kantonen,  die  eine  ziffermäfsige  Dauer  nicht  be- 
stimmen, wird  sich  die  Einstellung  wohl  bis  zur  Rehabilitation  er- 
strecken. In  diesem  Sinne  ausdrücklich  Nidwaiden,  Einfg.  z.  Seh. 
u.  K.G.  §  55:  „Jeder  Fallit  ist  wenigstens  mit  Einstellung  im 
Aktivbürgerrecht  bis  zur  ßehabilitation  zu  bestrafen."  Zürich 
kennt  eine  Einstellung  im  Aktivbürgerrecht  nur  während  der 
Dauer  des  Konkursverfahrens.  Der  Kanton  Aargau  hingegen  be- 
gnügt sich  in  seinem  „Gesetz,  betreffend  die  Folgen  des  Konkurses 
und  der  fruchtlosen  Pfändung  vom  28.  Mai  1894"  nicht  mit  der 
blofsen  Einstellung  im  Aktivbürgerrecht,  sondern  läfst  daneben 
noch  zivilrechtliche  und  prozessuale  Folgen  eintreten,  wie  die  Un- 
fähigkeit Zeuge  zu  sein  bei  einer  letzten  Willensverordnung.  Ferner 
können  diese  Personen  auf  Antrag  des  Gegners  im  Zivilprozefs  als 
unzulässige  Zeugen  verworfen  werden,  verlieren  die  elterliche  Gewalt 
und  anderes  mehr. 

Die  zivilrechtlichen  Folgen,  die  der  Verlust  der  bürgerlichen 
Ehren  und  Rechte  nach  sich  zieht,  bestimmen  sich  jetzt  nach  dem 
Z.G.B.  Es  sind  dies  die  Unfähigkeit  zur  Übernahme  einer  Vor- 
mundschaft und  zum  Testamentszeugen,  Art.  384,  Ziffer  2  und 
Art.  503  Z.G.B.  Letzterer  Artikel  setzt  jedoch  voraus,  dafs  der 
Verlust  der  bürgerlichen  Ehren  und  Rechte  durch  strafgerichtliches 
Urteil  erfolgte.  Ist  dies  nicht  der  Fall,  was  auf  alle  jene  Kantone 
zutrifft,  die  den  Verlust  der  bürgerlichen  Ehren  und  Rechte  ohne 
weiteres  als  Folge  des  Konkurses  und  der  fruchtlosen  Pfändung 
eintreten  lassen,  so  ist  der  Betreffende  zum  Testamentszeugen  ge- 
eignet. Weitere  Folgen  kennt  das  Z.G.B.  nicht,  vor  allem  auch 
nicht  den  Verlust  der  elterlichen  Gewalt.  Die  Kantone  aber  sind 
jetzt  an  das  Bundeszivilrecht  gebunden,  dürfen  also  nicht  weiter- 
gehende zivilrechtliche  Folgen  aufstellen. 

Ferner  sind  dem  Konkursiten  und  dem  ausgepfändeten  Schuldner 
in  vielen  Kantonen  die  Ausübung  gewisser  Berufe,  vor  allem  des 
Anwalts-  und  Wirteberufes  untersagt. 

Keine  Ehrenfolgen  des  Konkurses  und  der  fruchtlosen 
Pfändung  kennen  die  welschen  Kantone;  es  ist  dies  mehr  ost- 
schweizerisches Recht, 
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In  den  soeben  besprochenen  Fällen  treten  diese  Ehrenfolgen 
ohne  weiteres  beim  Konkurse  und  der  fruchtlosen  Pfändung  ein. 
Daneben  kommen  sie  aber  in  einigen  Kantonen  als  Nebenstrafe 
zum  leichtsinnigen  Bankerott  vor,  sei  es,  dafs  sie  die  Dauer  dieser 
Ehrenstrafe  im  Falle  einer  Verurteilung  wegen  leichtsinnigen 
Bankerottes  erhöhen,  sei  es,  dafs  sie  dieselbe  beim  straflosen 
Bankerott  überhaupt  nicht  kennen. 
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gehalten  werden  kann.  Die  Dauer  der  Einstellung  variert  zwischen 
1---10  Jahren  und  richtet  sich  nach  dem  Grade  des  Verschuldens. 
Bei  denjenigen  Kantonen,  die  eine  ziffermäXsige  Dauer  nicht  be- 
stimmen, wird  sich  die  Einstellung  wohl  bis  zur  Kehabilitation  er- 
strecken. In  diesem  Sinne  ausdrücklich  Nidwaiden,  Einfg.  z.  Seh. 
u.  K.G.  §  55:  „Jeder  Fallit  ist  wenigstens  mit  Einstellung  im 
Aktivbürgerrecht  bis  zur  Eehabilitation  zu  bestrafen."  Zürich 
kennt  eine  Einstellung  im  Aktivbürgerrecht  nur  während  der 
Dauer  des  Konkursverfahrens.  Der  Kanton  Aargau  hingegen  be- 
gnügt  sich  in  seinem  „Gesetz,  betreffend  die  Folgen  des  Konkurses 
und  der  fruchtlosen  Pfändung  vom  28.  Mai  1894"  nicht  mit  der 
blofsen  Einstellung  im  Aktivbürgerrecht,  sondern  läfst  daneben 
noch  zivilrechtliche  und  prozessuale  Folgen  eintreten,  wie  die  Un- 
fähigkeit Zeuge  zu  sein  bei  einer  letzten  Willensverordnung.  Ferner 
können  diese  Personen  auf  Antrag  des  Gegners  im  Zivilprozefs  als 
unzulässige  Zeugen  verworfen  werden,  verlieren  die  elterliche  Gewalt 
und  anderes  mehr. 

Die  zivilrechtlichen  Folgen,  die  der  Verlust  der  bürgerlichen 
Ehren  und  Eechte  nach  sich  zieht,  bestimmen  sich  jetzt  nach  dem 
Z.G.B.  Es  sind  dies  die  Unfähigkeit  zur  Übernahme  einer  Vor- 
mundschaft und  zum  Testamentszeugen,  Art.  384,  Ziffer  2  und 
Art.  503  Z.G.B.  Letzterer  Artikel  setzt  jedoch  voraus,  dafs  der 
Verlust  der  bürgerlichen  Ehren  und  Rechte  durch  strafgerichtliches 
Urteil  erfolgte.  Ist  dies  nicht  der  Fall,  was  auf  alle  jene  Kantone 
zutrifft,  die  den  Verlust  der  bürgerlichen  Ehren  und  Rechte  ohne 
weiteres  als  Folge  des  Konkurses  und  der  fruchtlosen  Pfändung 
eintreten  lassen,  so  ist  der  Betreffende  zum  Testamentszeugen  ge- 
eignet. Weitere  Folgen  kennt  das  Z.G.B.  nicht,  vor  allem  auch 
nicht  den  Verlust  der  elterlichen  Gewalt.  Die  Kantone  aber  sind 
jetzt  an  das  Bundeszivilrecht  gebunden,  dürfen  also  nicht  weiter- 
gehende zivilrechtliche  Folgen  aufstellen. 

Ferner  sind  dem  Konkursiten  und  dem  ausgepfändeten  Schuldner 
in  vielen  Kantonen  die  Ausübung  gewisser  Berufe,  vor  allem  des 
Anwalts-  und  Wirteberufes  untersagt. 

Keine  Ehrenfolgen  des  Konkurses  und  der  fruchtlosen 
Pfändung  kennen  die  welschen  Kantone;  es  ist  dies  mehr  ost- 
schweizerisches Recht. 
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In  den  soeben  besprochenen  Fällen  treten  diese  Ehrenfolgen 
ohne  weiteres  beim  Konkurse  und  der  fruchtlosen  Pfändung  ein. 
Daneben  kommen  sie  aber  in  einigen  Kantonen  als  Nebenstrafe 
zum  leichtsinnigen  Bankerott  vor,  sei  es,  dafs  sie  die  Dauer  dieser 
Ehrenstrafe  im  Falle  einer  Verurteilung  wegen  leichtsinnigen 
Bankerottes  erhöhen,  sei  es,  dafs  sie  dieselbe  beim  straflosen 
Bankerott  überhaupt  nicht  kennen. 
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II.  Teil. 


Dogmatik  des  leichtsinnigen  Bankerotts. 


1.  Kapitel. 

Das  Wesen  des  leichtsinnigen  Bankerotts. 

Der  leichtsiuuige  Bankerott  stellt  sicli  dar  als  eine  A'ermögeus- 
schädigung  der  Gläubigergesamtheit  durch  den  Schuldner,  der  auf 
leichtsinnige  Weise  eine  Verschlechterung  seiner  eigenen  Vermögens- 
lage herbeiführt. 

Bestraft  wird  also  ein  leichtsinniges  Verhalten  des  Schuldners, 
sofern  hieraus  für  die  Gläubigergesamtheit  Verluste  entstehen. 
Zwar  ist  es  jedermann  unbenommen,  über  sein  Vermögen  nach 
Gutdünken  zu  verfügen.  Die  Sachlage  ändert  sich  aber,  sobald 
man  den  Kredit  anderer  in  Anspruch  nimmt,  denn  von  diesem 
Moment  an  ist  es  nicht  mehr  der  Eigentümer  allein,  der  an  seinem 
Vermögen  ein  rechtliches  Interesse  hat.  Dasselbe  hat  sich  einem 
weiteren  Kreise  von  Personen,  nämlich  seinen  Kreditoren,  mitgeteilt. 
Sie  haben  ihm  Kredit  gewährt  gerade  im  Vertrauen  auf  dieses 
Vermögen.  Solange  es  besteht,  ist  die  Sicherheit  ihrer  Forderungen 
garantiert.  Sie  sind  jederzeit  in  der  Lage,  gegebenenfalls  aus 
diesem  Vermögen  Befriedigung  ihrer  Forderungen  zu  erlangen. 

Es  drängt  sich  nun  die  Frage  auf,  inwieweit  und  unter 
welchen  Umständen  sich  für  den  Gesetzgeber  die  Notwendigkeit 
ergibt,  gegen  die  Nichterfüllung  von  obligatorischen  Verpflichtungen 
mit  den  Mitteln  des  Strafrechts  einzuschreiten.  Zuvor  ist  festzustellen, 
dafs  die  Folgen  einer  Nichterfüllung  im  Zivilrecht  geregelt  sind 
und  hierbei  selbstverständlich  nur  „vermögensrechtliche  Folgen»',  wie 
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Schadenersatz,  Rücktritt  des  Gläubigers  usw.  in  Betracht  kommen 
können.  Daneben  bietet  sich  für  den  Gläubiger  noch  das  Mittel 
der  Zwangsvollstreckung  in  das  schuldnerische  Vermögen.  In  der 
Regel  werden  auch  diese  Möglichkeiten  vollständig  genügen.  Es 
besteht  für  den  Staat  absolut  kein  Bedürfnis,  jede  schuldhafte 
Nichterfüllung  einer  Verbindlichkeit  mit  Strafen  zu  ahnden.  Sache 
der  Gläubiger  ist  es,  sich  zuvor  über  die  Person  und  die  Leistungs- 
fähigkeit ihres  Vertragsgegners  zu  vergewissern.  Schliefslich  mufs 
eben  jeder  Kreditgeber  wissen,  dafs  er  sich  einem  gewissen  Risiko 
aussetzt. 

Das  gesetzgeberische  Motiv  für  ein  strafrechtliches  Einschreiten 
ist  zu  suchen  einerseits  in  der  Verietzung  der  Gläubiger  und  der 
damit  verbundenen  Gefährdung  und  Erschütterung  des  öffentlichen 
Kredites,  andererseits  in  einem  Verschulden  des  Kridars  als  Symptom 
einer  gewissen  Rücksichtslosigkeit.  Was  das  Letztere  betrifft,  so 
tritt  es  beim  leichtsinnigen  Bankerott,  wie  weiter  unten  näher  aus- 
zuführen sein  wird,  stark  in  den  Hintergrund.  Strafwürdig  ist  also 
vor  allem  die  Herbeiführung  des  rechtswidrigen  Erfolges  und  dies 
besonders  aus  dem  Grunde,  weil  dem  Staate  an  der  Unversehrtheit 
des  öffentlichen  Kredites  im  Interesse  seiner  Angehörigen  sehr  viel 
gelegen  ist.  Dafs  dem  so  ist,  zeigt  ein  BUck  auf  die  Entwicklung 
des  Bankerotts  hinsichtlich  seines  Subjekts.  Das  deutsche  St.G.B. 
vom  15.  Mai  1871  straft  den  Bankerott  nur  bei  Kaufleuten! 
Hierzu  führen  die  Motive  aus^): 

„  Dafs  Zweck  der  Straf bestimmung  die  Sicherung  des  Kredites 
sei,  welche  geboten  erscheine,  wo  ein  solcher  beansprucht  oder  gewährt 
werden  mufs,  ohne  dafs  eine  genaue  Prüfung  der  persönlichen 
Zuverlässigkeit  wie  der  Vermögensverhältnisse  erfolgen  können. 
Ein  solcher  Kredit  sei  für  den  Handel  notwendig;  wer  denselben' 
mifsbrauche,  verietze  nicht  nur  das  Vermögen^  eines  bestimmten 
Gläubigers,  sondern  die  Sicherheit  des  Handels,  soweit  derselbe  auf 
der  Notwendigkeit  des  Kredites  beruhe.'^ 

Dagegen  hat  die  Konkursordnung  die  Anwendbarkeit  dieser 
Bestimmungen   auch  auf  Nichtkaufleute   ausgedehnt.     Hälschner*^) 

';  Abgedruckt  bei  Robert  Cohn,  in  Goltdamniers  Archiv  Bd.  41. 
*)  HäUchüer.  Das  gemeiue  deutsche  Strafrecbt  1884,  Bd.  11,  S.'405. 
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möchte  eine  Bestrafung  wegen  einfachen  Bankerotts  nur  bei  Kauf- 
leuten eintreten  lassen,  da  die  Absicht,  die  Gläubiger  zu  benachteiligen, 
mangle  und  ein  ausreichender  Grund  für  die  Bestrafung  des 
einfachen  Bankerotts  sich  darum  nur  der  Eigentümlichkeit  des 
kaufmännischen  Verkehrs  entnehmen  lasse,  dem  Umstände,  dafs  der 
Kaufmann  unvermeidlich  den  Kredit  in  gröfserem  Umfange  in 
Anspruch  nimmt  als  andere  Personen,  dafs  ihm  Kredit  gewährt 
werden  mufs  usw. 

Dem  ist  aber  entgegenzuhalten,  dafs  bei  dem  Umfang  der 
heutigen  Geldwirtschaft  auch  Nichtkaufleutc,  wie  Handwerker  und 
Landwirte,  auf  den  Kredit  angewiesen  sind  und  ihn  deshalb  ebenfalls 
in  Anspruch  nehmen.  Ferner,  dafs  nicht  ausschliefslich  wegen  der 
Erschütterung  des  öffentlichen  Kredites  bestraft  wird,  sondern  wegen 
der  Beschädigung  des  Vermögens  der  Gläubiger,  als  deren  Folge 
regelmäfsig  erst  sich  eine  Erschütterung  des  öffentlichen  Kredites 
ergibt.  Letztere  bildet  also  nur  ein  Hauptmotiv  für  eine  Bestrafung 
des  leichtsinnigen  Bankerotts,  sie  ist  nicht  etwa  im  einzelnen  Fall 
als  der  rechtswidrige  Erfolg  der  Tat  nachzuweisen. 

Auch    die    Gesetzgebungen    Deutschlands    und    der     Schweiz 
stehen   heutzutage   auf  dem  Boden,    dafs  eine  Gläubigerschädigung 
durch   einen   leichtsinnigen  Schuldner   stets   strafbar  sei  und  nicht 
nur,   wenn   der  Täter  ein  Kaufmann  ist.     Die  Konkursordnung  für 
das  Deutsche  Reich  vom  10.  Februar  1877  kennt  ein  allgemeines 
Konkursverfahren,  das  auf  jeden  Schuldner,  sofern  derselbe  zahlungs- 
unfähig ist,   angewendet  werden  kann  (K.O.  §  102)  und  der  §  240 
K.O.    (einfacher    Bankerott)    bedroht    daher    unterschiedslos    jeden 
Schuldner  mit  der  gleichen  Strafe,  gleichviel  ob  derselbe  Kaufmann 
sei  oder  nicht.     In  der  Schweiz  regelt  das  Gesetz  über  Seh.  u.  K. 
das  Konkursverfahren,  das  sich   in  der  Hauptsache  jedoch  nur  auf 
Kauf  leute  bezieht.  (Näheres  siehe  Einleitung.)  Die  Straf  bestimmungen 
der   Kantone    über   leichtsinnigen   Bankerott   sind    daher    ebenfalls 
nur  auf  Kaufleute  anwendbar.    Statt  dessen  haben  aber  die  meisten 
Kantone     einen     neuen    Tatbestand,     das    sogenannte    leichtsinnige 
Schuldenmachen   aufgestellt,    der   sich   in   der  Hauptsache  mit  dem 
Tatbestand  des  leichtsinnigen  Bankerotts  deckt,  mit  Ausnahme  der 
Buchführungsdelikte,    aber    in    der    Regel    milder    bestraft    wird. 
Wenn  man  auch  mit  der  herrschenden  Meinung  darin  übereinstimmt, 
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dafs  der  kaufmännische  Bankerott  strenger  zu  ahnden  sei,  so  ergibt 
sich  zwischen  der  Regelung  in  der  Schweiz  und  derjenigen  der 
deutschen  Konkursordnung  doch  kein  prinzipieller  Unterschied,  da 
bei  dem  weiten  Strafrahmen  der  letztern,  sie  droht  lediglich 
Gefängnis  an,  dem  richterlichen  Ermessen  der  weiteste  Spielraum 
gelassen  ist,  diese  Umstände  gebührend  zu  berücksichtigen.  Die 
sogenannten  Buchführungsdelikte  können  auch  dort  nur  von  Kauf- 
leuten begangen  werden. 


2.  Kapitel. 

Der  objektive  Tatbestand. 

§  1.     Der  Erfolg   des  Deliktes   und  die   hieraus  sich 
ergebende  Bedeutunj?  der  KoukurserölfnuDg  resp.  Zahlungs- 
einstellung. 

Als  Ausgangspunkt  für  meine  Betrachtungen  nehme  ich  die 
Regelung  im  zürch.  St.G.B.  i<  202  und  die  der  deutschen  Konkurs- 
ordnung §  240. 

Zürich,  SiG.B.  §202:  „Der  in  Konkurs  geratene  Schuldntr 
wird  wegen  leichtsinnigen  Bankerotts  bestraft,  wenn  er  ...  „In 
Konkurs  geraten"  ist  derjenige  Schuldner  über  den  das  Konkurs- 
gericht (in  Zürich  der  Bezirksgerichtspräsident  als  Einzelrichter  im 
summarischen  Verfahren)  die  Konkurseröffnung  ausgesprochen  hat. 
Gegen  dieses  Erkenntnis  kann  bei  der  obersten  Gerichtsinstanz  Be- 
rufung eingelegt  werden  (in  Zürich  bei  der  Rekurskammer  des 
Obergerichtes),  der  aber  keine  aufschiebende  Wirkung  zuerkannt 
zu  werden  braucht,  Ges.  ü.  Seh  u.  K.  §  174.  Der  Konkurs  gilt 
von  dem  Zeitpunkte  an  als  eröffnet,  in  welchem  er  erkannt  wird. 
Ges.  ü.  Seh.  u.  K.  §  175.  Dies  gilt  auch  dann,  wenn  Berufung 
eingelegt,  diese  aber  abgewiesen  wurde.  Ausnahmsweise  kann  aller- 
dings die  obere  Gerichtsinstanz  der  Berufung  aufschiebende  Wirkung 
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zuerkennen;  am  Zeitpunkte  der  Konkurseröffnung,  als  welcher  das 
Datum  des  Erkenntnisses  der  ersten  [nstanz  gilt,  vermag  sie  jedoch 
im  Falle  ihrer  Ahweisuug  nichts  zu  ändern. 

Deutsche  Konkursordnung  S  240:  „Schuldner,  welche  ihre 
Zahlung  eingestellt  haben,  oder  über  deren  Vermögen  das  Konkurs- 
Terfahren  eröffnet  worden  ist,  werden  wegen  Bankerotts  bestraft, 
wenn  sie  .  .  .•' 

Die  Eröffnung  des  Konkursverfahrens  ist  auch  hier  ein  Akt 
des  Gerichts,  und  zwar  ist  zuständig  das  Amtsgericht,  K.O.  §  71. 
Voraussetzung  ist  die  Zahlungsunfähigkeit  des  Gemeinschuldners, 
welche  insbesondere  dann  anzunehmen  ist,  wenn  Zahlungseinstellung 
erfolgt  ist,  K.O.  §  102. 

Neben  der  Konkurseröffnung  stellt  das  Gesetz  als  weiteres 
Moment  und  zwar  alternativ  die  Zahlungseinstellung  auf.  Zahlungs- 
.'instellung  ist  das  Nichter  füllen  fälliger  Geldschulden,  jnag  es  be- 
ruhen auf  Nichtkönnen,  XichtwoUen  oder  vermeintlichen  Nicht- 
können.  Sie  kann  durch  ausdrückb'che  Erklärung  (Schuldner  erklärt 
seinen  Gläubigern  von  nun  ab  keine  Zahlungen  mehr  zu  leisten) 
oder  stillschweigend  erfolgen.  In  der  Regel  wird  dieselbe  auf 
Zahlungsunfähigkeit  beruhen,  das  ist  der  dauernde  Zustand  mangeln- 
der Barmittel.  Zahlungseinstellung  wie  die  ihr  meistens  zugrunde 
liegende  Zahlungsunfähigkeit  setzen  jedoch  keine  Überschuldung 
voraus.  Es  ist  sehr  wohl  denkbar,  dafs  einer  seine  Zahlungen  ein- 
stellen mufs,  weil  es  ihm  unmöglich  ist.  seine  Aktiven  zu  realisieren, 
z.  B.  Grundstücke  zu  verkaufen  oder  zu  verpfänden.  Andererseits 
ist  eine  Zahlungsunfähigkeit  ohne  Zahlungseinstellung  nicht  gut 
denkbar. 

Es  fragt  sich  nun,  was  für  eine  Bedeutung  dem  „in  Konkurs 
geraten»  im  zürch.  St.G.B.,  resp.  der  .Zahlungseinstellung  und 
Konkurseröffnung-'  im  deutschen  St  G.B.  zukommt.  Der  Tatbestand 
eines  Verbrechens  setzt  sich  .  .  .  im  objektiven  Sinn  .  .  .  zusammen 
aus  der  Tat  (Handlung)  und  dem  dazugehörenden  Erfolg  (durch 
dieselbe  bewirkten  Erfolg).  Dies  auf  unseren  Fall  angewendet,  ent- 
stehen keine  Zweifel  hinsichtlich  der  Handlung.  Darunter  sind 
selbstverständlich  die  in  den  einzelnen  Ziffern  aufgeführten  Hand- 
lungen zu  verstehen.     Schwierigkeiten   bieten  sich  dagegen   })ei  der 
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Frage,  was  man  als  Erfolg  dieser  Handlung  ansehen  will.  Hierin 
gehen  dann  auch  die  Meinungen  stark  auseinander.  Von  ihrer  Be- 
antwortung hängt  auch  die  Lösung  der  anderen  Frage,  nämlich  was 
der  rechtswidrige  Erfolg  des  Deliktes  sei,  ab. 

Ausgehend  von  meiner  eingangs  aufgestellten  Definition,  worin 
ich  den  leichtsinnigen  Bankerott  charakterisiert  habe  als  eine  Ver- 
mögeusschädigung  der  Gläubigergesamtheit  durch  den  Schuldner, 
der  auf  leichtsinnige  Weise  eine  Verschlechterung  seiner  eigeneri 
Vermögenslage  herbeigeführt  hat,  würde  sich  als  primärer  Erfolg 
eine  Verschlechterung  der  eigenen  Vermögenslage  ergeben.  Dieser 
Erfolg  ist  aber  strafrechtlich  unerheblich.  Strafbar  wird  er  da- 
gegen, wenn  sich  ergibt,  dafs  die  Verschlechterung  der  Vermögens- 
lage eine  derartige  ist,  dafs,  würde  man  in  diesem  Moment  zu  einer 
Befriedigung  sämtlicher  Forderungen  der  Gläubiger  schreiten,  das 
schuldnerische  Vermögen  hierzu  nicht  ausreichte.  Es  ergibt  sich 
demgemäfs  als  Erfolg  beim  Delikt  des  leichtsinnigen  Bankerotts  die 
„Vermögensschädigung  der  Gläubigergesamtheit". 

Nun  läfst  sich  auch  die  Bedeutung  des  „in  Konkurs  geraten", 
resp.    „der    Zahlungseinstellung    und    Konkurseröffnung«    ermessen! 
Der  Erfolg  und   sonach   auch   die  Vollendung   des  Deliktes   liegen 
vor,  sobald  die  Schädigung  der  Gläubigergesamtheit  vorliegt.    Diese 
liegt  aber   schon   dann   vor,    wenn   die  Verschlechterung   der  Ver- 
mögenslage so   weit  vorgeschritten    ist,    dafs    eine    vollständige  Be- 
friedigung   der  Forderungen    der   Gläubiger    unmöglich    ist.     Fest- 
zustellen,  ob  und  wann  dies    der  Fall    ist,    bietet  grofse  Schwierig- 
keiten und  wird  nicht  selten  überhaupt  unmöglich    «ein.     Um    nun 
dem   Richter   über    diese   Schwierigkeiten   hinwegzuhelfen,   hat   der 
Gesetzgeber  gewisse  Ereignisse  genannt,   bei   deren  Eintritt  es  sich 
unbedingt    herausstellen     mufs,     ob     eine    solche    Schädigung    der 
Gläubigergesamtheit  vorliegt   oder   nicht,    nämlich  der  Eintritt  des 
Konkurses  resp.  Zahlungseinstellung  und  Konkurseröffnung.     Diese 
Ereignisse  liegen  aber  aufserhalb  der  rechtswidrigen  Handlung  und 
bedingen,  da  sich  erst  bei  ihrem  Vorhandensein  feststellen  läfst,  ob 
das  Delikt  überhaupt  begangen  wurde  oder  nicht,  die  Strafbarkeit 
desselben.     Bezeichnet  man  das  Vorliegen  äufserer,   von  der  rechts- 
widrigen Handlung  unabhängiger  Umstände,  von  denen  der  Gesetz- 
geber den  Eintritt  seiner  Strafdrohung  abhängig  macht,  als  Straf- 
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barkeitsbedingung^),  so  ergibt  sich,  dafs  „der  Eintritt  des  Konkurses'' 
resp.  „Zahlungseinstellung  und  Konkurseröffnung"  als  Strafbarkeits- 
bedingungen aufzufassen  sind-). 

Liszt»),  der  Zahlungseinstellung  und  Konkurseröffnung  ebenfalls 
als   Strafbarkeitsbedingungen   auffafst,    definiert   den  Bankerott  als 
„Verletzung   oder  Gefährdung  der  Forderungsrechte  der  Gläubiger 
von  Seiten  des  Schuldners  durch  vorsätzliche  oder  fahrlässige  Ver- 
minderung des  eigenen  Vermögens   oder  durch  Verschleierung   des 
Vermögensstandes".      (Diese    Definition    umfafst    sowohl    den    be- 
trügerischen    als    den    leichtsinnigen    Bankerott.)     Er    fährt    dann 
aber   fort:     „An  Stelle   unseres   allgemeinen  Erfordernisses:    „Ver- 
letzung oder  Gefährdung  der  Forderungsrechte"  setzt  das  geltende 
Recht    eine    bestimmt    bezeichnete   Tatsache:    „Zahlungseinstellung 
oder  Konkurseröffnung",  das  heifst:  „Der  Gesetzgeber  schneidet  die 
Erörterung  der  Frage,  ob  im  Einzelfalle  eine  Verletzung  oder  Ge- 
fährdung  der  Ansprüche  der  Gläubiger  stattgefunden  hat,   ein-  für 
allemal  ab.    Er  nimmt  sie  ohne  weiteres  als  gegeben  an,  wenn  jene 
Tatsache  eingetreten  ist;   er  betrachtet   sie   ohne   weiteres   als   aus- 
geschlossen, wenn  jene  Tatsache  nicht  eingetreten  ist".    Mit  anderen 
Worten:    Nach  Liszt  mufs  Bestrafung  eintreten,    wenn  eine  oder 
mehrere    Bankerotthandlungen    vorliegen    und    Zahlungseinstellung 
oder  Konkurseröffnung,   gleichgültig,    ob   eine  Verletzung  oder  Ge- 
fährdung der  Forderungsrechte  der  Gläubiger  eingetreten   ist   oder 
nicht    Auf  die  Frage,  ob  eine  Gefährdung  genügt,  werde  ich  später 
zurückkommen.     Da    aber,    wie    ich    weiter   oben   schon    ausführte, 
Zahlungseinstellung  wie  eventuell  auch  Konkurseröffnung  nicht   auf 
Überschuldung  zu   beruhen   braucht,   so   mufs   nach  Liszt   trotzdem 
Bestrafung  eintreten,   auch  wenn  die  Gläubiger  keinen  Schaden  er- 
leiden.   Bedenkt  man  aber,  dafs  diese  Handlungen  an  und  für  sich 
straflos  sind,  zumal  der  Täter  sie  an  seinem  eigenen  Vermögen  vor- 
nimmt, mag  sich  auch  in   ihnen   ein  gewisser  Leichtsinn   dokumen- 
tieren,  wird   man   dieser  Lösung   nicht   beipflichten   können.     Legt 
man   aber   den    Bankerottbegrift',    wie   ich   ihn    definiert   habe,   der 

')  Siehe   von    Liszt,   Lehrbuch    des   deutschen   i^trafrechtes,    10.   Auflaj^e, 
S.  17L 

-)  So  auch  ßindiüg:,  Cohu,  Liszt,  Mever,  Zürcher. 
•)  Liszt  S.  445  tf.  ebenda. 
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Auslegung  des  Gesetzestextes  zugrunde,  was  nach  ra.  M.  ohne 
Zwang  möglich  ist,  so  treten  Zahlungseinstellung  oder  Konkurs- 
eröffnung als  Strafbarkeitsbedingung  nur  in  Funktion,  sofern  über- 
haupt ein  Delikt  vorliegt,  das  heifst  ßank^rotthandlung  und 
Schädigung  der  Gläubiger  vorliegt. 

Hiermit  erledigt  sich  auch  ein  Einwand,  den  Jäger ^)  gegen 
die  Auffassung  von  Zahlungseinstellung  und  Konkurseröffnung  als 
Strafbarkeitsbedingung  einwirft.  Er  führt  S.  935  folgendes  aus: 
„Die  Zahlungseinstellung  (K.E.)  ist  nicht  eine  blofse  Bedingung 
der  Strafbarkeit.  Schon  aus  dem  Grunde  nicht,  weil  nicht  blofs 
—  wie  bei  der  Ehescheidung  im  Falle  des  Ehebruches  —  die 
Strafdrohung,  sondern  der  Deliktsanspruch  selbst  von  dem  Vorliegen 
einer  gewissen  Tatsache,  Z.E.  und  K.E.,  abhängig  gemacht  wird. 
Die  Bankerotthandlungen  gewinnen  strafrechtlich  erst  Sinn  und 
Bedeutung  durch  das  Hinzutreten  der  Zahlungseinstellung."  Aus 
meinen  Ausführungen  aber  ergibt  sich,  dafs  das  Delikt  von  der 
Zahlungseinstellung  (K.E.)  vollständig  unabhängig  zur  Entstehung 
kommt.  Der  Eintritt  dieser  Ereignisse  bedingt  lediglich  die 
Entstehung  des  staatlichen  Strafanspruches.  Sie  erfüllen  demgemäfs 
sämtliche  Anforderungen,  die  die  gemeine  Meinung  von  einer 
Strafbarkeitsbedingung  verlangt. 

Weder  als  Strafbarkeitsbedingung  noch  als  Tatbestandsmerkmal 
bezeichnet  Frank*)  Z.E.  resp.  K.E.  Nach  ihm  sind  sie  die 
Symptome  dafür,  dafs  durch  die  Bankerotthandlungen  eine  Gelährdung 
oder  Beschädigung  der  Gläubiger  stattgefunden  hat.  Liegen  Z.E. 
resp.  K.E.  und  eine  der  Bankerotthandlungen  vor,  so  mufs  eine 
Gefährdung  oder  Beschädigung  der  Gläubiger  angenommen  werden, 
umgekehrt  darf  dies  aber  niemals  angenommen  werden,  sofern 
die  Z.E.  resp.  K.E.  mangeln  3).  Ähnlich  sieht  Reichart*) 
in  der  Z.E.  resp.  K.E.  die  Symptome  für  die  eigentlich  voraus- 
gesetzte Zahlungsunfähigkeit.  Zwischen  Z.E.  resp.  K.E.  besteht 
kein  Kausalzusammenhang,  dagegen  zwischen  der  Bankerotthandlung 

'>  Jäger,  Kommentar  zur  Konkursordnung,  2.  Auflage  1904. 

-')  Frank,  Strafgesetzbuch  für  das  deutsche  Reich  1908,  S.  627. 

'j  Ebenso  Hälschner,  das  gemeine  deutsche  Strafrecht  1884,  Bd.  2,  S.  401) 

*)  Reichart,  der  strafbare  Bankerott,  Gerichtssaal  Bd.  48,  S.  260, 
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und   der   eigentlich   vorausgesetzten   Zahlungsunfähigkeit.      Dieselbe 
wird  aber  vermutet. 

Im  übrigen  ist  zu  bemerken,  dafs  die  Mehrzahl  der  Strafrechts- 
gelehrten Zahlungseinstellung  und  Konkurseröffnung  als  Tatbestands- 
merkmal auffassen.  Auf  die  einzelnen  Ansichten  werde  ich  später 
näher  eintreten  und  gleichzeitig  eine  Widerlegung  derselben  versuchen. 


»  2.     Die  liecleuhiu«:   der   Bankerolthainlhiiif-oii    mnl    doroii 

Verhäliiils  zum  Erfol; 


'??. 


Der  Erfolg  des  Dehktes  besteht,  wie  oben  angeführt  wurde,  in 
der  Schädigung    der   Gläubigergesamtheit.      Es   ist   nun   zu   unter- 
suchen,    wie    die    im    Gesetz    kasuistisch    aufgezählten    Bankerott- 
Jiandlungen  aufzufassen  und  ferner,  ob  dieselben  geeignet  sind,  den 
erwähnten  Erfolg  hervorzurufen.     Zweifellos  wollte  der  Gesetzgeber 
ein    leichtsinniges    Verhalten    des    Schuldners    mit    Strafe    belegen, 
sofern    dasselbe    zu    einer    Beschädigung    der    Gläubigergesamtheit 
geführt  hat.     Ausschlaggebend  für  die  Strafdrohung  ist  der  Erfolg, 
der.  da  er  in  vielen  Fällen  ein  sehr  tiefgreifender  ist.  Mafsnahmeii 
strafrechtlicher  Natur  zum  Schutze  der  Gläubiger  notwendig  machte. 
Was  aber  unter  einem   leichtsinnigen  Verhalten   zu   verstehen  sei. 
das    darzulegen    bereitet   grofse    Schwierigkeiten.      Um    nun    einer 
J)efinition  dieses  Verhaltens,  die  den  Kernpunkt  schwerlich  getroffen 
hätte  und  dem  Pachter  nur  die  Lösun-  neuer,  schwieriger  Probleme 
zui^   Aufgabe    gemacht    liätte,   aus    dem   Wege   zu   gehen,    hat   der 
Gesetzgeber   die    markantesteji    Beispiele    eines    solchen    Verhaltens 
herausgegriffen  und  im  Gesetze  einzeln  aufgeführt.     Liegt  auch  nur 
eine   dieser  Handlungen  vor,  so  genügt  sie  dennoch,  den  Schuldner 
als    einen    leichtsinnigen   hinzustellen,   liegen   dagegen   mehrere   der 
aufgezählten  Handlungen   vor  oder  wurde  eine  derselben  mehrmals 
begangen,    so    bilden   sie  nur  einen  um  so  stärkeren  Beweis  für  ein 
leichtsinniges    Verhalten.     Für   diese   Auffassung   spricht   auch   die 
Bezeichnung    im   zürch.   St.G.B.   als   leichtsinniger   Bankerott.     Im 
deutschen    St.G.B.    wird    diese    Art    von    Bankerott    als    einfacher 
bezeichnet.    Hierzu  bemerkt  Gg.  Schmidt  S.  161.  dafs  der  Ausdruck 


^       % 
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„Einfacher  Bankbruch-'  aus  dem  code  de  commerce  stamme  und 
vollständig  nichtssagend  sei.  Weder  logisch  noch  historisch  gerecht- 
fertigt, ist  die  Bezeichnung  eigentlich  nur  für  den  straflosen  Bank- 
bruch richtig»).  In  älteren  Gesetzen  finden  sich  dagegen 
Bezeichnungen  wie  leichtsinnig,  mutwillig,  fahrlässig.  Köstlin  findet, 
dafs  durch  die  Bezeichnung  leichtsinnig  das  Vergehen  schärfer  und 
treffender  charakterisiert  werde,  weil  das  Wort  begrifflich  die  beiden 
Ausdrücke  fahrlässig  und  mutwillig  mit  umschliefst. 

Die2  Lösung,  die  das  Gesetz  gibt,  scheint  mir  auch  deswegen 
eine  glückliche  zu  sein,  weil  der  Richter  an  gewisse  enge  Schranken 
gebunden  ist,  die  hier  nur  von  Vorteil  sein  können,  da  das  Ver- 
schulden des  Täters,  wie  gesagt,  ein  geringes  ist  und  nur  um  des 
Erfolges  willen  gestraft  wird.  Denn  man  kann,  wenn  man  sich  vor 
Augen  führt,  wie  tief  noch  im  Volke  die  überlieferte  Meinung 
wurzelt,  dafs  jeder  Bankrottierer  ein  Betrüger  sei,  nicht  leugnen, 
dafs  die  Gerichtspraxis,  die  im  allgemeinen  ein  Spiegelbild  der 
Volksauft'assung  ist,  leicht  dazu  hinneigen  würde,  dem  Begriff  des 
„leichtsinnigen  Verhaltens"  eine  extensive  Auslegung  zu  geben. 
Nun  sind  aber  heutzutage  die  Fälle  gar  nicht  so  selten,  wo  jemand 
unverschuldeterweise  falliert.  Es  ist  aber  auch  bei  der  sorgfältigsten 
Geschäftsfübrung  nicht  ausgeschlossen,  irgend  einen  Punkt  zu  finden, 
uns   dem   man   ein    „leichtsinniges  Verhalten-    konstruieren   könnte. 

Es  bleibt  nun  noch  die  Frage  offen,  ob  durch  die  im  Gesetze 
erwähnten  Handlungen  ein  Erfolg,  wie  die  Beschädigung  der 
Gläubigergesamtheit,  herbeigeführt  werden  kann. 

L  Wenn  er  sein  Geschäft  oder  seinen  Beruf  vernachlässigt  oder 
sich  in  leichtsinnige,  seine  finanziellen  Kräfte  übersteigende  Speku- 
lationen eingelassen  hat,  sofern  hieraus  für  ihn  Verluste  entstanden 
sind; 

2.  Wenn  er  in  seinem  Privatleben  einen  seine  ordentlichen 
Einkünfte  übersteigenden  verschwenderischen  Aufwand  getrieben, 
oder  durch  Spiel,  Trunksucht  oder  Ausschweifungen  seinen  Vermögens- 
vorfall herbeigeführt  hat; 

3.  Wenn  er  im  Bewufstsein  seiner  Insolvenz  den  Ausbruch 
des  Konkurses  dadurch  hinauszuschieben  versucht  hat,  dafs  er  neue. 


*)  HälHflmer,  Goltdammers  Archiv,  Bd.  18,  S.  66h. 
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erhebliche  Schulden   einging   und   die  auf  diesem  Wege  erhobenen 
beider  oder  Waren  verschwendete  oder  vei-schleuderte 

Die  Aufzäblnng  deckt  sich  ziemlich  mit  derjenigen  des  deutschen 
llechts.     Nur  läfst  das  letztere  die  Erwähnung  der  Vernachlässigung 
des  Geschäfts   aus  Arbeitsscheu  vermissen,  was  m.  E.   bedauerlich 
ist,    da   eine   nicht   geringe   Anzahl   von   Bankerotten   hierin    ihre 
Ursache  hat  und  eine  Bestrafung   deshalb   wohl  am  Platze  wäre 
Dafs  durch   diese   Handlungen  das  Vermögen   des  ScbuldnerJ 
vermindert  wird,  ist  unbestreitbar.    Da  nun  aber  eine  Verminderung 
des    eigenen    Vermögens    zu    einer    Beschädigung    der    Gläubiger- 
gesamtheit  führt,   sobald   das   Vermögen  nicht  mehr  zur  Deckung 
sämtlicher  Forderungen   der  Gläubiger  ausreicht,    ergibt  sich    dafs 
diese  Handlungen  tatsächUch  geeignet  sind,   einen  solchen  Erfolg 
herbeizuführen. 

Aber  auch  unterlassene  Buchführung  oder  unordentliche  Buch- 
führung wie  auch  unterlassene  Bilanzziehung  sind  geeignet,  einen 
solchen  Erfolg  hervorzubringen.  Abgesehen  davon,  dafs  sich  hierin 
em  leichtsinniges  Verhalten  des  Schuldners  zeigt,  gestatten  nur 
ordentliche  und  getreue  Buchführung  und  jährliche  Bilanzen  dem 
Schuldner  jederzeit  eine  Übersicht  über  den  Stand  seiner  Aktiven 
und  Passiven  und  halten  ihn  von  Transaktionen  ab,  die  die 
Leistungsfähigkeit  seines  Vermögens  überschreiten  und  die  Gläubiger 
zu  Schaden  bringen. 

Dagegen  kann  die  im  deutschen  StG.B.  erwähnte  Vernichtung 
oder  Verheimlichung  von  Geschäftsbüchern  niemals  als  Erfolg  eine 
Schädigung  der  Gläubiger  nach  sich  ziehen.  Neumeyer')  S.  131 
bemerkt  hierzu:  „Es  handelt  sich  um  ein  Überbleibsel  jener  in  den 
Partikularrechten  so  beliebten  Präsumptionen,  und  zwar  nahm  man 
an,  dafs  dem  Gemeinschuldner,  der  seine  Bücher  verheimlicht,  irgend- 
eine strafbare  Handlung  zur  Last  fallen  müsse.  Dies  kann  sowohl 
eine  Handlung  des  leichtsinnigen  wie  des  betrügerischen  Bankerotts 
sein.  Aber  m  dubio  mitius  hat  der  Gesetzgeber  dies  als  Kenn- 
zeichen des  einfachen  Bankerotts  aufgestellt." 

')  Neumeyer,    Historische    und    dogmatische    Darstellung    ,leä    strafbaren 
Bankrotts  mit  besonderer  eingebender  Untersuchnn?  der  .><chnldfra<rf,  1X91. 
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§  3.     Die  Frage  nach  dem  Kjiusalzusammoiihaii^. 

Zwischen     der    Bankerotthandlung    und    der    Schädigung    der 
Gläubiger    mufa    stets    Kausalzusammenhang    vorliegen.      Derselbe 
wird   nicht  etwa  blofs    vermutet.      Auch    bietet   der  Nachweis   des 
Kausalzusammenhanges  keine  Schwierigkeiten.    Erforderlich  ist  aber, 
dafs    der   Schaden,   den    die   Gläubiger   erleiden,   aus   Forderungen 
herrühre,  die  schon  zur  Zeit  der  Begehung  der  Bankerotthandlungen 
existent  waren.     Liegen  keine  solche  Forderungen  mehr  vor,  so  ist 
auch  kein  Kausalzusammenhang  zwischen  den  Bankerotthandlungen 
und     der     Gläubigerschädigung      möglich^).       Dies     folgt     schon 
aus     dem     Wesen     des     Bankerotts.       Nur     dasjenige     Vermögen 
haftet  dem  Gläubiger,   das   der  Schuldner  während  der  Dauer  des 
Schuldverhältnisses   zu   eigen   hat.     Das   Interesse   des   Gläubigers 
beschränkt  sich  infolgedessen  darauf,  dafs  der  Schuldner  nicht  etwa 
die    bei  Begründung  der  Forderung  vorhandene  Vermögenslage,  auf 
die  er  vertrauend  den  Kredit  gewährte,  verschlechtere. 

Einfach  liegt  die  Sache,  wo  durch  die  Bankerotthandlung  eine 
solche   Verminderung  des  Vermögens   erfolgte,    dafs  Überschuldung, 
d.  h.  überwiegen  der  Passiven  über  die  Aktiven,  eintrat.    Berechtigte 
Zweifel  können  allerdings  dann  erhoben  werden,  wenn  der  Schuldner 
(vorausgesetzt    bleibt     natürlich     der     Eintritt     der    Strafbarkeits- 
bedingung)   zwar    durch    eine    Bankerotthandlung    sein    Vermögen 
vermindert   hat   (er  hat  z.  B.  grofse  Summen  im  Spiel  verloren), 
eine  Überschuldung  aber  erst  durch  ein  äufseres  Ereignis,  sagen  wir 
Krieg,  hinsichtlich  dessen  ihn  kein  Verschulden  trifft,  herbeigeführt 
wird.     Man  wird   hier  einwerfen,   dafs  der  strafrechtlich  erhebliche 
Erfolg  durch   ein  Ereignis   bewirkt  wurde,    das   von  der  Handlung 
des  Schuldners  vollständig  unabhängig  ist.     Dem  ist  aber  nicht  so. 
Wohl   sind   die  Bankerotthandlungen  und  ihr  unmittelbarer  Erfolg^ 
nämlich  die  Verminderung  des  Vermögens,  strafrechtlich  unerheblich! 
Anders  verhält  es  sich  aber,  wenn  die  Verminderung  des  Vermögens 
einer  Schädigung   der  Gläubiger   gleichkommt.     Dies   wird   in   der 
Regel  gleichzeitig   der  Fall  sein.      Warum  sollte   sich  aber  diese 
Schädigung    nicht    auch     später    kundgeben     können,     offenkundig 

')  Ähnlich  Meves,  Petersen-Kleinfeller  Neumeyer  und  Reichart. 
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gemacht,  wie  in  unserem  Falle,  durch  den  Eintritt  eines  zufälligen 
Ereignisses.^     Bewirkt  auch   dieses   Ereignis   eine  Schädigung  der 
Glauhiger    so   .st  dieser  Erfolg  dennoch  strafrechtlich  unerheblich 
Dagegen   .st  die  Beschädigung  von  Bedeutung,   die  die  Gmub^er 

enV;      '"■   "'^'f  ^'='"^'""   '^"'^^^  ^'-  iiankerotthandlung 
sem  Va-mogen  vermindert  hat.   ilit  anderen  Worten:  Die  Schädigung 

de.  Glaubiger,  die  durch  das  zufällige  Ereignis  bewirkt  wurde,  ver 
grofsert  sich  um  diejenige  Summe,  um  welche  der  Schuldne;  sei^. 
JXvT^  "f  f  Bankerotthandlung  vermindert  hat.  sS 
rechtlich  kommt  also  nur  die  Schädigung  in  Betracht,  die  in  der 

^uTlttS    T    ""r'r  ^■"'^°  *"^  «^"^^-«-  <>-  Sqhuldne 
Z  !^t  *     .    '  ^'"°  '^"  Verminderung  seines  eigenen  Vermögens 
ist  indentisch  geworden  mit  einer  Schädigung  der  Gläubiger 

leu^n^  >  f ,  V  ?'""°°""^'"''''  ^^'"ö'''  '«*  «»«^dings  nicht  zu 
leugnen,  dafs  der  .\achweis  eines  Kausalzusammenhanges  gelegentlich 
."Cht  zu  erbringen  ist.  Es  läfst  sich  im  einzelnen  F^lle  oft  schwer 
nachweisen  dafs  durch  unordentliche  oder  unterlassene  Bulführun 
die  Beschädigung  der  Gläubiger  bewirkt  wurde,  obwohl  dSe° 
w.e  ich  weiter  oben  ausgeführt  habe,  im  aUgem  inen  ge  iwTs  ' 
emen   solchen   Erfolg  auszulösen.     Um  nun  aber  nichfwfeder    u 

hsin    würH.    ^^'"'.'^'^''''^ff^^^S'^^    Straflosigkeit    eintreten    zu 
lassen,   wurde   es    sich    empfehlen,    die    Buchführungsdelikte    selb- 
tandig   unter  Strafe  zu   stellen.     Es   rechtfertigt  sfch  d"    schon 
deswegen,  weil  nur  Kaufleute,  und  zwar  kraft  Gesetzes  zu    Buch 

S^leSttf''  ""  '''-'  -^"  ^'-'-"-  "■•-  'St 
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3.  Kapitel. 

Der  subjektive  Tatbestand. 

^  Die    heutige    Strafrechtswissenschaft    kennt    zwei    Formen    der 

Schuld,  Vorsatz  und  Fahrlässigkeit. 

Vorsatz  ist  das  Wollen  der  verbrecherischen  Handlung  ein- 
schhefslich  des  als  kausal  vorausgesehenen  Erfolges,  der  sich  als 
rechtswidrig  darstellt. 

Fahrlässigkeit  ist  das  Wollen  der  Handlung  ohne  das 
Wollen  des  niclit  vorausgesehenen,  aber  voraussehbaren  kausalen 
Erfolges,  der  sich  als  rechtswidrig  darstellt. 

Bestraft  soll  ein  leichtsinniger  Schuldner  werden,  ein  Schuldner, 
der  durch   sein   leichtsinniges  Verhalten   eine  Vermögensschädigung 
der    Gläubiger    herbeigeführt    hat.      Leichtsinn    stellt    aber    keine 
Schuldform   dar   und   darf  ja  nicht  der  Fahrlässigkeit  gleichgesetzt 
werden.      Der   Leichtsinn   ist   eine   Eigenschaft  des  Menschen,   die 
sich   durch  seine  Handlungen  kundtut.     Diese  Handlungen  beruhen 
nun   ihrerseits   wieder   auf  einem  Verschulden,   sei    es  nun  Vorsatz 
oder    Fahrlässigkeit.      Um     nun    beim    Delikt    des    leichtsinnigen 
ßankerotts    die    Frage    nach    der   Schuld    beantworten    zu   können 
braucht  man  nur  die  Schuld  hinsichtlich  der  einzelnen  Bankerott^ 
handlungen  zu   untersuchen,  da  sich  ja  in  denselben  nach  der  Auf- 
fassung des  Gesetzgebers  das  leichtsinnige  Verhalten  des  Schuldners 
dokumentiert.     Dabei  ist  zu   berücksichtigen,   dafs  die  Schuld  sich 
auch  auf  den  rechtswidrigen  Erfolg,  das  ist  hier  die  Beschädigung 
des  Vermögens    der  Gläubiger,    erstrecken   mufs.      Als   vorsätzlich 
begangen    sind    also    die    Bankerotthandlungen    dann    anzunehmen 
wenn  der  Täter  den  Erfolg,  das  ist  die  Schädigung  der  Gläubiger, 
gewollt  hat,   oder  wenn  er    diesen   Erfolg,    dessen   Eintritt   er  als 
sicher   oder  doch  höchstwahrscheinlich  vorausgesehen  hat,  gebilligt 
hat.   Fahrlässigkeit  dagegen  ist  hinsichtlich  der  Bankerotthandlungen 
dann  anzunehmen,    wenn   der   Täter  diesen   vorausseh  baren  Erfolg 
überhaupt  nicht  vorausgesehen  hat,  oder  wenn  er  diesen  Erfolg  zwar 
als  möglich  voraussah,  aber  mit  dem  wahrscheinlichen  Nichteintritt 
desselben  rechnete. 

Versuchen   wir    nun   die    Begriffe  Vorsatz   und    Fahrlässigkeit 
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gemäfs  den  obigen  Ausführungen  auf  die  einzelnen    i„,  Gesetz    be 
=!e.chneten  Bankerotthandlungen  anzuwenden- 

ße,.SfM  T  -T  ^''  t''"'^  ^''''''  Gescbäftesitte   und  Umfang   des 

soS  fit  T        '''r?"*^"  ^'"^''^  ^"*-'^-   «-'  -cht   Ode..    ■ 
solcher  Unordnung  geführt  hat.   dafs   daraus   sein  Vermögensstand 
mcht  ersehen  werden  konnte;   ebenso  wenn  er   die   übu~Än 
Bücherabschlüsse  nicht  gemacht  hat  "ungsgemaisen 

lälW  ^r  ^•"^»««««'bäftsbetrieb  eröflfnet  und  die  Buchhaltung  „nter- 
^lat,  .st  nicht  imstande,  sich  jederzeit  ein  genaues  Bild  seiner  Vet 
naogenslage  zu  machen  und  eventuell  einen   unrentablen  GeschUfu 
betneb  abzubrechen.     Es  ist  daher  leicht  möglich,   daf"  dne  üb  r 
^chudnng  und  somit  eine  Schädigung  der  Gläubiger  erntrirKese; 
B  Jeben'tue th  "" ""''^'i-,    Fahrlässigkeit.     Ein    vorsätzlich 
Snd  d     ßlSh       ''"^^^^t'r^^"-    »«"»  es  iBt  undenkbar,  dafs 

umal   es  d!m   r  t'"'  "T^'^'  """  '''""'  ^''^"^'«--  ^^  «=''ädigen, 
zumal   es   dem   Tater   in    der   Regel    hauptsächlich    um    seine    Be 

St^L^ic,'"'   t'     ""r   '''''   ^•'=''   ^^-   -•  -derwie 
leichter  und  sicherer  bewerkstelligen.    Aus  den  gleichen  Erwäguneen 

n  Lr Vo '1'^'"  f  "'^.^''''""^  Fahrlässigkeit  anzunehin  n     lo- 

lr^n'rdelTäv:s^;;TBTb'r--^^''\^^^^  •"•  ^- '-  '^^*- 

da  in  di«l  P  ..  .  •  (t'et'-ugenscher  Bankerott)  erfüllt, 

i^  Lr  Shf  t      ""«ordentliche  Buchführung''  unter  „wahrheits: 

iTs  2e  t  beful"t      ?  V" '"'r  ■""""  "^^^-    ^»'-^^"^  -f*^'*br. 
lassigkeit  beruht  unterlassene  Bilanzziehung,   zumal  eine  geordnete 

Buchfuhrnng   ohne    die    üblichen  Bilanzen    nicht    gut    möglich  Ts^ 

wZn  et  :rr"  ^"--'«''-«  ■^«-te  man-dann  ann     met 
wenn  nach  Ablauf  eines  ungünstigen  Geschäftsjahres  keine   Bilanz 

wird.     Wir  hatten   es   hier    aber    mit    einer  Fälschun«^    der  Buch- 

wobei    ich    darauf   hinweisen    will,    dafs    ich    den    betrügerischen 
B^kerott    als    vorsätzliche    Schädigung    der    GläubigeieZth^; 

v^reiar:sr" '-''-' '''  -'-  ^^-  ^^ 


f  14 


I 


—     33    — 

c)  wenn  er  in  seinem  Privatleben  einen  seine  ordentliche  Ein- 
künfte übersteigenden  verschwenderischen  Aufwand  getrieben  oder 
durch  Spiel,  Trunksucht  oder  Ausschweifungen  seinen  Vermögens- 
verfall  herbeigeführt  hat. 

Die  unter  b  und  c  angeführten  Handlungen  sind  typisch  solche, 
die  den  Schuldner  als  leichtsinnig  kennzeichnen.     Dafs  die  Hand- 
lungen   auf    Fahrlässigkeit    beruhen,    braucht    nicht    bewiesen    zu 
werden.    Zu  untersuchen  ist  nur,  ob   nicht  auch  vorsätzliche  Be- 
gehung möglich  ist.     Es  ist   zwar  theoretisch    wohl   denkbar,    dafs 
.jemand  sein  Geschäft   vernachlässigt  oder   verschwenderischen  Auf- 
wand treibt,  weil  er  seine  Gläubiger  schädigen  will  oder  doch  diesen 
Erfolg    billigt.     In    der   Praxis    liegt    die   Sache    aber    regelmäfsig 
anders,  denn  es  ist  eine  Eigentümlichkeit  gerade  dieser  Handlungen 
dafs  SIC  vom  Täter  vorgenommen  werden,   ohne  dafs  sich   derselbe 
jemals  Rechenschaft  über  deren  Tragweite  gibt.    Dazu  kommt,  dafs 
in  den  äufserst  seltenen   Fällen,  wo  wirklich  Vorsatz  voriiegt,   es 
dem  Richter  kaum  gelingen  wird,  denselben  nachzuweisen. 

d)  wenn  er  im  Bewufstsein  der  Insolvenz  den  Ausbruch  des 
Konkurses  dadurch  hinauszuschieben  versucht  hat,  dafs  er  neue 
erhebliche  Schulden  einging  und  die  auf  diesem  Wege  erhobenen 
Gelder  oder  Waren  verschwendete  oder  verschleuderte. 

Auf  den  ersten  Blick  wird  man  sich  sagen,  dafs  diese  Hand- 
lungen nur  vorsätzlich  begangen  werden  können,  denn  wer    im  Be- 
wufstsein seiner  Insolvenz"  handelt,  der  mufs  sich  auch  klar  darüber 
sein     dafs   durch    diese   Handlungen    seine    Gläubiger    geschädigt 
werden.     Dies  würde  nur  dann  nicht  zutreffen,  wenn  die  Zahlungs- 
unfähigkeit  nicht   auf   Überschuldung  beruhte    und   also   nur    eine 
vorübergehende  wäre.    In  diesem  Falle  liegt  aber  m.  E.  überhaupt 
kein  strafbarer  Bankerott  vor.    Sollten  aber  diese  Handlungen  mit 
Vorsatz  begangen  werden,  das  heifst  in  der  Absicht,  die  Gläubiger 
zu  schädigen  oder  doch  unter  Billigung  dieses  Erfolges,  ist  es  nicht 
begreiflich,  dafs  der  Gesetzgeber  dieselben  dem  leichtsinnigen   und 
nicht  vielmehr  dem  betrügerischen  Bankerott  zugeteilt  hat.    Zweifels- 
ohne hatte  der  Gesetzgeber  jene,  gewifs  zahlreichen  Fälle  im  Auge 
in   denen    ein  Schuldner  den  Konkurs   möglichst  lange  hinauszJ 
schieben  versucht,   trotzdem   er  seine  Situation  selber  für  beinahe 
hoffnungslos  ansieht.     Menschlich  ist  das   wohl  verständlich,   denn 
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jeder  sucht  einem  Uuglück  so  lange  als  möglich  auszuweichen  und 
als  solches  kann  man  den  Konkurs,  der  den  Zusammenbruch  der 
wirtschaftlichen  und  oft  auch  der  gesellschaftlichen  Persönlichkeit 
bedeutet,  wohl  bezeichnen.  Dazu  kommt,  dafs  fast  jeder  Mensch 
auch  in  den  schlimmsten  Situationen  noch  einen  Hoffnungsschimmer 
auf  Rettung  behält  und  könnte  diese  auch  nur  durch  einen  Zufall 
eintreten.  Als  Schuld  ist  hier  Fahrlässigkeit  anzunehmen,  und 
zwar  sogenannte  bewufste  Fahrlässigkeit.  Wir  haben  es  hier  eben 
mit  leichtsinnigem  Handeln  zu  tun,  das  in  zahlreichen  Fällen  auf 
„bewufster  Fahrlässigkeit"  beruht  und  manchmal  Schwierigkeiten 
bietet  hinsichtlich  einer  Abgrenzung  von  Vorsatz.  Wie  aber,  wenn 
einer  Geld  entlehnt,  um  seine  laufenden  Forderungen  zu  befriedigen 
und  auf  diese  Weise  seine  Lage,  die  er  nur  momentan  für  bedroht 
hält,  zu  retten  hofft,  handelt  er  nicht  aus  ehrbaren  Motiven?  M.  E.') 
hätte  hier  eine  Bestrafung  zu  unterbleiben,  weil  die  Schuldfrage 
verneint  werden  müfste. 

Werden  diese  Handlungen  vorsätzlich  begangen,  sind  sie  nichts- 
destoweniger gemäfs  den  Bestimmungen  über  den  leichtsinnigen 
Bankerott  zu  bestrafen.  Es  ist  dies  ein  bedauerlicher  Mangel  des 
Gesetzes,  das  uns  keine  Handhabe  bietet,  diesen  Tatbestand  unter 
den  betrügerischen  Bankerott  einzureihen,  wohin  er  eigentlich  gehört. 

Es  könnte  auch  die  Frage  aufgeworfen  werden,  ob  eigentlich 
das  leichtsinnige  Schulden  machen  überhaupt  ein  Konkursdelikt  sei. 
Man  könnte  so  argumentieren:  Hineingefallen  sind  nur  die  neuen 
Gläubiger,  sie  sind  betrogen.  Durch  den  Betrug  aber  wird  die 
Lage  der  alten  Gläubiger  nur  verbessert,  der  Gemeinschuldner  und 
damit  seine  Masse  sind  zu  Geld  gekommen. 

Diese  ganze  Überlegung  beruht  aber  auf  einem  Irrtum.  Aller- 
dings ist  richtig,  dafs  der  Gemeinschuldner  und  damit  auch  die 
Masse  zu  Geld  gekommen  sind.  Diesen  Aktiven  stehen  aber 
Passiven  in  weit  gröfserem  Umfang  gegenüber.  Der  Schuldner  hat 
natürlich  die  Waren  auf  Kredit  erhalten,  denn  da  er  bereits  in- 
solvent war,  ist  etwas  anderes  nicht  gut  möglich.  Er  hat  diese 
Waren  dann,  um  Geld  zu  machen,  verschleudert,  das  heifst  be- 
deutend    unter     dem     Ankaufspreis     weiterverkauft.       Die     neuen 

»)  Calame  zu  Art.  99,  Protokoll  der  Expertenkommission,  Siders  1913. 
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Gläubiger  treten  neben  die  alten  Gläubiger.     Sie  nehmen  ebenfalls 
am  Konkurse  te,l.  wodurch  die  Konkursdividende  verringert  wird 
da   Ihre   Forderungen   gröfser  sind,    als    der  Gegenwert    den   der 

Di  1::  Grb  ^^^^.^r  ?"""^  '^^  '"^'^'^  ^'^  ^--  -"**''' 

neuen      Ob   1  Tl  u      ^>^\^''^"f^"«   g^-^ädigt,   nicht   nur  die 
ueuen.     Ob   der  Schuldner  sich  den  neuen    Gläubigern  gegenüber 


4.  Kapitel. 

Die  in  der  Theorie  vertretenen  Auffassungen 
des  leichtsinnigen  Bankerotts. 

§  1.    Formal  delikt. 

und  Slrke1"!-r^'  f'  J'ormaldelikt,    vertreten  von   Völderndorff 
fotendl     r    .  heute  allgemein  als  überwunden.     Sie  bestand  in 

ZE     «r    ^f  ""'  ^"'  ""  ^'''''  aufgezählten  Handlungen  und 
Z.E.    oder    K.E.    vor,    so    hat    Strafe    zu    erfolgen.      Ein    Kausal- 

Herr,      '     7'"'"     '''     "^^^«ff-«^-     H-dlung     und    der 
Benachteiligung   der   Gläubiger   wird   nicht   verlangt    ebenso   auch 
nicht  mt  der  ZE  oder  KP     t»^..„  c  i,  u      """'"'8"^»   eoenso  auch 
fm  wj   "'''^ '^•/^- »""  J^-l!'-   Jedes  Schuldmoment  ist  ausgeschlossen 
Im  Widerspruch  hierzu  wird  aber  doch  die  Anwendung  der  Schuld 

;Zt:  "T?'^  '"'"^"'^^^^  ''^«J"^"'^-  «^^  U^zurechnungs- 
„nulla  poena  sine  culpa"  heute  glücklicherweise  als  eine  der  Grund- 
lagen anerkannt  ist,  auf  die  sich  das  gesamte  Strafrecht  aufbauf). 

§  2.    Die  heiTscheude  Meinung. 

verlaS!""  ^t""'"  *"*?  «''""  diejenigen,  die  zwar  ein  Verschulden 
verlangen,    aber    nur    hinsichtUch    der    Bankerotthandlung.      Ihre 

*)  Neumeyer,  S.  143. 
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Ansicht  gilt  heute  noch  als  die  herrschende.  Die  Mehrzahl  von 
ihnen  sieht  dabei  in  K.E.  resp.  Z.E.  ein  Tatbestandsmerkmal 
(Berner,  Kleinfeller,  Gg.  Schmidt,  Wilmowsky  und  andere  mehr), 
das  aber  weder  mit  der  strafbaren  Handlung  im  Zusammenhang 
steht  —  zwischen  Bankerotthandlung  und  K.E.  und  Z.E.  besteht 
kein  Kausalzusammenhang  —  noch  von  einem  Verschulden  des 
Täters  umfafst  wird.  Damit  nun  aber  K.E.  resp.  Z.E.  als  Tat- 
bestandsmerkmale nicht  vollständig  aufserhalb  des  Verbrechens- 
tatbestandes stehen,  wird  ein  gewisser  innerer  Zusammenhang 
verlangt.  So  verlangt  z.  B.  Meves^),  dafs  diese  Tatbestandsmerkmale 
sich  auf  dieselben,  die  Zahlungseinstellung  bedingenden  Tatsachen 
beziehen  müssen.  Was  man  darunter  aber  verstehen  soll,  ist  unklar. 
Ebenfalls  der  herrschenden  Meinung  schliefsen  sich  an  Binding, 
Cohn,  Liszt,  Meyer;  die  aber  in  der  Zahlungseinstellung  eine 
Bedingung  der  Strafbarkeit  sehen.  Was  die  Schuldform  betrifft, 
verlangen  die  einen  Vorsatz,  während  den  anderen  Fahrlässigkeit 
genügt.  Eines  aber  spricht,  wie  Neumeyer  S.  147  richtig  bemerkt, 
gegen  alle  diese  Versuche,  das  Verschulden  auf  die  Bankerotthandlung 
zu  beschränken:  die  Nichtberücksichtigung  der  für  das  Verbrechen 
so  wesentlichen  Beziehung  zwischen  Schuldner  und  Gläubiger.  Die 
Schuld  mufs  sich  auf  das  Verbrechen  als  Ganzes  beziehen. 


§  3.    Die  Pfliehtveinachlässigimg,  eiue  neue  Schuldforiii, 

aufgestellt  tou  Meyes. 

Eine  neue  Schuldform,  die  Pflichtveruachlässigung,  wird  von 
Meves^)  aufgestellt.  Er  gelangt  hierzu  durch  folgende  Überlegungen. 
Z.E.  resp.  K.E.  sind  Tatbestandsmerkmale.  Verlangt  man  nun 
vorsätzliche  Begehung  der  Bankerotthandlungen,  so  geht  es  nicht  an, 
den  Vorsatz  auf  die  Bankerotthandlung  an  sich  zu  beschränken, 
denn  der  Vorsatz  mufs  sämtliche  Tatbestandsmerkmale  umfassen. 
Vorsätzlich  handelt,  wer  sämtliche  Tatbestandsmerkmale  weifs  und 
will.     (Reichsger. -Entsch.  Bd.  14,  S.  420.) 


^)  Meves,  Goltdammers  Archiv,  Bd.  36,  S.  381. 
«)  Meves,  Goltdammer.s  Archiv,  Bd.  36,  S.  377  ff. 
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Hierin  ändert  sich  auch  nichts,  wenn  man,  wie  v.  Liszt,  Z.E. 
resp.   K.E.   als  Strafbarkeitsbedingung   auffafst.     Liszt  (Lehrbuch! 
3.  Auflage  S.  165*)  lehrt,   dafs  der  strafrechtliche  Vorsatz  in  dem 
Vorhersehen   des   eingetretenen   Erfolges   bestehe,   und   dafs   dieser 
dem  Täter  als   ein  vorsätzlicher  nicht  zugerechnet  werden  könne, 
wenn  er  ihn   nicht  vorhergesehen.     Es   ist  nun   allerdings  richtig' 
dafs  der  Täter  den  unmittelbaren  Erfolg  seiner  Bankerotthandlungen 
vorausgesehen  haben  mufs,  z.  B.  wenn  er  grofse  Summen  im  Spiel 
verloren    hat,    diese  Summen  aus  seinem   Vermögen  ausgeschieden 
sind.     Allein   dieser  Erfolg  ist   strafrechtlich  unerheblich.     Rechts- 
widrig wird  er  erst  durch  den  Hinzutritt  der  Z.E.  resp.  K.E.    Der 
Täter  müfste  folglich  auch  diese  beiden  Momente  vorhergesehen  haben. 
Aber   auch   diejenigen,   die  hinsichtlich  der  Bankerotthandlung 
nur   Fahrlässigkeit    fordern,    gelangen    zu    keiner   Lösung.      Denn 
unter  Fahrlässigkeit  ist,  wie  das  Reichsgericht  in  ständiger  Rechts- 
Übung    annimmt,   das   Aufserachtlassen   derjenigen   Aufmerksamkeit 
zu  verstehen,  bei  deren  Anwendung  der  Handelnde  den  eingetretenen 
Erfolg  als  eine  mögliche  Folge  seiner  Handlung  voraussehen  konnte 
oder  niufste.    Da  aber  bei  der  Bankerotthandlung  der  voraussehbare 
unmittelbare    Erfolg    kein    rechtswidriger   ist,    sondern    erst    durch 
Hinzutritt  von  Z.E.  resp.  K.E.  zu  einem  solchen  wird,  müfste  also 
auch  die  Voraussehbarkeit  dieser  Momente  verlangt  werden. 

Da  nun  aber  weder  Vorsatz  noch  Fahriässigkeit  genügen  und 
eine  Verschuldung  hinsichtlich  der  Z.E.  resp.  K.E.  zu  verlangen 
untunlich  erscheint,  müfste  man  zum  Formaldelikt  zurückkehren, 
wenn  es  nicht  noch  eine  dritte  Art  der  Verschuldung  gäbe,  nämlich 
die  Pflichtvernachlässigung.  Meves  beruft  sich  hierbei  auf  §  316 
Abs.  2,  deutsches  St.G.B.  Denn  wenn  der  Gesetzgeber  in  §  315 
Abs.  1  die  vorsätzliche  Gefährdung  eines  Eisenbahntransportes,  in 
§  316  Abs.  1  aber  die  fahrlässige  Gefährdung  mit  Strafe  bedroht, 
so  mufs  er  die  Pflichtvernachlässigung  in  §  316  Abs.  2  als  eine 
besondere  Art  der  Verschuldung  aufgefafst  haben.  Er  begründet 
dies  damit,  dafs  die  Pflichtvernachlässigung  nur  um  ihres  kausalen 
Zusammenhanges  mit  der  eingetretenen  Gefährdung  bestraft  wird, 

*)  Ich  zitiere  hier  diese  ältere  Auflage,  weil  sie  von  Meves  zitiert  wird 
Die  gleiche  Ansicht  vertritt  Liszt  übrigen«  auch  in  den  neuereu  Auflagen. 
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ohue   dafs   ein  Verschulden,   sei   es   Vorsatz,   sei   es  Fahrlässigkeit, 
verlangt  wird. 

Pflichtvernachlässigung  kann  aber  keine  dem  Vorsatz  und  der 
Fahrlässigkeit  gleichzusetzende  Schuldform  sein.  Vorsatz  wie  Fahr- 
lässigkeit sind  Willensfehler,  während  Pflichtvernachlässigung  ein 
Handeln  oder  Unterlassen  darstellt.  Pflichtvernachlässigung  ist 
schuldhafte  Nichterfüllung  der  Pflicht;  jene  beruht  auf  Verschulden, 
ist  nicht  selbst  die  Schuld^).  Sie  kann  vorsätzlich  wie  fahrlässig 
erfolgen.  Der  Erfolg  besteht  dann  darin,  das  die  Pflicht  ganz  oder 
teilweise  unerfüllt  bleibt^). 


§  4.    Die  Darstellung  Neumeyers. 

Als  schuldhafte  Verursachung  der  Zahlungsunfähigkeit  bezeichnet 
Neumeyer  den  einfachen  Bankerott.  Z.E.  resp.  K.E.,  als  durch 
die  Zahlungsunfähigkeit  veranlafst,  sind  Tatbestandsmerkmale.  Allein 
des  Nachweises  eines  Kausalzusammenhanges  zwischen  Bankerott- 
handlung und  Zahlungseinstellung  bedarf  es  nicht.  Letzterer  wird 
vermutet.  Was  die  Schuld  anbetrifft,  nimmt  Neumeyer  der  Regel 
nach  Fahrlässigkeit  an,  hält  aber  Vorsatz  nicht  für  ausgeschlossen. 
Der  einfache  Bankerott  setzt  die  Vorstellung  bzw.  die  pflichtwidrige 
NichtVorstellung  des  Schuldners  voraus,  dafs  die  Bankerotthandlung 
seine  Zahlungsunfähigkeit  bewirken  werde^).  Aber  bewiesen  braucht 
die  Schuld  hinsichtlich  dieses  Erfolges  nicht  zu  werden.  Denn  wie 
sollte  eine  Schuld  nachgewiesen  werden,  wenn  die  Verursachung 
des  Erfolges  durch  die  Bankerotthandlung  nur  vermutet  wird,  also 
gegebenenfalls  gar  kein  Kausalzusammenhang  besteht?  Ursachen- 
zusammenhang und  Schuld  werden  gemeinsam  vermutet. 

Die  Zahlungsunfähigkeit  als  Erfolg  zu  betrachten,  findet 
Neumeyer  in  der  historischen  Entwicklung  begründet.  Es  ist  aber 
m.  E.   nicht   einleuchtend,   dafs   dieselbe  den  strafbaren  Erfolg  des 


>)  Kleinfeller,   Gerichtssaal,   Bd.  1«,    S.  168.    Äbulicb    anch  Kohn    ErDst 
S.  35,  Breslau  1912. 

'-)  Kleinfeller,  ebenda. 

•*)  Nenmeyer  üteht  auf  dem  Boden  der  Vorstellnnj^sthcorie. 
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Deliktes    darstellen     soll.      Zahlungsunfähigkeit    bezeichnet    einen 
Zustand,  und  zwar  denjenigen,  in  dem  sich  ein  Schuldner  befindet, 
der  die  laufenden  Forderungen  seiner  Gläubiger  nicht  mehr  begleichen 
kann.      Dafs    hierin    aber    schon    eine    strafbare    Schädigung    der 
Gläubiger  liegen  soll,  ist  nicht  gesagt.     Denn  Zahlungsunfähigkeit 
braucht,    wie   unbestritten    feststeht,    nicht    auf  Überschuldung   zu 
beruhen.     Die  Gläubiger  können  demnach  vollständige  Befriedigung 
erlangen.     Diejenigen   aber,   die  annehmen,   dafs   schon   darin   eine 
strafbare  Benachteiligung  liege,  dafs  die  Gläubiger  das  ihnen  Zu- 
kommende nicht  rechtzeitig,'  erhalten,  übersehen,  dafs  dieser  Fall  im 
Zivilrecht  gelöst  ist.    Der  im  Verzug  sich  befindende  Schuldner  hat 
dem    Gläubiger    den    daraus    erwachsenden    Schaden    zu   vergüten. 
Dies    geschieht    durch    Bezahlen    von    Verzugszinsen.      Hat    der 
Gläubiger    jedoch    einen    gröfseren    Schaden    erlitten,    so    ist    der 
Schuldner  auch  zum  Ersätze  dieses  Schadens  verpflichtet*).  Schweiz. 
O.R.  Art.  97  ff.,  speziell  Art.  102—104  und   106.     Beruht  aber 
die  Zahlungsunfähigkeit  nicht  auf  Überschuldung,  so  ist  der  Schuldner 
wohl  imstande,  auch  für  diesen  Schaden  aufzukommen.     Ein  Grund 
zu  strafrechtlichem  Einschreiten  liegt  nicht  vor. 

Weiterhin  führt  Neumeyer  aus,  dafs  das  Tatbestaudsmerkmal 
ein  für  das  Verbrechen  wesentlicher  Umstanil  ist  und  dafs  als 
solche  Umstände  die  Momente  erscheinen,  die  den  Täter  zum 
Verbrecher  stempeln,  wie  Zurechnungsfähigkeit,  Verschuldung 
einerseits,  andererseits  die  Elemente  der  Verbrechenstat,  die  Handlung 
mit  ihren  Modalitäten  und  ihr  Erfolg.  Ferner  dafs  das  Tatbestands- 
merkmal für  die  Abgrenzung  des  Umfanges  eines  Verbrechens  nach 
der  objektiven  und  subjektiven  Seite  wesentlich  ist  und  dafs  es 
insbesondere  mitwirke  zur  Bestimmung  des  Umfanges  der  Schuld, 
indem  sich  dieselbe  auf  sämtliche  Tatbestandsmerkmale  erstrecken 
müsse.  Er  fährt  dann  aber  fort:  „Wenn  nun  aber  der  Gesetzgeber 
ausnahmsweise  einmal  davon  absieht  —  etwa  für  den  Erfolg 
desselben  —  den  Nachweis  einer  Schuld  zu  verlangen,  so  kann  dies 
(lie  Eigenschaft  des  Erfolges,  Tatbestandsmerkmal  zu  sein,  nicht 
ändern.  Die  durch  eine  Körperverletzung  verursachte  Tötung  (§  226) 
bleibt  Tötung,  mag  dem  Täter  in  bezug  auf  den  Tod  des  Verletzten 

')  Daneben  stehen  dem  Gläubi^^^er  auch  noch  andere  Rechte  zu. 
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auch  keine  Schuld  zu  beweisen  sein  (unwiderlegliche  Schuldvermutung). 
Es  hiefse  eine  Ausnahme  in  unzulässiger  Weise  extensiv  auslegen, 
wollte  man  daraus,  dafs  hier  die  Beziehungen  des  Erfolges  zu  dem 
Vorstellungskreis  des  Handelnden  verkümmert  sind,  folgern,  es  sei 
nun  der  Erfolg  auch  für  die  objektive  Seite  des  Verbrechens 
unwesentlich. 

Dasselbe  gilt  auch,  wenn  der  Gesetzgeber  noch  einen  Schritt 
weitergeht  und  nicht  nur  von  dem  Nachweis  einer  Verschuldung, 
sondern  selbst  von  dem  Nachweis  der  Verursachung  des  Erfolges 
absieht.  Solche  Fälle  enthält  §  87,  §  154  Abs.  2,  §  210,  §  227. 
Ein  schlagendes  Beispiel  dieser  Art  bietet  der  einfache  Bankerott. 
Als  Erfolg  der  Bankerotthandlung  ist  die  Zahlungsunfähigkeit  des 
Schuldners  und  die  durch  sie  veranlafste  Z.E.  bzw.  K.E.  zu  denken, 
einen  Nachweis  des  Ursachenzusammenhanges  verlangt  das  Gesetz 
nicht.  Dies  ist  aber  noch  kein  Grund,  dem  Erfolg  des  Verbrechens 
nun  in  jeder  Beziehung  seine  Eigenschaft  als  Tatbestandsmerkmal 
abzusprechen,  das  ihm  nach  seinem  Wesen  zukommt.  Es  ist  die 
Zahlungseinstellung  freilich  ein  abgestorbenes  Tatbestandsmerkmal, 
aber  doch  ein  Tatbestandsmerkmal." 

Dieses  Resultat,  zu  dem  Neumeyer  durch  obige  Beweisführung 
gelangt,  erweist  sich,  so  bestechend  auch  die  Ausführungen  sind, 
als  falsch.  Es  zeigt  sich  dies  am  besten,  wenn  man  die  Beispiele 
aus  dem  Gesetz,  auf  welche  Neumeyer  seine  Theorie  stützt,  näher 
untersucht.  Es  ist  allerdings  richtig,  dafs  in  §  226  Körperverletzung 
mit  tödlichem  Ausgang,  ein  Verschulden  (Vorsatz  oder  Fahrlässigkeit) 
hinsichtlich  des  verursachten  schwereren  Erfolges,  nämlich  des  Todes 
des  Verletzten,  nicht  verlangt  wird.  Der  Unterschied  zwischen  dem 
einfachen  Bankerott  und  diesem  Fall  liegt  aber  darin,  dafs  bei 
letzterem  durch  die  Handlung  des  Täters  schon  ein  rechtswidriger 
Erfolg,  das  ist  die  Körperletzung,  bewirkt  wurde,  und  der  vom 
Verschulden  des  Täters  umfafst  sein  mufs.  Wir  haben  es  hier  mit 
einem  jener  Fälle  zu  tun,  wo  durch  eine  an  sich  schuldhafte  Hand- 
lung ein  unverschuldeter  schwererer  Erfolg  herbeigeführt  wurde, 
und  deshalb  härtere  Strafe  eintritt.  Beim  einfachen  Bankerott  sind 
aber  die  einzelnen  Bankerotthandlungen  weder  an  sich  strafbar, 
noch  ist  der  durch  sie  bewirkte  Erfolg,  z.  B.  das  Verbrauchen 
übermäfsiger  Summen  durch  Aufwand,  ein  rechtswidriger.    Es  geht 
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aber  nicht  an   eine  leider  im  Gesetz   noch  vorhandene  Ausnahme, 
bei    der    von    einem    Verschulden    des    Täters    hinsichtlich    eines 
bewirkten  schwereren  Erfolges  abgesehen  wird,  auch  auf  Fälle  aus- 
zudehnen,   wo  überhaupt   keine   schuldhafte   Handlung   des  Täters 
vorliegt.   Liszt^)  bemerkt  zu  diesen  im  Gesetz  statuierten  Ausnahmen: 
„Es   sollte   keinem   Zweifel   unterliegen,    dafs    dieser   Überrest  der 
alten   Erfolgshaftung   weder  dem   heutigen  Eechtsbewuf&tsein   noch 
den    Grundsätzen    einer    vernünftigen    Kriminalpolitik   entspricht«. 
Wenn  Neumeyer   ferner   sagt,    dafs   dasselbe   gelte,   wenn  der 
Gesetzgeber   einen   Schritt   weiter   geht   und    nicht   nur   von   dem 
Nachweis  einer  Verschuldung,   sondern   selbst  von  dem   Nachweis 
einer  Verursachung  des  Erfolges  absteht,  so  ist  darauf  zu  erwidern, 
dafs  es   solche  Fälle  glücklicherweise   im  St.G.B.  überhaupt  nicht 
gibt.     Dies   zeigt  sich  wiederum   am  besten  au  den  Beispielen,  die 
Neumeyer  selbst  anführt.   Im  §  87  (Landesverräterische  Konspiration) 
ist   die    Handlung,    das    Sicheinlassen   eines    Deutschen    mit  einer 
ausländischen  Eegierung,  um  dieselbe  zu  einem  Kriege  gegen  das 
Deutsche  Reich  zu  veranlassen,  an  sich  mit  Strafe  bedroht.     Der 
Ausbruch  des  Krieges,  der  zum  Verhalten  des  Täters  nicht  kausal 
zu  sein   braucht  und   deshalb  auch  nicht  von  ihm  verschuldet  ist, 
ist  lediglich  Bedingung  einer  höheren  Strafbarkeit.  Vollständig  gleich 
liegt  die   Sache   bei  §  154  Abs.  2  (Zeugen-  und  Sachverständigen- 
memeid,   wenn  das  falsche  Zeugnis  oder  Gutachten  in  einer  Straf- 
sache  zum   Nachteil    eines   Angeschuldigten   abgegeben   und   dieser 
zum  Tode  usw.  verurteilt  wurde).     Warum  sollte  man  aber,  wenn 
man    das    Vorliegen    äufserer,    von    der   rechtswidrigen    Handlung 
unabhängiger    Umstände,   von   denen   der  Gesetzgeber   den  Eintritt 
seiner    Strafdrohung    abhängig    macht,    als    Strafbarkeitsbedingung 
bezeichnet,   nicht  auch   solche  Umstände,   bei   deren  Vorliegen   der 
Gesetzgeber  lediglich  eine  Erhöhung  seiner  Strafdrohung  eintreten 
lafst,  als  Strafbarkeitsbedingung  bezeichnen  können? 

Beim  §  210  (Anreizung  zum  Zweikampf)  qualifiziert  sich  das 
Stattfinden  des  Zweikampfes  als  Strafbarkeitsbedingung 2),  denn 
dadurch,  dafs  der  Gesetzgeber  die  Anreizung  als  delictum  sui  generis 

*)  Liszt,  Lehrbuch  des  deutschen  Strafrechts,  10.  Aufl.,  S.  140 
*)  Ebenso  Liszt,  8.  172  und  die  gemeine  Meinung. 
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bezeichnet,  betrachtet  er  die  Haudlung  an  sich  als  strafbar  und 
sieht  im  Stattfinden  des  Zweikampfes  nicht  etwa  den  Erfolg  des 
Deliktes.  Hätte  er  dies  gewollt,  so  hätte  er  es  bei  den  allgemeinen 
Bestimmungen  über  die  Teilnahme  bewenden  lassen,  und  zwar  läge 
dann  Anstiftung  vor,  sofern  die  Begehung  des  Deliktes  deren  Folge 
gewesen  wäre. 

Ebenso  ist  beim  §  227  (Raufhandel)  der  Tod  eines  Menschen 
oder  die  schwere  Körperverletzung  Bedingung  der  Strafbarkeit*). 
Dies  geht  aus  der  Fassung  des  Gesetzes  unzweideutig  hervor,  welche 
lautet:  „.  .  .so  ist  jeder,  welcher  sich  an  der  Schlägerei  oder 
dem  Angriffe  beteiligt  hat,  schon  wegen  dieser  Beteiligung  mit 
Gefängnis  bis  zu  3  Jahren  zu  bestrafen,  falls  er  nicht  ohne  sein 
Verschulden  hineingezogen  worden  ist."  Dagegen  wird  der  Urheber 
der  Tötung  oder  Körperverletzung,  sofern  er  ermittelt  wurde,  gemäfs 
den  §§211  ff.  und  223  ff.  bestraft. 

Der  Versuch  Neumeyers,  seine  Theorie,  dafs  ein  Umstand,  der 
weder  Teil  der  Handlung  ist,  noch  im  Kausalzusammenhang  mit 
ihr  steht  und  somit  auch  von  einem  Verschulden  des  Täters  nicht 
umfafst  wird,  trotzdem  Tatbestandsraerkmal  sein  könne,  durch  Bei- 
spiele aus  dem  Gesetz  zu  stützen,  mufs  daher  als  mifslungen  be- 
zeichnet werden.  Als  Tatbestandsmerkmal  ist  nur  ein  Umstand 
aufzufassen,  der  objektiver  Teil  der  Handlung  ist,  oder  sich  als 
deren  Erfolg  qualifiziert  und  subjektiv  vom  Verschulden  des  Täters 
umfafst  wird.  Kausalzusammenhang  und  Verschulden  müssen  aber 
tatsächlich  vorhanden  sein,  eine  blofse  Vermutung  genügt  nicht. 


S  »•     Veroiiizelic  Ansieh ten. 

In  der  Herbeiführung  der  Zahlungsunfähigkeit  sieht  auch 
Reichart-)  den  Erfolg  des  einfachen  Bankerottes.  Z.E.  resp.  K.E. 
sind  jedoch  weder  Strafbarkeitsbedingungen  noch  Tatbestandsmerkmal, 
sondern  Merkmale.  Anzeichen  des  eigentlich  vorausgesetzten  Tatbe- 
standsmerkmals derZahlungsunfähigkeit,  sie  sind  eine  Vermutung  dafür. 


• 


^ 


')  So  auch  Liszt.  fc?.  309  n.  S.  172.     Ferner  «He  gemeine  MeiunDii:. 
-')  Reiohart,  Gerichtssaal,  Ba.  48,  S.  250  ff. 
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dafs  Zahlungsunfähigkeit  vorliegt.  Der  Kausalzusammenhang  zwischen 
Bankerotthandlung  und  Zahlungsunfähigkeit  wird  vermutet.  Da 
nun  Reichart  mit  Eecht  die  Schuld  nicht  auf  die  Bankerotthandlung 
an  sich  beschränkt  wissen  will,  denn  die  Kriminalstrafe  richtet  sich 
gegen  denjenigen,  der  durch  seine  Handlung  schuldhaft  ein  fremdes 
Rechtsgut  gefährdet  oder  verletzt,  bleibt  ihm  nichts  anderes  übrig, 
als  hier  wieder  mit  einer  Vermutung  zu  helfen.  Die  Schuld  wird 
hinsichtlich  des  rechtswidrigen  Erfolges  präsumiert.  An  diesem 
weitläufigen  Präsumtionenbau  sehen  wir  deutlich,  wohin  es  führt, 
sobald  man  zu  Vermutungen  seine  Zuflucht  nimmt.  Dem  heute 
geltenden  Strafrecht  sind  dieselben  aber,  im  Gegensatz  zu  früheren 
Zeiten,  in  denen  man  sich  oft  mit  ihnen  aus  der  Verlegenheit 
half,  fremd. 

Eine  ähnliche  Ansicht  wie  Reichart  vertritt,  was  die  Bedeutung 
von  Z.E.  resp.  K.E.  anbetrifft,  Frank^). 

Der  Gesetzgeber  verbietet  die  Gefährdung  oder  Benachteiligung 
der  Gläubiger  durch  die  Bankerotthandlungen.  Eines  Kausalzu- 
sammenhanges zwischen  Bankerotthandlung  und  Benachteiligung  der 
Gläubiger  bedarf  es  nicht.  Der  Nachweis  wird  ersetzt  durch  Z.E. 
resp.  K.E.,  denen  die  Bedeutung  eines  Symptoms  2)  zukommt.  Das 
Verschulden  beschränkt  er  auf  die  Bankerotthandlung. 

Zu  einem  überraschenden  Resultat  gelangt  Jäger^).  Die  straf- 
bare Handlung  des  Schuldners  ist  die  Z.E.  resp.  K.E.  Den 
einzelnen  Bankerotthandlungen  kommt  deliktischer  Charakter  nicht 
zu,  was  daraus  zu  schliefsen  ist.  dafs  eine  Verschuldung  im  tech- 
nischen Sinn  nicht  zu  konstruieren  ist.  Sie  sind  vielmehr  Indizien 
Anzeichen  der  Schuld,  die  Bedingungen,  unter  denen  das  Gesetz 
den  Bankerott  für  strafbar  erklärt.  Liegen  sie  vor,  so  wird  ver- 
mutet, dafs  Z.E.  resp.  K.E.  schuldhaft  begangen  wurden. 

Ohne  auf  nähere  Erörterungen  einzugehen,  ist  mit  Colin*)  zu 
sagen,  dafs  die  Konkurseröffnung  eine  richterliche  und  nicht  eine 
Handlung  des  Schuldners  darstellt.  Die  Zahlungseinstellung,  das 
ist  die  ausdrücklich  oder  durch  konkludente  Handlungen  abgegebene 

p  Frank,  das  Strafgesetzbuch  für  d&s  Deutsche  Reich  1908,  S.  627. 
')  Ebenso  Hälschner,  das  gemeine  deutsche  Strafrecht  1884,'  Bd.  2,  S.  40i^>. 
')  Jäger,  Kommentar  zur  deutschen  Konkursordnunff,  2    Aufl     S   ''VA^ff 
*)  i-ohn,  Goltdarumers  Archiv,  Bd.  41. 
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Erklärung  des  Schuldners,  nicht  zahlen  zu  küuneu;  ist  zwar  äufser- 
lich  eine  Handlung  des  Schuldners.  Es  wird  aber  kaum  bestritten 
werden  können,  dafs  beim  einfachen  Bankerott  die  Zahlungseinstellung 
vom  Schuldner  in  der  Regel  nicht  gewollt  ist,  sondern  wider  seinen 
Willen  über  ihn  hereinbricht.  Sie  ist  in  Wahrheit  nicht  eine  Hand- 
lung des  Schuldners,  sondern  die  in  bestimmter  Form  in  die  äufsere 
Erscheinung  tretende  Zahlungsunfähigkeit.  Sind  aber  Konkurs- 
eröffnung und  Zahlungseinstellung  nicht  Handlungen  des  Schuldners, 
so  kann  auch  das  Vorliegen  von  Bankerotthandlungen  hieran  nichts 
ändern. 


f).  Kapitel. 

Gefährdungss  oder  Verletzungsdelikt? 

Zum  Schlüsse  ist  noch  auf  eine  Streitfrage  näher  einzutreten, 
nämlich  darauf,  ob  der  leichtsinnige  Bankerott  ein  Gefährdungs- 
oder Verletzungsdelikt  darstelle.  Vor  allem  bezeichnet  Rohland') 
den  leichtsinnigen  Bankerott  als  Gefährdungsdelikt,  und  zwar  als 
eine  vorsätzliche  oder  fahrlässige  Gefährdung  des  Vermögens  der 
Gläubiger.  Gefährdungsdelikte  sind  aber  nach  seiner  Definition 
solche,  die  sich  aus  Handlungen  zusammensetzen,  die  ihrer  regel- 
mäfsigen  Erscheinungsform  nach  die  nahe  Möglichkeit  eines  rechts- 
verletzenden Erfolges  in  sich  bergen.  Die  Bankerotthandlungen  be- 
wirken aber  die  Möglichkeit  einer  Verletzung  des  Vermögens  der 
Gläubiger. 

Ferner  führt  Kleinfeller'-)  aus,  dafs  zwar  schon  in  der  Vor- 
nahme der  Bankerotthandlung  eine  Gefahr  liege,  dafs  das  Gesetz 
aber  einen  höheren  Grad  der  Gefahr  verlange,  der  im  Zusammen- 
treffen von  Bankerotthandlung  und  Z.E.  resp.  K.E.  liege. 

Wenn  nun  Rohland  die  Strafbarkeit  der  Bankerotthandlungen 
darin   sieht,    dafs   sie  das  Vermögen   der  Gläubiger  bedrohen,    ist 


')  Rohland,   die  Gefahr  im  Strafrecht,   S.  30  ff.    Ferner  Frank,  Hälschner, 
Kleinfeller. 

*)  Kleinfeller,  Gerichtssaal,  Bd.  48,  S.  163/64. 
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nicht  einzusehen,  warum  nicht  der  Gesetzgeber  die  Vornahme 
solcher  Handlungen  an  sich  unter  Strafe  gestellt  hat.  Statt  dessen 
verlangt  er  aber  das  Vorliegen  eines  weiteren  Umstandes,  nähmlich 
der  Z.E.  resp.  K.E.  Kleinfeller  sucht  dies  allerdings  dahin  auszu- 
legen, dafs  durch  dessen  Vorliegen  die  Gefahr  erhöht  werde  und 
der  Gesetzgeber  erst  in  dieser  potenzierten  Gefahr  einen  Grund  zu 
strafrechtlichem  Einschreiten  sehe. 

Nicht  richtig  ist,  wie  einige  Schriftsteller  zur  Widerlegung 
behaupten'),  dafs  Z.E.  resp.  K.E.  regelmäfsig  schon  eine  Verletzung 
des  Vermögens  der  Gläubiger  in  sich  schlielse.  Trotz  Z.E.  resp. 
K.E.  ist  vollständige  Befriedigung  der  Gläubiger  möglich.  (Näheres 
siehe  oben.) 

Der  Grund,  weshalb  im  Gesetz  der  Eintritt  von  Z.E.  resp.  K.E. 
verlangt  wird  und  woraus  wir  folgern  müssen,  dafs  wir  es  mit  einem 
Verletzungs-  und  nicht  mit  einem  Gefährdungsdelikt  zu  tun  haben, 
ist  der,  dafs  nicht  etwa  durch  Z.E.  resp.  K.E.  die  Gefahr  erhöht 
wird,  sondern  dafs  bei  deren  Eintritt  es  sich  unbedingt  herausstellen 
mufs,  ob  durch  die  Bankerotthandlungen  eine  Verletzung  des  Ver- 
mögens der  Gläubiger  stattgefunden  hat.  Z.E.  resp.  K.E.  erhöhen 
nicht  die  Gefahr,  sondern  im  Gegenteil  wird  durch  ihren  Eintritt 
der  Gefahr  einer  weiteren  Vornahme  von  Bankerotthandlungen  durch 
den  Schuldner  oft  ein  Riegel  gestofsen,  denn  wir  haben  es  hier  ja 
mit  einem  leichtsinnigen,  aber  nicht  mit  einem  dolosen  Schuldner 
zu  tun. 


6.  Kapitel. 

Zusammenfassung    des    gewonnenen   Resultates. 

Konkurseröffnung  und  Zahlungseinstellung  sind  Strafbarkeits- 
bedingungen. Der  Erfolg  des  Deliktes  ist  die  Beschädigung  der 
Gläubigergesamtheit,  verursacht  durch  die  Bankerotthandlungen. 
Der  Kausalzusammenhang  mufs  bewiesen  werden,  er  wird  nicht 
blofs  vermutet.     Als  Schuld,  die  sich  aber  auch  auf  den  rechts- 


^)  So  Ck>bn,  Meves  n.  a.  m. 
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widrigeü  Erfolg  erstrecken  mufs,  ist  regelmäfsig  Fahrlässigkeit 
anzunehmen,  trotzdem  bei  der  heutigen  Fassung  der  Gesetze 
theoretisch  Vorsatz  bei  einzelnen  Bankerotthandlungen  nicht  aus- 
geschlossen ist.  Es  bleibt  einer  neueren  Gesetzgebung  vorbehalten 
zwischen  leichtsinnigem  und  betrügerischem  Bankerott  eine  scharfe 
Grenze  zu  ziehen,  und  zwar  in  der  Weise,  dafs  unter  leichtsinnigem 
Bankerott  die  fahrlässige,  unter  betrügerischem  Bankerott  die  vor- 
sätzliche Schädigung  der  Gläubigergesamtheit  verstanden  wird. 


7.  Kapitel. 

Die  Lösung  der  Nebenfragen. 

§  1.    Konkurrenz. 

Liegen  mehrere  der  Bankerotthandlungen  vor  oder  ist  eine  derselben 
mehrmals  begangen  worden,  so  liegt  dennoch  nur  ein  Delikt  vor*). 
Bestraft  werden  nicht  die  einzelnen  Handlungen,  sondern  es  wird 
der  Leichtsinn  des  Schuldners  bestraft,  der  sich  in  der  Vornahme 
derselben  zeigt.  Das  Vorliegen  mehrerer  Bankerotthandlungen 
kennzeichnet  um  so  schärfer  den  Leichtsinn  des  Täters  und  bildet 
somit  einen  Gradmesser  für  die  Gröfse  der  Schuld.  Auch  ist 
Grund  für  die  Strafdrohung  des  Gesetzgebers  der  rechtswidrige 
Erfolg,  das  ist  die  Schädigung  der  Gläubigergesamtheit.  Weil 
wegen  dieses  Erfolges  gestraft  wird,  wird  nicht  jede  einzelne  dieser 
Handlungen  bestraft,  obwohl  sie  allein  begangen  ebenfalls  zu  einer 
Schädigung  der  Gläubiger  geführt  hätte  und  dann  selbstverständlich 
auch  Strafe  nach  sich  gezogen  hätte,  sondern  bestraft  wird  das, 
was  den  jetzigen  Erfolg,  der  sich  als  Einheit  darstellt,  herbeigeführt 
hat,  und  dafs  ist  nicht  jede  der  einzelnen  Handlungen,  sondern  die 
Gesamtheit  derselben. 

über  das  Verhältnis  zwischen  betrügerischen  und  leichtsinnigen 
Bankerott  ist  zu  sagen,  dafs  eine  Konkurrenz  als  ausgeschlossen  zu 

*)  So  auch  die  herrschende  Meinung,  anknüpfend  an  die  Theorie  über  die 
Mischtatbestände. 
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betrachten  ist.  Geht  man  davon  aus,  im  betrügerischen  Biinkerott 
die  vorsätzliche,  im  leichtsinnigen  Bankerott  die  fahrlässige  Schädigung 
der  Gläubiger  zu  erblicken,  so  liegt,  falls  der  Schuldner  durch 
Handlungen  des  betrügerischen  Bankerotts  vorsätzlich  eine 
Schädigung  der  Gläubiger  bewirkt,  gleichzeitig  aber  durch  Hand- 
lungen des  leichtsinnigen  Bankerotts  fahrlässig  an  der  Herbeiführung 
des  gleichen  Erfolges  mithilft,  stets  nur  ein  Delikt  und  zwar  das 
des  betrügerischen  Bankerotts  vor. 


S  2.    Verjährung. 

Die  Verjährung  beginnt  mit  dem  Tage,  an  welchem  die  letzte 
Bankerotthandlung  begangen  worden  ist. 

Klar  ergibt  sich  das  für  das  deutsche  Recht,  wo  es  in  S  67 
Abs.  4  St.G.B.  heifst: 

„Die  Verjährung  beginnt  mit  dem  Tage,  an  welchem  die 
Handlung  begangen  ist,  ohne  Rücksicht  auf  den  Eintritt  des  Erfolges." 

Es  ist  hier  also  ausdrücklich  gesagt,  dafs  der  Eintritt  des 
Erfolges,  das  wäre  die  Schädigung  der  Gläubigergesamtheit,  nicht 
abgewartet  werden  mufs  und  noch  viel  weniger  der  Eintritt  der 
Strafbarkeitsbedingungen,  da  diese  nicht  Teil  der  Handlung,  sondern 
ein  von  aufsen  herzutretender  Umstand  ist. 

Etwas  schwieriger  gestaltet  sich  die  Sache  im  züricherischen 
Recht.     §  52  Abs.  2  St.G.B.  lautet: 

„Die  Verjährung  beginnt  mit  dem  Tage  der  begangenen  Tat." 

Der  Ausdruck  „Tat"  umfafst  aber  nicht  nur  die  Handlung 
im  engeren  Sinne,  das  ist  das  menschliche  Tun  und  Unterlassen, 
sondern  es  gehört  auch  dazu  der  aus  der  Handlung  resultierende 
wesentliche  Erfolg.  Vor  allem  aber  ist  das  der  Fall,  wenn  der 
objektive  Tatbestand  eines  Verbrechens  sich  nicht  in  der  Handlung 
an  sich  erschöpft,  sondern  wenn  dazu  ein  bestimmter  Erfolg  gehört 
und  letzteres  trifft  hier  zu.  Zum  Begriff  des  leichtsinnigen 
Bankerotts  gehört  aber  die  Schädigung  der  Gläubigergesamtheit, 
weil  ohne  diesen  Erfolg  überhaupt  kein  Delikt  vorliegt.  Man 
müfste  also  verlangen,  dafs  die  Verjährung  erst  mit  dem  Eintritt 
des   Erfolges    zu    laufen    beginnt   und   dies  wäre   sicher   auch    die 
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richtige   Lösung.      Die    Handlung    und    der   Eintritt    des   Erfolges 
fallen   hier   aber  zeitlich  zusammen.     Wie   ich   im   2.  Kapitel  §  1 
ausgeführt  habe,  hat  die  Konkurseröffnung,  die  ich  als  Strafbarkeits- 
bedingung bezeichnet   habe,   die    Bedeutung,    dafs   erst   bei   ihrem 
Vorliegen    mit   Sicherheit  festgestellt   werden   kann,    ob   überhaupt 
das  Delikt    begangen  worden  ist.     Wie  ich  im  2.  Kapitel,  §  1  des 
dogmatischen  Teiles   ausgeführt  habe,   stellt   sich  als  unmittelbarer 
Erfolg    der    Bankerotthandlungen    die    Verminderung    des    eigenen 
Vermögens  dar,  und  dieser  tritt  bei  allen  Bankerotthandlungen  mit 
Ausnahme    der   Buchführungsdelikte   sofort  mit  Abschlufs   der  be- 
treffenden Handlungen  in  vollem  Umfange  ein.     Zeigt  sich  nun  bei 
der  Konkurseröffnung,   dafs   die  Gläubiger  Schaden  erlitten  haben, 
so   indentifiziert   sich   diese  Verminderung    des    eigenen    Vermögens 
mit   einer   Schädigung   der   Gläubiger.     Wir  sehen   also,   dafs   mit 
Abschlufs  der  Bankerotthandlung  das  Delikt  in  Tat  und  Wahrheit 
vollendet   ist.     Das  Sonderbare  ist  nur   das,   dafs  sich  dies  erst  in 
einem  späteren  Zeitpunkte,  nämlich  der  Konkurseröffnung  feststellen 
läfst.     Bei   den  Buchführungsdelikten   braucht  allerdings  eine  Ver- 
minderung des   eigenen  Vermögens  nicht  unmittelbar  mit  Abschlufs 
der  Handlung   einzutreten.     Immerhin   ist   aber  in  jenem   Moment 
der  Keim  dazu   gelegt,   indem   der  Schuldner   die  Übersicht  über 
seine   Vermögenslage    verliert.      Übrigens   ist   hier   zu   wiederholen, 
dafs   die  Buchführungsdelikte   nicht  in   den  Tatbestand   des  leicht- 
sinnigen Bankerotts  aufgenommen  werden  sollten. 

Man  kann  einwenden,  dafs  bei  dieser  Lösung  die  Möglichkeit 
gegeben  sei,  dafs  das  Delikt  verjährt  ist,  bevor  der  staatliche  Straf- 
anspruch, der  durch  die  Konkurseröffnung  bedingt  ist,  zur  Ent- 
stehung gekommen  ist.  Es  läuft  dies  aber  keineswegs  dem  Grunde 
der  Verjährung  zuwider,  der  in  der  tilgenden  und  umwandelnden 
Wirkung  der  Zeit  zu  erblicken  ist,  wodurch  ein  Delikt,  je  nach 
seiner  Schwere,  nach  einem  gewissen  Zeitablauf  seine  Bedeutung 
für  die  Gegenwart  verliert'). 

In  Ubereiostimmung  mit  der  im  Texte  vertretenen  Ansicht 
befindet  sich  auch  die  zürcherische  Praxis.  In  einer  Entscheidung 
des  Zürcher  Kassationsgerichtes  vom  2.  Septemher  1895  heifst  es: 

■)  Siehe  Mejer,  Lehrbuch  dea  Strafrechti  3.  Aofl.  S.  405.  Wach,  QnindriS 
der  Vorlesung  ttber  Strafrecht  S.  111. 


—     49     — 

„Beim  Vergehen  des  Banlterotts  ist  der  Konkurs  Bedingung  der 
Strafbarkeit  einzelner  mit  Strafe  bedrohter  Tatbestände,  bildet  aber 
nicht  erst  die  Vollendung  des  Deliktes;  die  einzelnen  Handlungen 
und  Unterlassungen,  die  mit  Strafe  bedroht  sind,  sind  mit  ihrer 
Begehung  als  vollendet  anzusehen.  Die  Verjährung  der  Straf- 
Verfolgung  beginnt  daher  von  da  an  ohne  Eücksicht  auf  das 
e-mtreten  der  Bedingung  der  Strafbarkeit. « 

Die  Strafklage  wegen  leichtsinnigen  Bankerotts  verjährt  nach 
zürcherischem  Recht,  da  es  sich  um  ein  DeUkt  handelt,  das  nur 
mit  Gefängnis  bestraft  wird,  mit  Ablauf  von  fünf  Jahren  von  der 

J.To"'!/*'   ^'''*"'   «»"■'erotthandlung   an    gerechnet.     Zürch. 
ot.OT.B.  §§  1  und  52. 

Im  deutschen  St.G.B.,  das  die  Delikte  nach  der  Schwere  der 
angedrohten  Strafen  in  Verbrechen,  Vergehen  und  Übertretungen 
einteilt,  figuriert  der  einfache  Bankerott  unter  den  Vergehen,  die 
mit    einer    längeren    als   dreimonatlichen    Gefängnisstrafe    bedroht 

o?«  «    .?"  ''"■•'*''''  ^'^  Strafverfolgung  in  5  Jahren.    Deutsches 
St.6.B.  §§  1  und  67. 


§  3.    Ort  der  Begehung. 

Der  Begehungsort  ist  da,  wo  der  Täter  sich  bei  der  Vornahme 
der  letzten  Bankerotthandlung  aufhielt. 

Die  Frage  nach  dem  Begehungsorte  eines  Deliktes  ist  in  der 
Theone  sehr  bestritten.  Es  gibt  drei  Hauptmöglichkeiten,  die  alle 
Ihre  Verfechter  aufweisen.     Die  Tat  ist  begangen: 

1  Wo  sich  der  Wille  des  Täters  in  die  verursachende  körper- 
uche  Tätigkeit  umgesetzt  hat; 

2.  Wo  der  strafrechtlich  relevante  Erfolg  eintrat ; 

3.  Als  Kombination  der  beiden  Möglichkeiten,  wo' entweder  die 
Tätigkeit  stattfand  oder  der  Erfolg  eintrat. 

Ich  möchte  mich  der  ersten  Meinung  anschliefsen,  da  sie  mir 
theoretisch  am  richtigsten  scheint').  Es  ist  die  Tätigkeit,  auf  welche 
es  für  die  strafrechtliche  Beurteilung  ankommt.  Sie  ist  der  in  die 
Aufsenwelt   tretende  verbrecherische   Wille,   während   der  Eintritt 

')  Meyer,  Lehrbuch,  S.  107. 
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richtige   Lösung.      Die    Handlung    und    der   Eintritt    des   Erfolges 
fallen   hier   aber  zeitlich  zusammen.     Wie  ich   im   2.  Kapitel  §  1 
ausgeführt  habe,  hat  die  Konkurseröffnung,  die  ich  als  Strafbarkeits- 
bedingung  bezeichnet    habe,    die    Bedeutung,    dafs    erst   bei   ihrem 
Vorliegen    mit   Sicherheit  festgestellt   werden   kann,    ob   überhaupt 
das  Delikt    begangen  worden  ist.     Wie  ich  im  2.  Kapitel,  §  1  des 
dogmatischen  Teiles   ausgeführt  habe,    stellt   sich  als  unmittelbarer 
Erfolg    der    Bankerotthandlungen    die    Verminderung    des    eigenen 
Vermögens  dar,  und  dieser  tritt  bei  allen  Bankerotthandlungen  mit 
Ausnahme    der   Bucliführungsdelikte   sofort  mit  Abschlufs   der  be- 
treffenden Handlungen  in  vollem  Umfange  ein.     Zeigt  sich  nun  bei 
der  Konkurseröffnung,   dafs   die  Gläubiger  Schaden   erlitten  haben, 
so   indentifiziert   sich   diese  Verminderung   des    eigenen    Vermögens 
mit   einer   Schädigung   der   Gläubiger.     Wir  sehen   also,   dafs   mit 
Abschlufs  der  Bankerotthandlung  das  Delikt  in  Tat  und  Wahrheit 
vollendet   ist.     Das  Sonderbare  ist   nur   das,  dafs  sich  dies  erst  in 
einem  späteren  Zeitpunkte,  nämlich  der  Konkurseröffnung  feststellen 
läfst.     Bei   den  Buchführungsdelikten   braucht  allerdings  eine  Ver- 
minderung des   eigenen  Vermögens  nicht  unmittelbar  mit  Abschlufs 
der  Handlung   einzutreten.     Immerhin   ist   aber  in  jenem  Moment 
der   Keim  dazu   gelegt,    indem   der   Schuldner   die  Übersicht  über 
seine   Vermögenslage    verliert.      Übrigens   ist   hier   zu   wiederholen, 
dafs   die  Buchführungsdelikte   nicht  in   den  Tatbestand   des  leicht- 
sinnigen Bankerotts  aufgenommen  werden  sollten. 

Man  kann  einwenden,  dafs  bei  dieser  Lösung  die  Möglichkeit 
gegeben  sei,  dafs  das  Delikt  verjährt  ist,  bevor  der  staatliche  Straf- 
anspruch, der  durch  die  Konkurseröffnung  bedingt  ist,  zur  Ent- 
stehung gekommen  ist.  Es  läuft  dies  aber  keineswegs  dem  Grunde 
der  Verjährung  zuwider,  der  in  der  tilgenden  und  umwandelnden 
Wirkung  der  Zeit  zu  erblicken  ist,  wodurch  ein  Delikt,  je  nach 
seiner  Schwere,  nach  einem  gewissen  Zeitablauf  seine  Bedeutung 
für  die  Gegenwart  verliert*). 

In  Übereinstimmung  mit  der  im  Texte  vertretenen  Ansicht 
befindet  sich  auch  die  zürcherische  Praxis.  In  einer  Entscheidung 
des  Zürcher  Kassationsgerichtes  vom  2.  September  1895  heifst  es: 

0  Siehe  Mejer,  Lehrbuch  des  Strafrechti  3.  Aufl.  S.  405.  Wach.  Gnmdrifl 
der  Vorlesung  ttber  Strafrecht  S.  111. 
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i^'l  iT*"'"  f""  ^'"''''■""'  '''  ^'^  ^«""'•"•^  Bedingung  der 
Strafbarkeit  e.nzener  mit  Strafe  bedrohter  Tatbestände,  bfldet  aber 

Td  TTnf  1        ^°""?"^  ^"^  ^''^"^'^  "*'«  «'-e'»«"  Handlungen 
und  Unterlassungen,  die  mit  Strafe  bedroht  sind,   sind  mit  ihrer 

veSotZ  ?         '1'u  '°'"'''''"-      ^''   ^-r^^^^--%   der  Straf- 
Eintreten  der  Bedingung  der  Strafbarkeit.« 

Die  Strafklage  wegen  leichtsinnigen  Bankerotts  verjährt  nach 
zürcherischem  Recht  da  es  sich  um  ein  Delikt  handelt,  das  nur 
mit  Gefängnis  bestraft  wird,  mit  Ablauf  von  fünf  Jahren  von  der 

StTR^L  /'   f "°    Bankerotthandlung   an    gerechnet.     Zürch. 
öi.iT.ö.  §§  1  und  52. 

Im  deutschen  St.G.B.,  das  die  Delikte  nach  der  Schwere  der 
angedrohten  Strafen  in  Verbrechen,  Vergehen  und  Übertretungen 
einteilt,  figuriert  der  einfache  Bankerott  unter  den  Vergehen,  die 
mit    einer    längeren    als   dreimonatlichen    Gefängnisstrafe    bedroht 

^LftR   ««  .  ''f  i""'  ^^  Strafverfolgung  in  5  Jahren.     Deutsches 
Bt.U.B.  §§  1  und  67. 


§  3.    Ort  der  Begehang. 

Der  Begehungsort  ist  da,  wo  der  Täter  sich  bei  der  Vornahme 
der  letzten  Bankerotthandlung  aufhielt. 

Die  Frage  nach  dem  Begehungsorte  eines  Deliktes  ist  in  der 
Theorie  sehr  bestritten.  Es  gibt  drei  Hauptmöglichkeiten,  die  alle 
Ihre  Verfechter  aufweisen.     Die  Tat  ist  begangen- 

H^K^T-^".,'?  '^''  ^'"'  ^^^  '^**''''  '"  *«  verursachende  körper- 
liehe  Tätigkeit  umgesetzt  hat; 

2.  Wo  der  strafrechtlich  relevante  Erfolg  eintrat  • 
T«fl'  .f  ^«,  ^«"'^'»ation  der  beiden  Möglichkeiten,  wo' entweder  die 
Tätigkeit  stattfand  oder  der  Erfolg  eintrat. 

Ich  möchte  mich  der  ersten  Meinung  anschliefsen,  da  sie  mir 
theoretisch  am  richtigsten  scheint').  Es  ist  die  Tätigkeit,  auf  welche 
es  für  die  strafrechtliche  Beurteilung  ankommt.  Sie  ist  der  in  die 
^"'^^e°'"e^*   t'ete"«!«   verbrecherische  Wille,    während   der  Eintritt 

')  Meyer,  Lehrbuch,  8.  107. 
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oder  Niciiteintritt  des  Erfolges,  der  manchmal  der  Willensberrschaf  t 
des  Täters  entzogen  ist  und  daher  mehr  oder  weniger  ein  Spiel 
des  Zufalles  wird,  lediglich  hinsichtlich  einer  höheren  oder  niederen 
Strafwürdigkeit  dieses  Tätigwerdens  von  Bedeutung  wird^).  Wach, 
Grundrifs  S.  33,  drückt  sich  folgendermafsen  aus:  „Der  Erfolg  ist 
wesentlich  nur  als  Wirkung  menschlicher  Verursachungstätigkeit 
und  die  Herrschaft  des  Gesetzes  über  die  Handlung  mufs  sich 
bestimmen  nach  dem  Ort,  an  dem  die  Frage  der  Befolgung  oder 
Verletzung  gestellt  ist,  wo  also  der  Wille  sich  in  die  relevante 
verursachende  Tätigkeit  umsetzt,  also  sich  umsetzt  in  die  straf- 
rechtlich erhebliche  causa  laesionis." 

Für  die  Praxis  bietet  die  dritte  Möglichkeit  die  einfachste 
Lösung  und  ihr  folgt  auch  das  deutsche  Reichsgericht  in  ständiger 
Rechtsprechung.  Die  Bankerotthandlungen  hält  es  demnach  für 
dort  begangen,  wo  entweder  die  Bankerotthandlungen  vorgenommen 
worden  sind,  oder  wo  Z.E.  resp.  K.E.  stattgefunden  haben.  Letztere 
fafst  das  Reichsgericht  nämlich  als  Tatbestandsmerkmale  auf. 

Der  schweizerische  Entwurf  eines  St.G.B.  bestimmt  von  Ge- 
setzes wegen,  dafs  die  Handlung  sowohl  da  verübt  sei,  wo  der 
Täter   gehandelt   hat,  als  auch  da,   wo  der  Erfolg  eingetreten   ist. 

Die  zürcherische  wie  die  schweizerische  Praxis  nimmt  als 
Begehungsort  den  des  eingetretenen  Erfolges  an 2).  Hinsichtlich  der 
Bankerottdelikte  bezeichnet  als  Ort  der  Begehung  ein  Entscheid 
des  Bundesgerichtes«)  den  Ort  des  Konkursausbruches.  Es  heifst 
da:  „Die  Strafgesetze  gegen  leichtsinnigen  Bankerott  bedrohen  nun 
nicht  die  zum  Tatbestande  des  erwähnten  Vergehens  geforderten 
Handlungen  übler  Vermögensverwaltung  (wie  leichtsinniges 
Kontrahieren  von  Schulden  und  dergleichen)  an  und  für  sich  als 
einzelne  mit  Strafe,  sondern  sie  machen  deren  Strafbarkeit  vom 
Ausbruche  des  Konkurses  resp.  erfolgter  Zahlungseinstellung  ab- 
hängig;  erst   mit  eingetretenem  Konkurse  resp.  erfolgter  Zahlungs- 

^)  Beim  Bankerott  vertreten  diese  Ansicht  Frank,  S.  633,  und  Reichart, 
S.  295.  Auch  Jäger,  S.  970,  ist  hierher  zu  rechnen,  obschon  er  den  Ort  der 
Z.E.  resp.  K.E.  als  Begehungsort  bezeichnet,  denn  in  ihnen  sieht  er  die  schald- 
hafte  Handlung. 

*)  Zürcher,  Kommentar  zum  ztirch.  St  G.  B.    Anm.  zu  ^  3. 

*)  Entscheidungen  des  Bundesgerichtes,  Bd.  11,  S.  112. 
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vTrllf  ""n- 1^''/'^"^^"^"'  "^'^"^  dieser  Handlungen  strafrechthch 
verantworthch   und  es   werden   dieselben  alsdann  als  eine  Einheit, 

iL  /  r"  ?"^'^i  ^''  leichtsinnigen  oder  fahrlässigen  Bankerotts 
behandelt   und  geahndet  "     Ich   habe  die  Gründe  des  Entscheides 
angeführt    wed  sie  bis  hierhin  sich  im  wesentlichen  mit  meiner  im 
Text  vertretenen  Ansicht  decken.     Verfehlt  halte  ich  dagegen  die 
Schlufsfolgerung    nämlich:    „Dieses  Delikt  ist  also   nicht  vor  dem 
Konkursausbruche,    sondern   erst  mit  diesem   vollendet  und   daher 
als  am  Orte  des  Konkursausbruches  begangen  auch  dort  zu  verfolgen  « 
•  i^olgt  man  der  schweizerischen  Praxis,  die  als  Begehungsort  den- 
jemgen  des  eingetretenen  Erfolges  annimmt,  so  kann  man  auch  von 
memem  Standpunkte  zum  Orte  der  Konkurseröffnung  als  demjenigen 
des  eingetretenen  Erfolges  kommen,  trotzdem  die  Konkurseröffnung 
nicht  den  Erfolg  des  Deliktes  darstellt.    Diesen  bildet  vielmehr  die 
Schädigung   der  Gläubigergesamtheit  und  mit   ihr  ist  das   Dehkt 
auch    vollendet      Er   tritt   aber    nicht   etwa   am   Wohnorte  jedes 
geschadigten  Gläubigers  ein,  sondern  am  Wohnorte  des  Schuldners, 
weil    dort    sich    das    Vermögen    befindet,    aus    dem    eventuell   die 
Forderungsrechte  der  Gläubiger  befriedigt  werden  sollen  und   das 
durch   die    Bankerotthandlungen    des   Schuldners    verringert   wurde 
und  somit  eine  Schädigung  der  Gläubigergesamtheit  nach  sich  zog 
Zieht  man  ferner  in  Betracht,  dafs  ein  strafrechtliches  Einschreiten 
erst   gestattet   ist,    wenn    die  Konkurseröffnung   stattgefunden  hat, 
weil    dann    erst    eine    Schädigung    der    Gläubigergesamtheit    mit 
Sicherheit  konstatiert   werden  kann,   so   kann  man  ruhig  den  Ort 
der  Konkurseröffnung,   an  dem  sich  der  Erfolg  kundgetan  hat,  als 
den  Ort    an  dem  der  Erfolg   eingetreten  ist,  bezeichnen.     In  den 
meisten  Fallen   wird  er  auch  tatsächlich  mit  ihm  zusammenfallen, 
es    sei    denn,    dafs    der    Schuldner    inzwischen    seinen    Wohnsitz 
geändert  hätte. 


I  4.    Teilnahme.        • 

^...5*''  ,''°^^"^^^i^et  allgemein  vier  Arten  der  Teilnahme,  nämlich 
Mittäterschaft,  Anstiftung,  Beihilfe  und  Begünstigung.  Sie  alle 
setzen  jedoch  voraus,  dafs  der  Teilnehmer  vorsätzlich  mitwirkt  an 
der  vorsätzhch  begangenen  strafbaren  Handlung  eines  anderen.     Es 
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ist  daher  eine  Teilnahme,  welcher  Art  sie  auch  sei,  beim  leicht- 
sinnigen Bankerott,  einem  reinen  Fahrlässigkeitsdelikt,  als  aus- 
geschlossen  zu  betrachten.  Dieser  Ansicht  ist  auch  ein  Urteil  der 
zürch.  Kriminalkammer  vom  28.  August  1866,  dessen  Begründung 
ich  hier  folgen  lasse,  weil  sich  daraus  die  Möglichkeit  ergibt,  auf 
einen  weiteren  Punkt  näher  einzutreten.     Dieselbe  lautet: 

„Bei  kulposen  Verbrechen,  wozu  der  leichtsinnige  Bankerott 
gehört,  ist  Gehilfenschaft,  welche  immer  eine  verbrecherische  Ab- 
sicht voraussetzt,  juristisch  unmöglich.  Aber  nicht  besser  verhält 
es  sich  mit  dem  Antrage,  dafs  Urheberschaft  angenommen  werde, 
denn  bei  kulposen  Verbrechen  gibt  es  überhaupt  keine  Teilnahme, 
Miturheberschaft  so  wenig  als  Gehilfenschaft.  Es  ist  zwar  aller- 
dings der  Fall  denkbai-,  dafs  zwei  oder  mehrere  Personen  durch 
gleiches  fahrlässiges  Benehmen  sich  eines  Vergehens  als  Urheber 
schuldig  machen;  aber  dann  fällt  jedem  ein  besonderes  Vergehen 
zur  Last;  keiner  ist  Teilnehmer  an  dem  Vergehen  des  anderen. 
Mag  also  hier  der  Vorwurf,  dafs  der  Sohn  W.  seine  Pflichten 
bezüglich  der  Bechnungsführung  aufser  acht  gelassen  und  sorglos 
gehandelt  habe,  noch  so  begründet  sein,  so  liegt  darin  keine  Teil, 
nähme  an  dem  dem  Vater  W.  zur  Last  fallenden  leichtsinnigen 
Bankerott,  während  ein  selbständiges  Vergehen  dieser  Art  nicht 
angenommen  werden  kann,  weil  es  an  der  wesentlichen  Voraus- 
setzung, dafs  nämlich  der  Sohn  W.  als  Teilhaber  des  Geschäftes 
sich  ebenfalls  im  Konkurse  befinde,  mangelt." 

Es  sind  zwei  Fälle  denkbar,  dafs  ein  oder  mehrere  Personen 
den  gleichen  rechtswidrigen  Erfolg  verursachen,  ohne  dafs  wir  Teil- 
nahme annehmen  können,  weil  stets  auf  einer  Seite  wenigstens  nur 
kulposes  Handeln  vorliegt.  Der  eine  ist  in  obiger  Urteilsbegründung 
erwähnt,  dafs  zwei  durch  gleiches  fahrlässiges  Benehmen  den  gleichen 
rechtswidrigen  Erfolg  verursachen;  der  andere  ist  dann  vorhanden, 
wenn  der  eine  vorsätzlich  den  gleichen  Erfolg  herbeiführt,  der  vom 
anderen  fahrlässig  bewirkt  wird.  In  letzterem  Falle  liegt  Handeln 
durch  ein  Mittel  vor,  denn  als  solches  stellt  sich  doloses  Benutzen 
fahrlässigen  Handelns  zur  Erreichung  des  gewollten  rechtswidrigen 
Erfolges  dar^).  Wir  haben  es  hier  mit  sogenannter  intellektueller 
Urheberschaft  zu  tun. 

1)  Wach,  Gmndriß  S.  62;  Liazt  S.  201. 
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Kehren    wir   zum   leichtsinnigen   Bankerott  zurück,    so   ist  im 
zitierten  Urteil  richtig,  dafs  der  Sohn  W  als  Täter  nicht  in  Betracht 
kommen  kann,  weil  er  nicht  Teilhaber  am  Geschäft  des  Vaters  W. 
ist.     Verfehlt  ist  aber  das  hierfür  angeführte  Argument,  dafs  über 
ihn  nicht  der  Konkurs  eröffnet  worden  sei.     Die  Konkurseröffnung 
hat  ja,    wie  ich  schon  mehrmals  dargelegt  habe,   mit  dem  Delikt 
nichts  weiter  zu  tun,  als  dafs  sie  die  Strafbarkeit  bedingt,  und  zwar 
deshalb,  weil  dann  erst  mit  Sicherheit  festgestellt  werden  kann,  ob 
das  Delikt  überhaupt  vorliegt,  d.  h.  ob  eine  Gläubigerbeschädigung 
emgetreten  ist  oder  nicht.     Vielmehr  kommt  es  nur  darauf  an,  ob 
einer  für  die  gleichen  Forderungen,   für  die  der  andere  haftet  und 
deren  vollständige  Befriedigung  durch  die  ßankerotthandlungen  ver- 
unmöglicht  wurde,  ebenfalls  mit  seinem  Vermögen  oder  wenigstens 
^4|       mit  einem  Teil   desselben   haftet.     Er  mufs  also,   wie   es  auch  in 
jenem  Urteile  heifst,   Teilhaber  am  Geschäfte   sein  und   somit  an 
Gewinn  und  Verlust  partizipieren.     Als  Beispiele  nenne  ich  die  Kol- 
lektiv-   und   Kommanditgesellschaft.     Gerade   was   letztere   betrifft, 
ist  somit  die  Möglichkeit  gegeben,  den  Kommanditär,   obwohl  über 
ihn  nicht  der  Konkurs  eröffnet  wurde,  wegen  leichtsinnigen  Banke- 
rottes zu  bestrafen. 

Der  Kommanditär  haftet  den  Gläubigern  der  Gesellschaft  nur 
bis  zum  Betrage  seiner  Einlage.  Nehmen  wir  nun  z.  B.  an,  dafs 
derselbe  Prokurist  ist,  was  nach  O.R.  Art.  598  Abs.  2  ausdrücklich 
für  zulässig  erklärt  wird,  und  in  dieser  Eigenschaft  eine  der  Ban- 
'^  kerotthandlungen  begangen  hat,  warum  sollte  er  nicht  als  Täter 
bestraft  werden  können,  sofern  alle  Voraussetzungen  des  Deliktes 
vorliegen  ? 

Ebenso  kann  der  sogenannte  stille  Teilhaber  der  Begehung 
dieses  Deliktes  fähig  sein.  Hier  kommt  es  vor  allem  auf  die 
richtige  Auslegung  des  Vertrages  an,  ob  wir  es  mit  einer  blofsen 
Kreditgewährung  zu  tun  haben  oder  ob  ein  Gesellschaftsvertrag 
vorliegt  und  er  auch  am  Gewinn  wie  am  Verluste  teilnimmt. 

Es  handelt  sich  bei  der  Frage  nach  der  Täterschaft  eines 
Dritten  darum,  ob  derselbe  ebenfalls  Schuldner  sei,  wie  es  der 
Wortlaut  des  Gesetzes  verlangt,  und  zwar  nicht  ein  xbeliebiger 
Schuldner,  sondern  dafs  er  hafte,  wenn  auch  nur  mit  einem  Teil 
seines    Vermögens,    für   die   gleichen    Forderungen    der    sämtlichen 
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Gläubiger  seines  Gesellschafters.  Auch  ist  nur  bei  einem  solchen 
ein  Verschulden  anzunehmen,  denn  von  einem  Dritten,  der  in  gar 
keiner  Beziehung  zu  den  geschädigten  Gläubigern  steht,  in  den 
meisten  Fällen  nicht  einmal  etwas  von  ihrem  Vorhandensein  weifs, 
kann  nicht  verlangt  werden,  dafs  er  bei  genügender  Sorgfalt  hätte 
voraussehen  müssen,  dafs  durch  seine  Handlungen  die  Gläubiger 
jenes  Schuldners  geschädigt  werden  könnten,  so  z.  B.  die  Freunde, 
die  der  übermäfsigen  Aufwand  treibende  Schuldner  zu  seinen  Festen 
einlädt,  der  Spielgegner  desjenigen,  der  grofse  Summen  im  Spiel 
verliert. 

Betrachten  wir  noch  kurz  die  zweite  Möglichkeit,  dafs  ein 
Dritter  sich  vorsätzlich  der  fahrlässigen  Handlungsweise  des 
Schuldners  bedient  in  der  Absicht,  die  Gläubiger  zu  schädigen. 
Einmal  müfste  er,  wie  oben,  Schuldner  sein,  andererseits  läge  dann 
kein  leichtsinniger  Bankerott  mehr  vor,  sondern,  weil  wir  es  mit 
einer  vorsätzlichen  Schädigung  der  Gläubiger  zu  tun  hätten, 
betrügerischer  Bankerott.  In  Wirklichkeit  kommt  so  etwas  aber 
gar  nicht  vor.  Der  Dritte  unterstützt  die  verschwenderische  Lebens- 
führung des  Schuldners.  Warum  tut  er  das?  Zu  seinem  eigenen 
Vorteil.  An  eine  Schädigung  der  Gläubiger  denkt  er  nicht  im 
entferntesten.  Das  gleiche  trifft  auf  denjenigen  zu,  der  zu  Spiel 
oder  Differenzhandel  anstiftet.  Allerdings  bietet  sich  hier  eventuell 
die  Möglichkeit  einer  Bestrafung  nach  Sonderbestimmungen,  wie 
z.  B.  Vorentwurf  §  93  (Verleitung  zu  Börsenspiel). 

Ich  lasse  hier  noch  zwei  der  jüngsten  Entscheidungen  der 
zürch.  Appellationskammer  folgen.  Beiden  liegt  so  ziemlich  der 
gleiche  Tatbestand  zugrunde.  Als  Firmainhaberin  ist  im  ersten 
Fall  die  Tochter,  im  zweiten  Fall  die  Ehefrau  im  Handelsregister 
eingetragen,  während  der  Vater  resp.  der  Ehemann  als  Prokurist 
der  eigentliche  Leiter  des  Geschäftes  war.  Die  Firma  gerät  in 
Konkurs  und  dabei  stellt  sich  heraus,  dafs  die  erforderlichen  Bücher 
entweder  gar  nicht  oder  in  solcher  Unordnung  geführt  waren, 
dafs  daraus  der  Vermögensstand  nicht  ersehen  werden  konnte.  Der 
Vater  resp.  der  Ehemann  wird  der  Beihilfe  zum  leichtsinnigen 
Bankerott  angeklagt.  Vorauszuschicken  ist,  dafs  beide  Urteile  auf 
dem  Boden  der  herrschenden  Theorie  stehen,  die  annimmt,  dafs 
das  Delikt  sowohl  fahrlässig  als  auch  vorsätzlich  begangen  werden 
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könne  und  das  Verschulden  sich  nur  auf  die  Bankerotthandlung 
beziehe.  Es  erübrigt  sich  deshalb  vom  Standpunkte  der  im  Texte 
vertretenen  Ansicht  hier  nochmals  eine  Widerlegung  folgen  zu 
lassen.  Ein  Interesse  bieten  sie  aber  vor  allem  deswegen,  weil 
darin  die  Möglichkeit  der  Beihilfe  zu  einem  Fahrlässigkeitsdelikt 
diskutiert  wird. 

1.  Urteil  der  Appellationskammer  vom  i.  Februar  1910. 

„.  .  .  Was  den  Angeklagten  ü.  Seh.  anbelangt,  so  steht  seiner 
Schuldigerklärung  im  Sinne  der  Anklage  nichts  im  Wege,  sobald 
davon  ausgegangen  wird,  die  Mitangeklagte  habe  in  Verletzung  ihrer 
kaufmännischen  Pflichten  vorsätzlich  gehandelt.  Aber  selbst  bei 
gegenteiliger  Auffassung  hat  Bestrafung  einzutreten.  Die  Literatur 
nimmt  allerdings  überwiegend  an,  es  gäbe  Beihilfe  zu  einem  fahr- 
lässigen Vergehen  nicht  und  auch  der  Kommentar  von  Zürcher, 
N.  37  Note  5  steht  auf  diesem  Standpunkt.  Allein  dieser  Meinung, 
die  bestritten  ist  (s.  Olshausen,  Kommentar  z.  R.St.G.B.,  8.  Aufl., 
1 .  Bd.  S.  196,  Note  18  und  das  dort  Zitierte)  braucht^nicht  beigepflichtet 
zu  werden.  Sie  geht  davon  aus,  zur  Annahme  von  Gehilfenschaft 
sei  Kenntnis  des  Gehilfen  von  der  verbrecherischen  Willens- 
richtung des  Täters  erforderlich,  eine  Möglichkeit,  die  von  selbst 
wegfalle,  wo,  wie  bei  den  Fahrlässigkeitsdelikten,  der  Wille  des 
Täters  auf  den  rechtswidrigen  Erfolg  nicht  gerichtet  sei.  Dem 
Angeklagten  Seh.  war  es  aber  durchaus  möglich  zu  erkennen,  dafs 
die  Fahrlässigkeit  der  Firmainhaberiu  den  Erfolg  habe,  dafs  ihr 
Vermögensstand  nicht  ersehen  werden  könne,  demnach  ist  Teil- 
nahme an  dem  Vergehen  der  J.  Seh.  begrifflich  nicht  unmöglich, 
die  darin  besteht,  dafs  er  seinerseits  das  Vergehen  wissentlich 
befördert  hat  und  erleichtert  hat,  dafs  er  die  Führung  kauf- 
mänischer  Bücher  ebenfalls  unterliefs." 

Urteil  der  Appellationskammer  vom  8.  Oktober  1914. 

„.  .  .  Der  Ehemann  A.  kann  nicht  Täter  des  eingeklagten 
Vergehens  sein,  weil  als  solcher  nur  der  in  Konkurs  geratene 
Schuldner  in  Betracht  kommt,  jener  aber  nur  Prokurist  der  Firma, 
über  welche  der  Konkurs  eröffnet   wurde,  war.     Fragen  kann  es 
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8ich  nur,  ob  der  Ehemann  der  Gehilfenschaft  beim  leichtsinnigen 
Bankerott  schuldig  zu  erklären  sei.  Darüber  ist  kein  Zweifel 
möglich,  dafs  er  an  der  Unordnung,  die  im  Geschäfte  herrschte, 
und  an  der  mangelnden  Buchführung  in  erster  Linie  schuld  war, 
in  viel  höherem  Mafse  als  die  Frau,  denn  er  war  die  Seele  und 
der  eigentliche  Leiter  des  Geschäftes.  Nach  der  in  Theorie  und 
Praxis  herrschenden  Meinung  ist  aber  Gehilfenschaft  nur  bei  einer 
vorsätzlichen,  nicht  auch  bei  einer  fahrlässig  begangenen  Straftat 
möglich.  Zur  Unterstützung  der  gegenteiligen,  von  namhaften 
Kechtslehrern  vertretenen  Ansicht,  könnte  zwar  gerade  der  vor- 
liegende Fall  dienen.  Ein  genügender  Grund  von  der  bisherigen 
langjährigen  Praxis  (vergl.  Zürcher  Kommentar  zu  §  202  St.G.B. 
Note  5)  abzugehen,  besteht  nicht,  dies  um  so  weniger,  als  auch  der 
Vorentwurf  zu  einem  schweizerischen  Strafgesetzbuch  auf  dem  Boden 
der  herrschenden  Auffassung  steht. 

Nun  kann  allerdings,  wie  schon  früher  entschieden  wurde 
(siehe  oben),  das  Vergehen  des  leichtsinnigen  Bankerotts  auch  vor- 
sätzlich verübt  werden.  Im  gegebenen  Fall  ist  aber  bei  Frau  A. 
ein  vorsätzliches  Zuwiderhandeln  gegen  das  StG.B.  nicht  anzunehmen. 
Die  Firma  A.  Seh.  war  eine  jener  Frauenfirmen,  bei  denen  die 
Frau  als  Inhaberin  auftritt,  weil  der  die  Firma  leitende  Mann  im 
Konkurs  war.  Wie  in  den  meisten  solchen  Fällen  kümmerte  sich 
die  Frau  auch  nicht  um  den  Geschäftsbetrieb.  Das  Frau  A. 
treffende  Verschulden  besteht  in  der  Aufserachtlassung  der  von  ihr 
mit  Bezug  auf  die  Buchführung  zu  fordernden  Aufmerksamkeit. 
Dafür  aber  liegen  keine  Anhaltspunkte  vor,  dafs  sie  die  Buch- 
führung mit  Wissen  und  Willen  vernachlässigt  habe.  Ist  ihr  dem- 
gemäfs  lediglich  Fahrlässigkeit  vorzuwerfen,  so  kann  auch  der 
Ehemann  nicht  der  Gehilfenschaft  schuldig  erklärt  werden." 


§  5.    Dahinfalleu  der  Strafverfolgung. 

Das  zürch.  St.G.B.  läfst  in  §  210  unter  gewissen  Voraus- 
setzungen die  Strafverfolgung  wegen  leichtsinnigen  Bankerotts  und 
leichtsinnigem  Schuldenmachen  dahinfallen.  Einmal  gilt  dies,  wenn 
der  Konkurs  widerrufen  wird,  also  die  Bedingung  der  Strafbarkeit 
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dahinfällt.  Ein  Widerruf  des  Konkurses,  der,  wie  die  Konkurser- 
öffnung, vom  Konkursrichter  ausgesprochen  wird,  findet  statt,  wenn 
der  Schuldner  von  sämtlichen  Gläubigern  die  schriftliche  Erklärung 
beibringt,  dafs  sie  ihre  Konkurseingabe  zurückziehen,  oder  wenn 
ein  Nachlafsvertrag  zustande  gekommen  ist  (Seh.  u.  K.G.  Art.  195). 
Aber  auch  der  Tatsache,  dafs  sämtliche  zu  Verlust  gekommene 
Gläubiger  befriedigt  sind  oder  der  Rehabilitation  beistimmen,  erkennt 
das  Gesetz  eine  die  Strafverfolgung  aufhebende  Wirkung  zu.  Unter 
denselben  Voraussetzungen  fällt  auch  eine  bereits  ausgesprochene 
Strafe,  soweit  sie  noch  nicht  vollstreckt  ist,  dahin. 

Es  ergibt  sich  hieraus  klar,  dafs  vor  allem  der  Eintritt  der 
rechtsverletzenden  Wirkung,  also  die  Schädigung  der  Gläubiger,  den 
Grund  zu  strafrechtlichem  Einschreiten  gegeben  hat.  Die  Schuld 
des  Täters,  die  ja  so  wie  so  nur  aus  Fahrlässigkeit  besteht,  hat 
nur  insofern  Bedeutung,  als  sie  verlangt  werden  mufs,  um  nicht 
gegen  den  Grundsatz  „nulla  poena  sine  culpa"  zu  verstofsen.  Da 
aber  der  Täter  keine  verbrecherische  Gesinnung  gezeigt  hat  (wir 
haben  es  ja  nicht  mit  einem  dolosen  Handeln  zu  tun),  die  eine  kriminelle 
Strafe  herausfordern  müfste,  ferner  sich  die  verletzende  Wirkung  in 
reinem  Vermögensschaden  äufsert,  der  vollständig  gut  gemacht 
werden  kann,  hat  der  Gesetzgeber  mit  Recht  gefunden,  dafs  bei 
Schadenersatz  eine  Strafverfolgung  nicht  stattfinden  solle.  Auch 
den  Gläubigern  ist  damit  geholfen,  da  es  ihnen  vor  allem  darum 
zu  tun  ist,  zu  ihrem  Gelde  zu  kommen.  Wenn  dem  Kridar  die 
Schande  einer  kriminellen  Bestrafung  erspart  werden  kann,  werden 
sich  oft  Verwandte  oder  Freunde  zu  einem  Opfer  bereit  erklären. 
Aber  auch  wenn  sämtliche  Gläubiger  der  Rehabilitation  zustimmen 
(wobei  nicht  notwendig  ist,  dafs  sie  vollständig  befriedigt  sind),  bleibt 
der  Schuldner  von  einer  Strafverfolgung  verschont. 

Die  Vergünstigung  des  §  210  gilt  auch  gegenüber  den  schul- 
digen Einzelpersonen  der  Verwaltungs-  und  Aufsichtsorgane  juristischer 
Personen,  sofern  der  Konkurs  der  Gesellschaft  widerrufen  wird  oder 
sämtliche  Gläubiger  der  Gesellschaft  befriedigt  sind  oder  der  Re- 
habilitation zustimmen.  Es  genügt  aber  nicht,  dafs  die  Konkurs- 
masse der  in  konkursmäfsiger  Liquidation  befindlichen  Aktiengesell- 
schaft sich  für  ihre  Ansprüche  an  die  Angeklagten  befriedigt  erklärt, 
sofern  nicht  alle  Gläubiger  der  Aktiengesellschaft  auch  tatsächlich 
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befriedigt  sind.  Auch  durch  die  Genehmigung  des  Vergleiches  durch 
die  Gläubigerversammlung  wird  der  Mangel  der  tatsächlichen  Be- 
friedigung nicht  ersetzt,  es  wäre  denn,  dafs  sämtliche  Gläubiger 
an  der  Gläubigerversammlung  teilgenommen  und  den  Vergleich 
einstimmig  angenommen  hätten,  was  dann  einer  Rehabilitation 
gleichkommen  würde.  (Urteil  der  zürch.  Appellationskammer  vom 
23.  Oktober  1913.) 


8.  Kapitel. 

Leichtsinniges  Schuldenmachen. 

Mit  „leichtsinnigem  Schuldenmachen"  wird  ein  Vergehen 
bezeichnet,  dessen  Tatbestand  sich  in  objektiver,  wie  in  subjektiver 
Beziehung  im  wesentlichen  mit  demjenigen  des  leichtsinnigen 
Bankerotts  deckt.  Täter  ist  auch  hier  ein  Schuldner,  der  auf 
leichtsinnige  Weise  eine  Schädigung  seiner  Gläubiger  herbeiführt, 
der  aber,  da  er  nur  der  Betreibung  auf  Pfändung  unterliegt, 
niemals  in  Konkurs  gerät  und  deshalb,  mangels  Vorlieg  n  der 
Strafbarkeitsbedingung,  auch  nicht  wegen  leichtsinnigen  Bankerotts 
bestraft  werden  kann.  Auf  ihn  findet  eine  Sondemorm  Anwendung, 
die  im  zürch.  St.G.B.  folgenden  Wortlaut  hat: 

„Der  fruchtlos  ausgepfändete  Schuldner,  welcher  im  Bewufstsein 
seiner  Insolvenz  neue  erhebliche  Schulden  macht  und  die  auf  diesem 
Wege  erhobenen  Gelder  oder  Waren  verschleudert,  oder  welcher 
sich  sonst  einer  der  in  §  202  lit.  b^)  und  c«)  dieses  Gesetzes  näher 
bezeichneten  Handlung  schuldig  gemacht  hat,  wird  wegen  leicht- 
sinnigen Schuldenmachens  mit  Gefängnis  bestraft.  In  Abweichung 
von  §  26  lit.  a.  des  St.G.B.  kann  auch  blofse  Einstellung  im  Aktiv- 
bürgerrecht bis  zu  drei  Jahren  verhängt  werden. 

*)  Sein  Geschäft  oder  seinen  Beruf  aus  Arbeitsscheu  vernachlässigt  oder 
sich  in  leichtsinnige,  seine  ÜDanziellen  Kräfte  übersteigende  Spekulationen  ein- 
gelassen hat,  sofern  hieraus  für  ihn  Verluste  entstanden  sind. 

')  In  seinem  Privatleben  einen  seine  ordentlichen  Einkünfte  tibersteigenden 
verschwenderischen  Aufwand  getrieben  oder  durch  Spiel,  Ti-nnksucht  oder  Aus- 
schweifungen seinen  Vermögensverfall  herbeigeführt  hat. 
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Die  Strafverfolgung  tritt  nur  ein  auf  den  Antrag  eines  Gläubigers 
und  wenn  Verlustscheine  im  Gesamtbetrage  von  200  Pranken  aus 
den  letzten  sechs  Monaten  vorliegen.  Dem  Antrag  wird  keine 
Folge  gegeben,  wenn  der  Gläubiger  durch  wucherhafte  Geschäfte 
oder  in  anderer  Weise  den  Schuldner  in  seiner  Verschwendung 
unterstützte.  ® 

Das  Recht  zur  Stellung  eines  Strafantrages  erlischt  mit  Ablauf 
von  6  Monaten  nach  Zustellung  des  Verlustscheines.  (Art.  149 
Seh.  und  K.G.)".  ^ 

rv  ./5  f "".  ^''^'''  ^^''^  ''^^*  '^"^  ^^  Übereinstimmung  mit  dem 
Tatbestand  des  leichtsinnigen  Bankerotts.  Alles  dort  hinsichtlich 
der  strafbaren  Handlung,  des  strafrechtlich  relevanten  Erfolges 
und  des  Kausalzusammenhanges  Gesagte  trifft  auch  hier  zu.  Die 
^^  Schuld   des  Täters   ist   hier  wie  dort  die  gleiche.     Ebenso  sind  die 

fragen  nach  der  Konkurrenz  der  im  Gesetz  einzeln  aufgeführten 
Handlungen,  nach  der  Verjährung,  dem  Orte  der  Begehung  und 
der  Teilnahme  auf  dieselbe  Art  zu  lösen. 

Im  speziellen  ist  zu  sagen,  dafs  die  fruchtlose  Auspfändung 
Bedingung  der  Strafbarkeit  ist,  und  zwar  liegt  ihr  die  gleiche 
*  unktion  ob,  wie  der  Konkurseröffnung  beim  leichtsinnigen  Bankerott. 
Wie  jene  stellt  sie  nicht  etwa  den  Erfolg  des  Deliktes  dar,  sondern 
einzig  und  allem  bei  ihrem  Vorliegen  kann  mit  Sicherheit  fest- 
gestellt  werden,  ob  der  Gläubiger  einen  Vermögensschaden  erlitten 
hat  oder  nicht.  Wenn  es  im  Gesetzestext  heifst  „der  fruchtlos 
,  ausgepfändete  Schuldner«,   so  ist   das   unlogisch,  denn   damals,   als 

der  Schuldner  die  straf  baren  Handlungen  vornahm,  war  er  noch  keines- 
wegs  fruchtlos  ausgepfändet.  Richtig  hiefse  es  vielmehr:  „Der 
Schuldner  welcher  im  Bewufstsein  .  .  .,  wird,  wenn  er  fruchtlos 
ausgepfändet  worden  ist,  mit  Gefängnis  bestraft." 

Der  Gesetzgeber  hat  sich  aber  mit  dieser  Strafbarkeitsbedingung 
noch  keineswegs  begnügt,  vielmehr  knüpft  er  an  die  Zulassung  der 
Strafverfolgung  eine  Reihe  weiterer  Bedingungen.  Es  macht  sich 
hier  eine  soziale  Tendenz  des  Gesetzes  geltend,  ausgehend  davon, 
dafs  in  diesen  Fällen  oft  der  Schuldner  der  sozial  bedeutend 
Schwächere  ist  und  es  sich  nicht  rechtfertigt,  ihn  ohne  weiteres  der 
Strenge  des  Gesetzes  verfallen  zu  lassen.  Von  diesem  Gesichts- 
punkte aus  wurde  von  einem  Offizialdelikt  abgesehen  und  die  Straf, 
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Verfolgung  von  dem  Antrage  eines  geschädigten  Gläubigers  abhängig 
gemacht.  Findet  der  zunächst  Betroffene  ein  strafrechtliches  Ein- 
schreiten nicht  der  Mühe  wert,  so  hat  auch  der  Staat  im  Interesse 
der  Allgemeinheit  nicht  nötig  einzuschreiten.  Um  aber  andererseits 
den  Schuldner  nicht  wegen  jeder  Bagatelle  der  Rache  eines  mitleid- 
losen Gläubigers  auszuliefern,  bedarf  es  neben  dem  Antrage  des 
Vorliegens  von  Verlustscheinen  im  Gesamtbetrage  von  mindestens 
200  Franken  aus  den  letzten  sechs  Monaten,  und  zwar  wird  aus 
der  Verwendung  der  Pluralform  „Verlustscheine"  zu  schliefsen  sein, 
dafs  solche  Verlustscheine  aufser  demjenigen  des  Antragstellers  in 
diesem  Gesamtbetrage  vorliegen  müssen.  Es  ist  eben  im  allgemeinen 
zu  sagen,  dafs  der  Gesetzgeber  den  Schuldner  nur  dann  bestraft 
wissen  will,  wenn  es  sich  um  einen  Geschäftskredit  handelt,  der  in 
kleinerem  Umfange  auch  vom  Handwerker  und  Landwirt  beansprucht 
wird,  während  in  den  übrigen  Fällen,  wo  die  Kreditierung  den 
persönlichen  Bedürfnissen  des  Schuldners  dient,  derselbe  entweder 
ein  aus  Mitleid  gegebener  oder  ein  von  solchen  Leuten  gewährter 
ist,  die  ein  Interesse  daran  haben,  einen  gewissen  verschwenderischen 
Aufwand  zu  begünstigen^). 

Unter  den  Tatbestandshandlungen  ist  nicht  aufgeführt  die 
unterlassene  und  mangelhafte  Buchführung,  und  zwar  mit  Recht. 
Gehörte  sie  schon  nicht  in  den  Tatbestand  des  leichtsinnigen 
Bankerotts,  so  noch  viel  weniger  hierhin.  Haben  wir  es  hier 
nicht  mit  Kaufleuten  zu  tun,  denen  eine  gesetzliche  Pflicht  zur 
Buchführung  obliegt,  ist  auch  ein  Unterlassen  derselben  nicht 
strafbar.  Eine  andere  Frage  ist  jedoch  die,  ob  nicht  unter 
Umständen  ein  Unterlassen  jeglicher  Buchführung  nicht  einer 
Vernachlässigung  des  Geschäftes  im  Sinne  des  Gesetzes  gleichkommt. 
Diese  Frage  möchte  ich  bejahen.  Ich  habe  hier  kleine  Gewerbe- 
treibende im  Auge,  die  sowohl  Kredit  nehmen  wie  gewähren.  Es 
ist  aber  nicht  abzustellen  auf  die  Höhe  der  Summen  dieser  Kredite, 
sondern  auf  die  Anzahl  der  einzelnen  Posten.  Je  zahlreicher  die 
einzelnen  Posten  sind,  desto  schwieriger  ist  es,  dieselben  im  Kopfe 
zu  behalten.  Es  darf  also  verlangt  werden,  dafs  in  solchen  Fällen 
wenigstens  über  die   Schuld-   und   Forderungsposten  Buch   geführt 


»)  Zürcher  in  der  Zeitschrift  für  scbweiz.  Strafrecht,  Bd.  2,  S.  293  ff. 
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werde.  Eine  Buchführung  im  technischen  Sinn  ist  das  jedoch  nicht, 
vor  allem  wird  auch  nicht  verlangt,  dafs  dieselbe  eine  Übersicht 
über  die  Vermögenslage  gewähre.  Es  gehört  dies  vielmehr  lediglich 
zu  einer  sorgfältigen  Geschäftsführung. 


9.  Kapitel. 

Leichtsinniger  Bankerott   von   eingetragenen   ju« 

ristischen   Personen,    insbesondere  AktiengeselU 

Schäften  und  Genossenschaften. 

§  1.    Im  allgemefnen. 

Wie  wir  bisher  gesehen  haben,  konnte  als  Täter  nur  der  in 
Konkurs  geratene  Schuldner  in  Betracht  kommen.  Der  Täter  mufste 
notwendig  Schuldnereigenschaft  besitzen.  Anders  bei  den  juristischen 
Personen.  Die  juristische  Person  ist  ein  Organismus,  aber  nicht 
ein  physischer,  wie  der  Mensch,  sondern  ein  sozialer^).  Gleich  jenem 
ist  sie  gemäfs  der  Rechtsordnung  sowohl  rechts-  als  auch  handlungs- 
fähig. Trotzdem  bleibt  sie  aber  doch  ein  in  Wirklichkeit  totes 
Gebilde,  das  nur  durch  das  Mittel  seiner  Organe  handeln  kann, 
wenn  auch  gemäfs  der  Genossenschaftstheorie  dieses  Handeln  der 
Organe  sich  als  eigenes  Handeln  der  juristischen  Person  darstellt. 
Gerät  nun  eine  juristische  Person  in  Konkurs  und  stellt  sich  dabei 
heraus,  dafs  der  Tatbestand  des  §  202  erfüllt  ist,  so  zeigt  sich  die 
Divergenz  zwischen  Schuldner  und  Täter.  Schuldner  ist  lediglich 
die  juristische  Person.  Sie  aber  auch  als  Täter  strafrechtlich  ver- 
antwortlich zu  machen,  ist  abzulehnen,  da  man  keineswegs  ein  Ver- 
halten'annehmen  könnte,  das  dem  Verschulden  einer  physischen 
Person  entsprechen  würde.  Auch  würde  der  Strafvollzug,  man  denke 
an  eine  Freiheitsstrafe,   praktisch  auf  Schwierigkeiten  stofsen.     Es 


*)  Egger,  Kommentar  zum  Personenrecht,  S.  177. 
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bleibt  daher  kein  anderer  Ausweg,  als  die  schuldigen  Organträger, 
die  physische  Personen  sind,  als  Täter  zu  bezeichnen,  zumal  durch 
sie  der  Tatbestand  des  leichtsinnigen  Bankerotts  sowohl  in  objek- 
tiver als  auch  in  subjektiver  Beziehung  erfüllt  wird,  mit  der  ein- 
zigen Ausnahme,  dafs  ihnen  die  Qualifikation  als  Schuldner  abgeht. 
Diesen  Weg  hat  denn  auch  die  Gesetzgebung  eingeschlagen. 

Zürch.  St.G.B.  §  205  im  Anschlufs  an  244  d(5r 

deutschen  K.O. 

„Wenn  im  Konkurse  von  eingetragenen  juristischen  Personen, 
Aktiengesellschaften  und  Genossenschaften  inbegriffen,  die  Voraus- 
setzungen dieses  Abschnittes  zutreffen,  so  finden  die  bzw.  Strafbe- 
stimmungen Anwendung  auf  die  schuldigen  Einzelpersonen  der 
Verwaltungs-  und  Aufsichtsorgane.-' 

In    Betracht    kommen     die    privatrechtlichen    Körperschaften, 
während  für  die  öffentlich-rechtlichen  und  kirchlichen  Körperschaften 
das  öffentliche  Recht  des  Bundes  oder  der  Kantone  vorbehalten  bleibt 
(Z.G.B.    Art.  59    Abs.  1).     Ferner  gehören  nicht  hierher  die  All- 
mendgenossenschaften  und  ähnliche  Körperschaften,   die  unter  den 
Bestimmungen    des    kantonalen    Rechtes    bleiben    (Z.G.B.   Art.   59 
Abs.  3).     Es  verbleiben  uns  also  die  wirtschaftliche  Zwecke  verfol- 
genden  Personenverbände,   die  nicht  dem  kantonalen  Rechte  unter- 
stehen,   und  die,  wollen  sie  das  Recht  der  Persönlichkeit  erwerben, 
sich  in  der  Forjn  der  Genossenschaft  (O.R.  Art.  678),  der  Aktien- 
gesellschaft  (O.R.  Art.  623)  oder  Kommanditaktiengesellschaft  (O.R. 
Art.  676)  organisieren  und  als  solche  ins  Handelsregister  eintragen 
müssen.     Diese  drei  Arten  eingetragener  juristischer  Personen  sind 
die  praktisch  am  wichtigsten  und  ich  werde  mich  deshalb  auch  nur 
mit  ihnen   etwas  näher  befassen.     Der   Vollständigkeit   halber   sei 
aber  erwähnt,   dafs  Vereine,    die  nicht  wirtschaftliche  Zwecke  ver- 
folgen und  die  kirchlichen  Stiftungen  und  die  Familienstiftungen, 
die  zur  Erwerbung  der  Persönlichkeitsrechte  keiner  Eintragung  be- 
dürfen,  sich  eintragen  lassen  können   und  damit  auch  die  Koukurs- 
fähigkeit  erwerben.     Für  die  Vereine  ist  das  Eintragungsrecht  aus- 
drücklich  anerkannt  (Z.G.B.  Art.  61  Abs.  1),  durch  Analogieschlufs 
in  Verbindung  mit  O.R.  Art.  865  Abs.  1  aber  auch  für  die  soeben 
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erwähnten  Stiftungen  anzunehmen.  Alle  übrigen  Stiftungen  bedürfen 
der  Eintragung  zur  Erwerbung  der  Persönlichkeit  (Z.G.B.  Art.  81 
Abs.  2)  und  Vereine,  die  für  ihren  Zweck  ein  nach  kaufmännischer 
Art  geführtes  Gewerbe  betreiben,  sind  zur  Eintragung  verpflichtet 
(Z.G.B.  Art.  61  Abs.  2).  Hiermit  wäre  die  Reihe  der  in  Betracht 
fallenden  juristischen  Personen  erschöpft^). 

Das  Gesetz  sagt,  dafs  bestraft  werden  sollen  die  schuldigen 
Einzelpersonen  der  Verwaltungs-  und  Aufsichtsorgane.  Was  aber 
Verwaltungs-  und  Aufsichtsorgane  sind,  läfst  sich  nur  gemäfs  den 
Bestimmungen  des  O.R.  feststellen,  wobei  die  Lösung  der  Frage 
nicht  immer  ganz  einfach  ist. 

Verwaltungs-  und  Aufsichtsorgane  sind  die  einzigen  Organe 
einer  juristischen  Person,  denen  das  Gesetz  die  Fähigkeit  zuerkennt, 
Bankerotthandlungen  vorzunehmen.  Nicht  besitzt  diese  Fähigkeit 
das  dem  Buchstaben  nach  wichtigste  Organ,  die  Generalversammlung. 
Es  ist  aber  wohl  denkbar,  dafs  durch  die  Generalversammlung  ein 
Beschlufs  gefafst  wird,  dessen  Ausführung  einer  Bankerotthandlung 
gleichkäme.  Wird  nun  durch  einen  solchen  Beschlufs  der  General- 
versammlung eine  Schuld  der  Mitglieder  des  Vorstandes  resp.  der 
Verwaltung,  denen  die  Vollziehung  desselben  obliegt,  ausgeschlossen? 
Es  ist  dies  mit  Völderndorff  S.  55  zu  verneinen.  Es  wird  ihnen 
dann  eben,  um  einer  eventuellen  strafrechtlichen  Verantwortlichkeit 
zu  entgehen,  nichts  anderes  übrigbleiben,  als  ihre  Stellung  als 
Vorstands-  resp.  Verwaltungsmitglied  zu  quittieren. 


§  2.    Geuossenschaft 

Nach  Art.  695  O.R.  mufs  jede  Genossenschaft  einen  Vorstand 
(Direktion)  haben,  welcher  dieselbe  im  Verkehr  mit  Dritten  und 
vor  Gericht  vertritt. 

Der  Vorstand  kann  aus  einer  oder  mehreren  Personen  bestehen. 
Dieselben  können  Mitglieder  oder  Nichtmitglieder,  besoldet  oder 
unbesoldet  sein. 


*)  Vergl.  auch  die  Aufzählung  iu  Art.  39,  Seh.  u.  K.G.,  wobei  allerdings 
die  Stiftungen  nicht  erwähnt  sind. 
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mitelieder  aUhal<i  «o-,!,    u       r,    .  ,.  jeweiligen    Vorstands- 

oi2Z7   1  '^'■^''  ß««'«"«ng  sich  in  das  Handelsregister 

«ntragen  lassen  müssen  und  dafs  diejenigen  Mitglieder   wSlZ 
Zeichnung  namens  der  Genossenschaft  bLhtigt  sind  'ih7e  ünt" 
schnft  vor  der  kompetenten  Behörde  zu  zeichnen  haben.  6  R  Irt  696" 
Der  Vorstand  ist  neben  der  Generalversammlung  der  GtÜL 
schafter  das  einzige  Organ,  das  eine  Genossenschaftvl  Ge       "" 
wegen  haben  mufs.    Die  Strafbestimmung  des  §  205  St  G  B    fiS 

mnir  "t  ^"'^  ''''  '''  ^"^"^^-  '-  VoLandef  A„wend    : 
Daneben   sieht  Art.  705   O.E.   auch   fakultative  Organt  vor   3 

zwar  einen  Aufsichtsrat   zur  Überwachung   der   (Säfflf- 1 

und  einen  Verwaltungsrat  zur  Mitwirkung  L  w  chS  „  £ '^^^^^^^^ 

Wm-de  von  dieser  Möglichkeit  Gebrauch  gern  c^  sfsL?  n^r  ^^^^^ 

auch    die   Mitglieder    dieser   Organe   str!frlh  L    vrantwortf 

sofe™  sie  m  dieser  Eigenschaft  Bankerotthandlungen  vCotmt 

Der   Kegelfall    ist   nun   der,   laf    St     7ieT  v"  'TT 
Ge8Pt7PR   fln,-„      w  1  "^"   ^*®   Meinung   des 

Der  Tatbestand  ist  kurz  folgender: 

Bei  einer  in  Konkurs  geratenen  Genossenschaft  bestand  der 
Verwaltungsrat   (Vorstand)  laut   Statuten   aus   7   M  tgl  edern    dL 
als   solche    im   Handelsregister    eingetragen    waren       V«T 
ü^''''°  §  ^''  ®*^*"^^°   h^*   d^r  Verwaltungsrat  zur   Vertretung 

0  Abgedruckt  in  der  Zeitsch.  för  Schweiz.  Strafrecht,  Bd.  17. 
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der  Gesellschaft  gegenüber  Dritten  und  vor  Gericht  zwar  einen 
Direktor  bezeichnet,  der  als  solcher  nicht  im  flandelregister  ein- 
getragen wurde,  sich  selbst  aber  die  übrige  Leitung  und  die  Über- 
wachung der  Geschäfte  im  allgemeinen  vorbehalten. 

Das  Gericht  gelangte  zur  Annahme,  dafs  jener  Direktor  Vor- 
stand der  Genossenschaft  sei,  wobei  es  sich  auf  Art.  695  Abs.  1 
stützt.  Dafs  derselbe  nicht  im  Handelsregister  eingetragen  sei, 
könne  in  strafrechtlicher  Hinsicht  nicht  mafsgebend  sein,  da  er 
diejenigen  Funktionen  ausgeübt  habe,  welche  ein  Mitglied  eines 
Vorstandes  Dritten  gegenüber  kennzeichne.  Es  sei  zudem  darauf 
aufmerksam  zu  machen,  dafs  der  Eintrag  im  Handelsregister  nach 
Angabe  des  Verwaltungsrates  erfolgte.  Wollte  man  deren  Meinung 
als  allein  mafsgebend  betrachten,  so  wäre  die  Konsequenz  die,  dafs, 
wenn  ein  Verwaltungsrat  einer  Genossenschaft  irgendeine  beliebige 
Person,  einen  Strohmann,  der  zur  Leitung  der  Geschäfte  garnicht 
befähigt  wäre,  als  Vorstand  eintragen  liefse,  die  Strafbehörde  diesen 
als  den  allein  Schuldigen  anerkennen  müfste,  während  doch  sicher 
wäre,  dafs  der  hinter  diesem  Strohmann  stehende  Verwaltungsrat 
oder  Direktor  der  richtige  Täter  wäre. 

Aus  den  gleichen  Gründen,  nämlich  dafs  unter  Vorstand  nur 
diejenige  oder  diejenigen  Personen  verstanden  werden  können,  welche 
die  Genossenschaft  Dritten  gegenüber  und  vor  Gericht  vertreten, 
gelangt  das  Urteil  zu  einer  Freisprechung  der  Verwaltungsräte! 
Dafs  sie  hernach  wegen  Beihilfe  zum  leichtsinnigen  Bankerott 
verurteilt  werden,  spielt  keine  Rolle,  da  gemäfs  der  im  Text 
vertretenen  Ansicht  eine  Beihilfe  zum  leichtsinnigen  Bankerott 
begrifflich  ausgeschlossen  ist. 

Der  Kernpunkt  der  Frage  ist,  ob  derjenige,  der  die  gemäfs 
Gesetz  dem  Vorstande  zukommenden  Funktionen  ausübt,  durch  die 
tatsächliche  Ausübung  Vorstand  wird,  oder  ob  dem  Eintrag  ins 
Handelsregister  konstitutive  Wirkung  zukommt.  Das  letztere  ist 
zu  bejahen.  Die  Sache  liegt  hier  ähnlich  wie  beim  Grundbuch, 
wo  dem  Eintrag  heilende  Wirkung  zukommt,  *auch  wenn  die 
tatsächlichen  Verhältnisse  anders  liegen.  Es  ergibt  sich  dies  aus 
der  Publizitätswirkung  des  Handelsregisters,  wonach  alles,  was 
eingetragen  ist,  in  der  Regel  auch  dann  zu  Recht  besteht,  wenn  es 
dem  materiellen  Recht  nicht   entspricht,  solange  es   nicht  gelöscht 
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Der  Tatbestand  ist  kurz  folgender: 
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der  Gesellschaft  gegenüber  Dritten  und  vor  Gericht  zwar  einen 
Direktor  bezeichnet,  der  als  solcher  nicht  im  Handelregister  ein- 
getragen wurde,  sich  selbst  aber  die  übrige  Leitung  und  die  Über- 
wachung der  Geschäfte  im  aUgemeinen  vorbehalten. 

Das  Gericht  gelangte  zur  Annahme,  dafs  jener  Direktor  Vor- 
stand  der  Genossenschaft  sei,  wobei  es  sich  auf  Art   695  Abs    1 
stützt.     Dafs   derselbe    nicht   im   Handelsregister    eingetragen   sei, 
könne    m   strafrechtlicher  Hinsicht    nicht   mafsgebend   sein,    da   er 
diejenigen   Funktionen   ausgeübt  habe,   welche  ein  Mitglied   eines 
Vorstandes  Dritten   gegenüber  kennzeichne.     Es   sei  zudem  darauf 
aufmerksam  zu  machen,  dafs  der  Eintrag  im  Handelsregister  nach 
Angabe  des  Verwaltungsrates  erfolgte.    Wollte  man  deren  Meinung 
als  allem  mafsgebend  betrachten,  so  wäre  die  Konsequenz  die,  dafs 
wenn  ein  Verwaltungsrat  einer  Genossenschaft  irgendeine  beliebige 
Person    einen  Strohmann,  der  zur  Leitung  der  Geschäfte  garnicht 
befähigt  wäre,  als  Vorstand  eintragen  liefse,  die  Strafbehörde  diesen 
als  den  allem  Schuldigen  anerkennen  müfste,  während  doch  sicher 
wäre,  dafs  der  hinter  diesem  Strohmann  stehende  Verwaltungsrat 
oder  Direktor  der  richtige  Täter  wäre. 

Aus  den  gleichen  Gründen,  nämlich  dafs  unter  Vorstand  nur 
diejenige  oder  diejenigen  Personen  verstanden  werden  können,  welche 
die  Genossenschaft  Dritten  gegenüber  und  vor  Gericht  vertreten 
gelangt  das  Urteil  zu  einer  Freisprechung  der  Verwaltungsräte! 
Dafs  sie  hernach  wegen  Beihilfe  zum  leichtsinnigen  Bankerott 
verurteilt  werden,  spielt  keine  Rolle,  da  gemäfs  der  im  Text 
vertretenen  Ansicht  eine  Beihilfe  zum  leichtsinnigen  Bankerott 
begrifllich  ausgeschlossen  ist. 

Der  Kernpunkt  der  Frage  ist,  ob  derjenige,  der  die  gemäfs 
Gesetz  dem  Vorstende  zukommenden  Funktionen  ausübt,  durch  die 
tatsächliche  Ausübung  Vorstand  wird,  oder  ob  dem  Eintrag  ins 
Handelsregister  konstitutive  Wirkung  zukommt.  Das  letztere  ist 
zu  bejahen^    Die  Sache  liegt  hier  ähnlich  wie  beim  Grundbuch. 

tlt-.?.  x^?.^'"'"'''  ^''^^""^  zukommt,  'auch  wenn  die 
tatsächlichen  Verhältnisse  anders  liegen.  Es  ergibt  sich  dies  aus 
der  Publizitätswirkung  des  Handelsregisters,  wonach  alles,  was 
eingetragen  ist,  in  der  Regel  auch  dann  zu  Recht  besteht,  wenn  es 
dem  materiellen  Recht  nicht   entspricht,  solange  es   nicht  gelöscht 


't 


5^- 


\%- 


—  Ge- 
ist'). Es  ist  aber  in  uuserem  Fall  nicht  einmal  richtig,  dafs  der 
Eintrag  dem  materiellen  Recht  nicht  entspreche.  Es  handelt  sich 
nur  um  richtige  Interpretation  des  Art.  695  O.R.  in  Verbindung 
mit  Art.  696  O.E.  Vorstand  ist,  wer  als  solcher  im  Handelsregister 
eingetragen  ist.  Ist  er  eingetragen,  so  stehen  ihm  die  in  Art.  695 
Abs.  1  O.R.  bezeichneten  Funktionen  zu.  Dafs  er  dieselben  in 
eigener  Person  ausführen  müsse,  ist  aber  keineswegs  gesagt.  Er 
hat  vielmehr  das  Recht,  deren  tatsächliche  Ausübung  an  einen 
Dritten  zu  übertragen.  Die  Verantwortlichkeit  und  vor  allem  die 
strafrechtliche  Verantwortlichkeit  bleibt  aber  auf  seiner  Person 
lasten.  Ein  Verschulden  trifft  ihn  vor  allem,  wenn  er  nicht  sorg- 
fältig war  in  eligendo,  in  der  Auswahl  des  Dritten,  und  ferner  in 
custodiendo,  wenn  er  seine  Uberwachungspflicht  vernachlässigte. 
Wie  es  dem  Einzelkaufmann  freisteht,  seine  gesamte  Geschäfts- 
führung einem  Dritten,  einem  Prokuristen  zu  übertragen,  so  gilt 
dies  auch  für  den  Vorstand  einer  Genossenschaft;  er  bleibt  aber 
ebenso  wie  der  Einzelkaufmann  der  alleinig  strafrechtlich  Verantwort- 
liche. Wir  kommen  also  zum  Schlufs,  dafs  bei  einer  Genossenschaft 
nur  der  oder  diejenigen  schuldigen  Einzelpersonen  strafrechtlich 
verantwortlich  sind,  die  als  Vorstandsmitglieder  im  Handelsregister 
eingetragen  sind.     De  lege  lata  ist  dies  die  einzig  richtige  Lösung. 

Es  würde  aber  oft  den  tatsächlichen  Verhältnissen  mehr 
Rechnung  tragen,  wie  auch  in  der  Begründung  des  oben  zitierten 
Urteils  angedeutet  wird,  und  wäre  deshalb  de  lege  ferenda  zu 
empfehlen,  bei  juristischen  Personen  den  Kreis  der  strafrechtlich 
verantwortlichen  schuldigen  Einzelpersonen  zu  erweitern.  Es  ist 
dies  fast  durchweg  bei  den  welschen  Kantonen,  vielleicht  in  nur 
zu  weit  gehendem  Mafse  geschehen,  wo  es,  um  nur  ein  Beispiel 
anzuführen,  im  Einführungsgesetz  des  Kanton  Wallis  zum  Seh.  und 
K.G.  vom  26.  Mai  1891  in  Art.  48  heifst: 

„Die  Direktoren,  Geschäftsführer,  Verwalter,  Aufseher  und 
sonstige  Vertreter  oder  Bevollmächtigte  einer  in  Konkurs  geratenen 
Handelsgesellschaft  usw." 

*)  So  in  einem  Urteil  der  Polizeikammer  des  Appellations-  und  Kassations- 
hofes  des  Kantons  Bern  vom  4.  April  1903.  Überemstimmend  anch  die  herr- 
schende Meinung  und  die  Praxis  des  Bundesgerichtes. 
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3.    Aktiengesellschaften. 

Schwieriger  als  bei  der  Genossenschaft  ist  die  Unterscheidung, 
was  unter  Verwaltungs-  und  Aufsichtsorgane  zu  verstehen  sei,  bei 
der  Aktiengesellschaft.  Schwierig  vor  allem  deswegen,  weil  die 
tatsächliche  Entwicklung  der  Aktiengesellschaft  einen  andern  Weg 
gegangen  ist,  als  wie  er  im  Gesetz  vorgezeichnet  ist.  Trotz  alledem 
ist  aber,  solange  eine  Revision  dieses  Teiles  des  Obligationsrechtes 
noch  nicht  stattgefunden  hat,  auf  Grundlage  des  bestehenden 
Gesetzestextes  die  Entscheidung  zu  treffen. 

Notwendiges  Organ  der  Aktiengesellschaft  ist  die  Verwaltung, 
die  jedoch  nur  von  Aktionären  ausgeübt  werden  kann.  Dem 
Gesetze  ist  prinzipiell  schon  Genüge  geleistet,  wenn  die  Verwaltung 
nur  aus  einem  Mitglied  besteht.  O.R.  649.  Weitere  notwendige 
Organe  sind  die  Generalversammlung  und  eine  Kontrollstelle,  denen 
aber  in  unserem  Zusammenhang  keine  weitere  Bedeutung  zukommt. 
Selbstverständlich  können  die  Statuten  fakultativ  weitere  Organe^ 
wie  z.  B.  einen  Aufsichtsrat  vorsehen.  In  der  Praxis  hat  aber  bei 
den  meisten  Aktiengesellschaften  eine  Differenzierung  der  Verwaltung 
stattgefunden,  und  zwar  in  eine  Direktion,  die  die  tatsächliche 
Verwaltung  der  Aktiengesellschaft  besorgt,  sie  also  auch  gegenüber 
Dritten  und  vor  Gericht  vertritt,  und  einen  Verwaltungsrat,  dem 
aber  mehr  die  Stellung  eines  Aufsichtsrates  zukommt.  Das  Problem 
ist  nun  das,  ob  als  Verwaltungsorgan  nur  die  im  Gesetz  ausdrücklich 
verlangte  und  näher  umschriebene  Verwaltung  anzuerkennen  sei, 
oder  ob  als  solches  auch  die  Direktion,  eventuell  letztere  allein' 
anzunehmen  sei. 

In  Art.  650  O.R.  heifst  es: 

Die  Statuten  können  bestimmen,  dafs  die  Geschäftsführung 
oder  einzelne  Zweige  derselben  von  der  Verwaltung  an  ein  oder 
mehrere  ihrer  Mitglieder  oder  an  einen  oder  mehrere  Dritte,  welche 
nicht  Mitglieder  der  Gesellschaft  zu  sein  brauchen,  übertragen 
werden. 

Das  Gesetz  gestattet  also,  dafs  in  den  Statuten  ein  Passus 
aufgenommen  werden  könne,  der  die  Verwaltung  (man  beachte 
hier  das  Wort  Verwaltung,  wodurch  sich  schon  gemäfs  dem  Wort- 
laut    klar    ergibt,    dafs,    sollte    von    dieser   Möglichkeit    Gebrauch 
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gemacht  werden,  die  Verwaltung  sich  dadurch  keineswegb  ihrer 
Eigenschaft  als  Verwaltung  begibt)  ermächtigt,  die  Geschäftsführung 
oder  einzelne  Teile  derselben  an  einzelne  ihrer  Mitglieder  oder  an 
einen  oder  mehrere  Dritte,  welche  nicht  Mitglieder  der  Gesellschaft 
zu  sein  brauchen,  zu  übertragen.  Wird  von  der  Verwaltung  die 
Geschäftsführung  oder  einzelne  Teile  derselben  an  einzelne  ihrer 
Mitglieder  abgegeben,  so  haben  wir  es  lediglich  mit  einer  Arbeits- 
teilung innerhalb  der  Verwaltung  zu  tun.  Das  so  beauftragte 
Mitglied  bleibt  Verwaltungsorgan,  ebenso  wie  die  übrigen  Ver- 
waltungsmitglieder Verwaltungsorgane  bleiben.  Auch  an  der  Ver- 
antwortlichkeit wird  dadurch  prinzipiell  nichts  geändert.  Das 
beauftragte  Mitglied  haftet  für  sorgfältige  Ausführung,  während  die 
übrigen  Mitglieder  bei  der  Auswahl  desselben  alle  Sorgfalt  anzu- 
wenden  hatten  und  die  Püicht  zur  Überwachung  beibehalten. 

Wird  hingegen  die  Geschäftsführung  oder  einzelne  Teile 
derselben  an  einen  oder  mehrere  Dritte  übertragen,  so  liegen 
genau  dieselben  Verhältnisse  vor,  wie  wenn  der  Inhaber  einer 
Einzelfirma  die  Geschäftsführung  einem  Prokuristen  anvertraut  oder 
Teile  derselben  durch  Drittpersonen  ausführen  läfst.  Der  Einzel- 
kaufmann bleibt  trotzdem  der  allein  strafrechtlich  Verantwortliche 
und  ebenso  die  Mitglieder  der  Verwaltung.  Der  Dritte  wird  durch 
die  Übertragung  nicht  etwa  Verwaltungsorgan,  Die  Herbeiziehung 
Dritter  zur  Geschäftsführung  durch  die  Verwaltung  fällt  innerhalb 
deren  Befugnis  als  Verwaltungsorgan,  sofern  die  Statuten  nicht 
ausdrücklich  etwas  anderes  bestimmen,  auch  wenn  hiervon  im 
Gesetz  keine  Silbe  stünde. 

Dafs  der  Dritte  durch  eine  solche  Übertragung  nicht  Ver- 
waltungsorgan wird,  ergibt  sich  aus  Art.  649  O.R.,  der  als 
zwingendes  Recht  dem  Art.  650  Abs.  1,  der  nur  dispositives  Recht 
enthält,  vorgeht.  Es  heifst  aber  dort,  dafs  die  Verwaltung  nur 
von  Aktionären  ausgeübt  werden  kann.  Nun  wird  der  Dritte  in 
der  Regel  nicht  Aktionär  sein.  Aber  auch  wenn  er  es  wäre,  genügt 
das  noch  nicht,  denn  Verwaltungsorgan  kann  er  nur  werden,  wenn 
er  von  der  Generalversammlung  als  solches  gewählt  worden  ist. 
Art.  644  Abs.  3  Ziffer  1  O.R. 

Nicht  geleugnet  soll  deshalb  werden,  dafs  der  Dritte  trotzdem 
Organ   der  Gesellschaft   sein   kann.     Nach    der   herrschenden  Auf- 
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fassung,  die  auch  das  Bundesgericht  vertritt,  ist  Organ  jeder 
statutenmäfsig  berufene  Vertreter^).  Ist  nun  die  Verwaltung  durch 
eine  Bestimmung  der  Statuten  ermächtigt,  die  Geschäftsführung 
einem  Dritten  als  Direktor  zu  übertragen,  wird  derselbe  unzweifelhaft 
Organ  der  Gesellschaft.  Aber  er  wird  nicht  Verwaltungsorgan, 
wenn  er  auch  tatsächlich  Verwaltungshandlungen  für  die  Gesellschaft 
vornimmt,  denn  Verwaltungsorgane  sind  nur  diejenigen  Organe,  die 
den   hierfür    aufgestellten    gesetzlichen   Erfordernissen   entsprechen. 

Zu  der  im  Text  vertretenen  Ansicht  gelangt  hinsichtlich  der 
Verwaltung,  nämlich  dafs  die  von  der  Generalversammlung 
gewählte  Verwaltung  eigentliches  Verwaltungsorgan  bleibt,  auch 
wenn  sie  die  Geschäftsführung,  also  die  tatsächliche  Ausübung  der 
Verwaltung  an  einen  Dritten  (Direktion)  übertragen  hat,  wozu  sie 
gemäfs  Gesetz  und  Statuten  ermächtigt  war,  auch  ein  Urteil  der 
zürch.  Appellationskammer  vom  23.  Oktober  1913. 

Nicht  beizustimmen  ist  dagegen  dem  erwähnten  Urteil  darin, 
dafs  auch  die  Direktion  legitimes  Verwaltungsorgan  sei.  Eine 
rechtliche    Begründung    dieser    Behauptung    wurde   nicht   versucht. 

Das  Verwaltungsorgan  ist  selbstverständlich  auch  für  die 
ordentliche  Führung  der  Geschäftsbücher  verantwortlich.  Daran 
wird  auch  nichts  geändert,  wenn  gemäfs  den  Statuten  die  Führung 
der  Geschäftsbücher  der  Direktion  Überbunden  wurde.  Die  Pflicht 
für  die  Führung  der  Geschäftsbücher  zu  sorgen,  ergibt  sich  schon 
aus  den  allgemeinen  Funktionen  der  Verwaltung,  wird  aber  im 
Gesetz  Art.  655  O.R.  nochmals  ausdrücklich  erwähnt.  Wie  die 
Verwaltung  die  Geschäftsführung  übertragen  kann,  ohne  sich  ihrer 
Verwaltungseigenschaft  zu  begeben  und  ohne  mit  der  Übertragung 
der  Geschäftsführung  auch  die  Verantwortlichkeit  für  dieselbe 
abzuwälzen,  kann  sie  auch  die  Führung  der  Bücher  der  Direktion 
überbinden,  bleibt  aber  allein  für  die  richtige  Führung  strafrechtlich 
verantwortlich.  Schon  der  Inhaber  einer  Einzelfirma  führt  selten 
die  Bücher  eigenhändig,  sondern  überläfst  diese  Arbeit  einem  Buch- 
halter. Keinem  Menschen  wird  aber  einfallen,  zu  behaupten,  dafs 
er  damit  seiner  Buchführungspflicht  entledigt  und  somit  auch 
strafrechtlich  nicht  verantwortlich  sei.  Ebenso  verhält  es  sich  bei 
der  Aktiengesellschaft. 

')  Egger,  Kommentar  zum  Personenrecht,  S.  191,  und  dort  Zitierte. 
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Zusammenfassend  ist  festzustellen,  dafs  das  schweizerische  Kecht 
der  Aktiengesellschaft  als  Verwaltungsorgan  nur  die  Verwaltung 
kennt,  die  zu  allen  Verwaltungshandlungen  kompetent  ist  und  vor 
allem  die  Gesellschaft  gegenüber  Dritten  und  vor  Gericht  vertritt. 
Ist  gemäfs  den  Statuten  eine  Direktion  vorhanden,  die  nicht  aus 
Mitgliedern  der  Verwaltung  besteht,  so  haben  wir  es  lediglich  mit 
einem  Geschäftsführer  oder  Prokuristen  zu  tun,  dessen  Verhältnis 
zur  Gesellschaft  den  Bestimmungen  des  Dienstvertrages  Art.  319  ff. 
OK.  unterworfen  ist.  Mit  einem  Verwaltungsorgan  haben  wir  es 
aber  nicht  zu  tun,  weil  die  gesetzlichen  Erfordernisse  fehlen  und 
damit  fällt  auch  die  strafrechtliche  Verantwortlichkeit  dahin.  In 
Art.  650  O.E.  wird  lediglich  ein  Recht  der  Verwaltung,  das  ihr 
ebensogut  wie  dem  Einzelkaufmann  zusteht,  ausdrücklich  normiert. 
Auch  wird  im  Gesetze  nirgends  der  Ausdruck  Vorstand  oder 
Direktion  gebraucht. 

Die   vorstehenden    Ausführungen    beziehen    sich    nur   auf  die 
strafrechtliche   Verantwortlichkeit    des   mit   Verwaltungshandlungen 
betrauten    Dritten  (Direktion).      Anders    verhält   es   sich   mit   der 
zivilrechtlichen   Haftung,    die   zu    bejahen   ist.      Mit   dieser  Frage 
beschäftigt  sich  ein  Entscheid  des  Bundesgerichtes  Band  14  S  668, 
worin    der  Direktor  einer   Aktiengesellschaft   zivilrechtlich  haftbar 
gemacht  wird,  weil  er  auch  zu  den  „mit  der  Verwaltung  betrauten 
Personen«   im  Sinne  des  Art.  674  O.E.   zu  rechnen  sei.     Als  ein 
Präjudiz   dafür,   dafs  der  Direktor  auch   als  Verwaltungsorgan   im 
Sinne   des   Art.   649   O.E.   in    Verbindung   mit  Art.    644   Abs.  3 
Ziffer  j    und  somit  auch  strafrechtlich  verantwortlich  sei,  kann  der 
Entscheid,  wie  sich  unzweifelhaft  aus  dem  Wortlaut  der  Begründung 
ergibt,  nicht  gelten.    Es  wird  dort  S.  694  ausgeführt:  „Zu  den  mit 
der  Verwaltung   betrauten  Personen   gehören   aber  in  erster  Linie 
die  Mitglieder  der  Verwaltung  im  Sinne  des  Art.  649 ff.  O.E.  (das 
heifst  die  Mitglieder  des  verwaltenden  Organs  der  Gesell- 
Schaft),   allein  nicht  nur    diese,    sondern   gewifs    auch    diejenigen 
Personen,  welchen,  ohne  dafs  sie  Mitglieder  der  ,. Verwaltung«  (des 
Verwaltungsvorstandes)    wären,    nach    Art.  650    O.E.    zufolge    der 
Statuten  von  der  „Verwaltung«  die  „Geschäftsführung  oder  einzelne 
Teile    derselben   übertragen   worden  sind«.      Diese   Personen   sind 
wenn  auch  nicht  Mitglieder  der   , Verwaltung«   (des   Verwaltungs' 
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Vorstandes),  so  doch  statutenmäfsig  mit  der  „Verwaltung«  betraut. 
Art.  674  spricht  aber  nicht  nur  von  den  Mitgliedern  der  „Ver- 
waltung«, sondern  überhaupt  von  den  mit  der  Verwaltung 
betrauten  Personen«. 

Die  zivilrechtliche  Haftbarkeit  des  Direktors  der  Gesellschaft 
gegenüber  ergibt  sich  schon  aus  dem  Dienstvertragsverhältnis  zwischen 
ilim  und  der  Gesellschaft  nach  Art.  328  O.E.  Durch  Art.  674  O.E. 
wird  bei  absichtlicher  Verletzung  der  Verwaltungs-  und  Aufsichts- 
pflichten eine  Haftbarkeit  der  mit  der  Verwaltung  und  Kontrolle 
betrauten  Personen  auch  den  einzelnen  Aktionären  und  den 
Gesellschaftsgläubigern  gegenüber  aufgestellt.  Dafs  der  Direktor 
auch  zu  den  „mit  der  Verwaltung  betrauten  Personen«  gehört,  ist 
unzweifelhaft  und  somit  ist  auch  die  Anwendbarkeit  des  Art.  674 
gegeben.  Das  zürch.  St.G.B.  in  §  205  spricht  aber  ausdrücklich 
von  Verwaltungsorganen,  und  als  ein  solches  kann  der  Direktor 
nicht  gelten,  weil  das  Obligationenrecht  hierfür  besondere 
Erfordernisse  aufstellt,  wie  ich  oben  ausgeführt  habe. 

Von  Interesse  ist,  zum  Vergleich  mit  dem  schweizerischen  Eecht 
die  einschlägigen  Bestimmungen  des  deutschen  Eechtes  herbeizuziehen, 
wobei  es  sich  herausstellt,  dafs  für  die  obigen  Streitfragen  dort 
kein  Boden  ist,  weil  die  gesetzliche  Eegelung  der  Aktiengesellschaft 
mit  der  tatsächlichen  übereinstimmt. 
Deutsche  Konkursordnung  §  244. 

Die  Strafvorschriften  der  §§  239—41  finden  gegen  die  Mit- 
glieder des  Vorstandes  einer  Aktiengesellschaft  oder  eingetragenen 
Genossenschaft  und  gegen  die  Liquidatoren  einer  Handelsgesellschaft 
oder  eingetragenen  Genossenschaft,  welche  ihre  Zahlungen  eingestellt 
hat,  oder  über  deren  Vermögen  das  Konkursverfahren  eröffnet 
worden  ist,  Anwendung,  wenn  sie  in  dieser  Eigenschaft  die  mit 
Strafe  bedrohten  Handlungen  begangen  haben. 

Notwendige  Organe  der  Aktiengesellschaft  sind  die  General- 
versammlung, der  Vorstand  und  der  Aufsichtsrat.  Der  Vorstand 
wird  gemäfs  den  Statuten  bestellt.  H.G.B.  §  182  Abs.  2  Ziff.  4. 
Er  vertritt  die  Gesellschaft  gerichtlich  und  aufsergerichtlich. 
H.G.B.  §  231  Abs.  1.  Die  Buchführungspflicht  ist  ausdrücklich 
dem  Vorstande  überwiesen.  H.G.B.  §  239.  Dafs  die  Mitglieder 
des  Vorstandes  Aktionäre   sein   müssen,  verlangt  das  Gesetz  nicht. 
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Die  jeweiligen  MitgHeder  des  Vorstandes  sind  im  Handelsregister 
einzutragen.  H.G.B.  §  234  Abs.  1.  Der  Aufsiclitsrat  hat  dagegen 
die  Tätigkeit  des  Vorstandes  zu  überwachen,  nimmt  aber  nicht  an 
den  Verwaltungshandlungen  teil.     H.G.B.  §  246. 

Wir  sehen  also,  dafs  im  deutschen  Recht  eine  Differenzierung 
in  Vorstand  und  Aufsichtsrat  stattgefunden  hat,  wobei  dem  Vor- 
stand diejenigen  Funktionen  zukommen,  die  im  schweizerischen 
Recht  die  Verwaltung  ausüben  sollte.  Der  Unterschied  ist  nun 
der,  dafs  in  Wirklichkeit  im  schweizerischen  Recht  die  Verwaltung 
mehr  den  Charakter  eines  Aufsichtsrates  angenommen  hat,  aber 
trotzdem  strafrechtlich  allein  verantwortlich  ist,  weil  die  Direktion, 
der  sie  die  Geschäftsführung  übertragen  hat,  nicht  als  Verwaltung 
aufgefafst    werden    kann    mangels    der    gesetzlichen    Erfordernisse.  ' 


f  4.    Kommanditaktiengesellschaft. 

Die  Verwaltung  liegt  in  den  Händen  eines  Vorstandes,  der 
sich  einzig  und  allein  aus  den  unbeschränkt  haftenden  Mitgliedern 
zusammensetzt,  und  zwar  gemäfs  zwingenden  Rechtes.  O.R.  Art.  676 
Abs.  1  Ziff.  1.  Träger  der  Buchführungspflicht  ist  natürlich  auch 
der  Vorstand.  Aufserdem  benötigt  die  Kommanditaktiengesellschaft 
einen  Aufsichtsrat,  dessen  Tätigkeit  sich  im  wesentlichen  in  der 
Überwachung  des  Vorstandes  erschöpft.  O.R.  Art.  676  Abs.  1 
Ziff.  5.  Strafrechtlich  verantwortlich  sind  somit  vor  allem  die 
schuldigen  Einzelpersonen  des  Vorstandes  und  ferner  die  Mitglieder 
des  Aufsichtsrates  für  Bankerotthandlungen,  begangen  innerhalb 
ihres  Wirkungskreises. 
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III.  Teil. 

Der  leichtsinnige  Bankerott  im  Entwurf  eines 
schweizerischen    St.G.B.   und    Kritik    desselben. 


i,  Kapitel. 

Tatbestand. 

Meinen  Betrachtungen  über  die  Regelung  des  leichtsinnigen 
ßankerotts  im  Entwurf  eines  schweizerischen  St.G.B.  lege  ich 
zugrunde  die  Fassung  in  der  Botschaft  des  Bundesrates  an 
die  Bundesversammlung  vom  23.  Juli  1918.  Der  Text  lautet 
folgendermafsen : 

Art.  142. 
Leichtsinniger  Konkurs  und   Vermögensverfall. 

1.  Der  Schuldner,  der  durch  argen  Leichtsinn,  unverhältnis- 
mäfsigen  Aufwand,  gewagte  Spekulationen  oder  grobe  Nachlässigkeit 
in  der  Ausübung  seines  Berufes  seine  Zahlungsunfähigkeit  herbei- 
geführt oder  im  Bewufstsein  seiner  Zahlungsunfähigkeit  seine 
Vermögenslage  verschlimmert  hat,  wird,  wenn  über  sein  Vermögen 
der  Konkurs  eröffnet  oder  wenn  gegen  ihn  ein  Verlustschein  aus- 
gestellt worden  ist,  mit  Gefängnis  bestraft. 

2.  Gegenüber  dem  auf  Pfändung  betriebenen  Schuldner  tritt 
die  Strafverfolgung  nur  auf  Antrag  eines  Gläubigers  ein,  der  einen 
Verlustschein  gegen  ihn  erlangt  hat. 

Dem  Gläubiger,  der  den  Schuldner  zu  leichtsinnigem  Schulden- 
machen oder  zu  gewagten  Spekulationen  verleitet  oder  ihn  wucherisch 
ausgebeutet  hat,  steht  kein  Antragsrecht  zu. 
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Der  Antrag  ist  iimcrhalb  drei  Monateu  seit  der  Zustellung  des 
Verlustscheines  zu  stellen. 

Rein  auf  serlich  fällt  auf,  dafs  Art.  142  zwei  Tatbestände,  die 
die  kantonalen  Gesetze  als  „leichtsinnigen  Bankerott-'  und  „leicht- 
sinniges Schuldenmachen"  getrennt  behandeln,  umfafst.  Der  Versuch 
darf  als  glücklich  bezeichnet  werden,  zumal  in  beiden  Fällen  in  Tat 
und  Wahrheit  dasselbe  Delikt  vorUegt.  Eine  getrennte  Behandlung 
wurde  bisher  deshalb  vorgenommen,  weil  das  Schweiz.  Recht  ein 
allgemeines  Konkursverfahren,  das  auf  jeden  Schuldner  anwendbar 
ist  und  wie  wir  es  z.  B.  in  der  deutschen  Konkursordnung  finden, 
nicht  kennt.  Eine  kleine  Abweichung  war  allerdings  auch  im  Ent- 
wurf nicht  zu  umgehen,  indem  bei  einem  der  Betreibung  auf  Pfändung 
unterliegenden  Schuldner  nicht  der  Moment  der  Konkurseröffnung 
als  Strafbarkeitsbedingung  in  Betracht  kam,  sondern  ein  anderer 
Zeitpunkt,  als  welchen  man  denjenigen  festsetzte,  in  welchem  gegen 
den  Schuldner  ein  Verlustschein  ausgestellt  wurde.  Konkurseröffnung 
oder  der  Moment  der  Ausstellung  eines  Verlustscheines  sind  also 
auch  hier  Bedingung  der  Strafbarkeit,  und  zwar  deshalb,  weil  dann 
der  Zustand  der  Zahlungsunfähigkeit  oder  derjenige  der  verschlim- 
merten Vermögenslage  klar  zutage  tritt. 

Als  Subjekt  des  Deliktes  kommt  ein  Schuldner  in  Betracht, 
der  durch  argen  Leichtsinn  seine  Zahlungsunfähigkeit  oder  im  Be- 
wufstsein  seiner  Zahlungsunfähigkeit  seine  Vermögenslage  verschlim- 
mert hat.  Wie  ich  schon  im  dogmatischen  Teil^)  ausgeführt  habe, 
stellt  aber  ,.Leichtsinn"  keine  Schuldform  dar,  noch  viel  weniger 
ist  darunter  eine  Handlung  zu  verstehen.  Vielmehr  ist  „Leichtsinn" 
eine  Eigenschaft  des  Menschen,  die  sich  durch  seine  Handlungen 
kundtut.  Würde  es  im  Gesetzestext  nun  lediglich  heifsen:  „der 
Schuldner,  der  durch  argen  Leichtsinn  seine  Zahlungsunfähigkeit 
herbeigeführt  hat'S  so  hätte  der  Richter  die  Aufgabe,  Handlungen 
des  Schuldners  festzustellen,  die  die  Zahlungsunfähigkeit  bewirkt 
haben  und  deren  Vornahme  den  Schuldner  als  leichtsinnig  erscheinen 
lassen.  Das  Gesetz  fährt  aber  fort:  „durch  unverhältnismäfsigen 
Aufwand,  gewagte  Spekulationen  oder  grobe  Nachlässigkeit  in  der 
Ausübung    seines   Berufes    seine    Zahlungsunfähigkeit   her])eigefiihrt 

''  Sielie  uuter  Kaiut««!  :;. 
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hat".  Dies  sind  nun  unzweifelhaft  Handlungen  des  Schuldners.  Die 
Lösung  ist  einfach.  Die  Aufzählung  dieser  Handlungen  ist  eine 
beispielsweise.  Wer  durch  solche  Handlungen  seine  Zahlungsun- 
fähigkeit verursacht  hat,  von  dem  kann  man  sagen,  dafs  er  „durch 
argen  Leichtsinn"  dieselbe  verursacht  habe.  Daraus  ergibt  sich 
aber  auch,  dafs  die  Aufzählung  keine  erschöpfende  ist,  sonst  hätte 
man  von  einem  Oberbegriff  absehen  können.  Es  empfiehlt  sich  aus 
Gründen  der  Klarheit  zu  sagen:  .  .  .  „durch  argen  Leichtsinn,  na- 
mentlich unverhältnismäfsigen  Aufwand-'  ...  wie  schon  die  Fassung 
des  Vorentwurfes  von  1908  vorgesehen  hatte. 

Gestrichen,  und  zwar  m.  E.  mit  Recht,  wurde  das  „Eingehen 
neuer  Schulden  im  Bewufstsein  seiner  Zahlungsunfähigkeit".  Wie 
Calame^)  richtig  ausführt,  geht  es  nicht  an,  die  blofse  Tatsache  des 
Eingehens  neuer  Schulden  unter  Strafe  zu  stellen.  Es  handelt  sich 
vielmehr  darum,  ob  das  „Schuldenmachen"  als  „leichtsinnige  Handlung" 
aufzufassen  sei  und  dies  läfst  sich  nur  im  konkreten  Fall  feststellen. 
Durch  die  Aufnahme  der  „Verschhmmerung  der  Vermögenslage" 
neben  der  Herbeiführung  der  Zahlungsunfähigkeit  ist  eine  besondere 
Erwähnung  sowieso  überflüssig  geworden,  weil  das  „Schulden- 
machen", sofern  es  sich  als  leichtsinnig  kennzeichnet,  zu  einer  schuld- 
baften  Verschlimmerung  seiner  Vermögenslage  führt. 

Erfolg  des  Deliktes  ist  die  Zahlungsunfähigkeit  resp.  eine 
Verschlimmerung  der  Vermögenslage.  Diese  Lösung  halte  ich  für 
verfehlt,  was  im  nächsten  Kapitel  zu  erörtern  ist.  Zwischen  den 
Bankerotthandlungen  und  dem  Erfolg  mufs  Kausalzusammenhang 
vorliegen.     Als  Schuld  wird  Fahrlässigkeit  anzunehmen  sein. 

')  Siehe  Protokoll  «1er  ExpertenkommisaioD,  Siders,  Oktober  1913. 
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2.  Kapitel. 

Warum  sind  Zahlungsunfähigkeit  rcsp.  Vers 
Schummerung  der  Vermögenslage  als  Erfolg  des 

Deliktes  abzulehnen? 

Im  dogmatischen  Teil  bin  ich  zum  Eesultat  gelangt,  dafs  ah 
Erfolg  des  Deliktes  sich  die  Schädigung  der  Gläubigergesamtheit 
darstellt.  Auch  habe  ich  versucht  darzulegen,  dafs  die  bisherige 
Behandlung  des  Deliktes  in  den  schweizerischen  Strafgesetzen  dieser 
Annahme  nicht  entgegenstehe,  sondern  im  Gegenteil  darauf  hin- 
weist. Anders  liegen  die  Verhältnisse  beim  Entwurf.  Hier  ist 
ausdrücklich  im  Gesetz  das  Delikt  als  schuldhafte  Herbeiführung 
der  Zahlungsunfähigkeit  resp.  Verschlimmerung  der  Vermögenslage 
charakterisiert.  AuflTällig  ist  schon,  dafs  der  Tatbestand  zwei 
Erfolge,  und  zwar  alternativ  nennt.  Es  ist  nun  zu  untersuchen,  ob 
diese  Erfolge  rechtswidrig  sind,  das  heifst  ob  durch  sie  eine  Rechts- 
güterverletzung stattgefunden  hat. 

Zahlungsunfähigkeit  ist  ein  Zustand,  in  dem  sich  ein  Schuldner 
befindet,  der  die  laufenden  Forderungen  seiner  Gläubiger  nicht 
begleichen  kann.  In  erster  Linie  leidet  der  Schuldner  selbst  unter 
diesem  Zustand,  weil  dadurch  seine  wirtschaftliche  Betätigung  unter- 
bunden wird.  Auch  führt  dieser  Zustand  meistens  zur  Konkurs- 
eröffnung oder  Zwangsvollstreckung.  Im  weiteren  werden  aber 
auch  diejenigen  Gläubiger  in  Mitleidenschaft  gezogen,  deren 
Forderungen  fällig  sind  und  Verzug  leiden.  Nicht  rechtzeitige 
Erfüllung  einer  Forderung  ist  aber  kein  rechtswidriger  Erfolg  im 
strafrechtlichen  Sinn.  Erst  wenn  die  Gläubiger  dauernd  zu  Schaden 
kommen,  kann  man  von  einem  rechtswidrigen  Erfolg  sprechen. 
Wie  ich  aber  schon  im  dogmatischen  TeiP)  ausgeführt  habe,  braucht 
eine  Schädigung  der  Gläubiger  gar  nicht  einzutreten,  da  Zahlungs- 
unfähigkeit nicht  stets  auf  Überschulden  beruht,  die  Gläubiger 
demnach  eventuell  vollständige  Befriedigung  im  Vermögen  des 
Schuldners  finden.  Allerdings  wird  die  Expertenkommission  wohl 
diejenige  Zahlungsfähigkeit  im  Auge  gehabt   haben,    die  auf  Über- 

')  Siehe  4.  Kapitel,  S  4. 
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schuldung  beruht;  das  kommt  aber  im  Gesetz  nirgends  zum  Ausdruck. 
Zwar  war  in  der  Oktobersitzung  des  Jahres  1913  von  der  Experten- 
kommission beschlossen  worden,  den  Zusatz  ,,oder  seine  Überschuldung 
vermehrt  hat"  hinzuzufügen,  woraus  man  eventuell  hätte  schliefsen 
dürfen,  dafs  die  Zahlungsunfähigkeit  auf  Überschuldung  beruhen 
müsse.  Im  endgültigen  Entwurf  trat  aber  an  Stelle  dieses  Zusatzes 
die  Fassung  „oder  im  Bewuftsein  seiner  Zahlungsunfähigkeit  seine 
Vermögenslage  verschlimmert  hat".  Demnach  findet  die  Meinung, 
dafs  die  Zahlungsunfähigkeit  auf  Überschuldung  beruhen  müsse, 
nirgends  mehr  eine  Stütze. 

Gehen  wir  über  zu  dem  zweiten  im  Gesetz  genannten  Erfolg, 
nämlich  der  Verschlimmerung  der  Vermögenslage.  Eine  Ver- 
schlimmerung der  Vermögenslage  ist  stets  dann  eingetreten,  wenn 
sich  das  bisherige  Verhältnis  zwischen  Aktiven  und  Passiven  zu- 
ungunsten der  Aktiven  verschoben  hat.  Damit  ist  aber  noch  lange 
nicht  gesagt,  dafs  die  Passiven  nunmehr  die  Aktiven  übersteigen. 
Allerdings  verlangt  das  Gesetz,  dafs  der  Schuldner  eine  Ver- 
schlimmerung seiner  Vermögenslage  im  Bewuftsein  seiner  Zahlungs- 
unfähigkeit herbeigeführt  habe.  Wie  ich  aber  bereits  weiter  oben 
dargelegt  habe,  braucht  die  Zahlungsunfähigkeit  nicht  auf  Über- 
schuldung zu  beruhen.  Es  kann  demnach  sehr  wohl  der  Fall 
eintreten,  dafs  ein  Schuldner  seine  Vermögenslage  im  Bewufstsein 
seiner  Zahlungsunfähigkeit  verschlimmert  hat,  seine  Gläubiger  aber 
trotzdem  keinen  Schaden  erleiden,  da  eben  die  Aktiven  immer  noch 
die  Passiven  übersteigen.  Solange  jedoch  die  Gläubiger  nicht  zu 
Schaden  kommen,  kann  eine  „Verschlimmerung  der  Vermögenslage" 
nicht  als  ein  rechtswidriger  Erfolg  angesehen  werden.  Der  rechts- 
widrige Erfolg  kann   stets  nur  die  Schädigung  der  Gläubiger  sein. 

Schon  der  Vorentwurf  von  1908  hat  als  Erfolg  des  Deliktes 
die  Schädigung  der  Gläubiger  angenommen.  Auch  wurde  dort  der 
leichtsinnige  Bankerott  als  reines  Fahrlässigkeitsdelikt  aufgefafst, 
was  aus  der  Marginale^)  sich  unzweifelhaft  ergibt.  Auch  ein 
Antrag  von  Professor  Hafter  in  der  Expertenkommission  zu  Lugano, 
September  1912,  verfolgte  das  gleiche  Ziel.  Ich  würde  folgende 
Fassung  vorschlagen: 


*)  Leichtsinniger  Konknrs  und  fahrlässiger  Vermögens  verfall. 
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„Der  Schuldner,  der  seinen  Gläubigern  Schaden  zufügt,  indem 
er  durch  argen  Leichtsinn,  namentlich  unverhältnismäfsigen  Auf- 
wand, gewagte  Spekulationen  oder  grobe  Nachlässigkeit  in  der 
Ausübung  seines  Berufes  sein  Vermögen  vermindert,  wird,  wenn 
usw.  wie  der  Entwurf." 

Als  Schuld  könnte  nur  Fahrlässigkeit  in  Betracht  kommen, 
was  bei  der  Fassung  des  Entwurfes  nicht  sicher  ist.  Wenn  einer 
leichtsinnig  neue  Schulden  eingeht  und  damit  seine  Vermögenslage 
verschlimmert,  wird  man  Vorsatz  annehmen  müssen,  der  sich 
natürlich  nur  auf  die  Verschlimmerung  der  Vermögenslage  bezieht, 
und  zwar  so,  dafs  er  entweder  diesen  Erfolg  gewollt  oder  dann 
doch  gebilligt  hat.  Dieser  Erfolg  ist  aber  an  sich  nicht  ein  rechts- 
widriger und  wir  kämen  dann  zu  ähnlich  unhaltbaren  Thesen,  wie 
sie  die  herrschende  Theorie  noch  vertritt.  Auch  wäre  es  leicht, 
eine  scharfe  Trennung  zwischen  leichtsinnigem  und  betrügerischem 
Bankerott  durchzuführen,  wobei  als  leichtsinniger  Bankerott  die 
fahrlässige  Schädigung  der  Gläubiger  durch  Verminderung  seines 
Vermögens  von  seiten  eines  Schuldners,  als  betrügerischer  Bankerott 
die  vorsätzliche  Schädigung  der  Gläubiger  durch  Verminderung 
oder  scheinbare  Verminderung  seines  Vermögens  aufzufassen  wäre. 
Hinsichtlich  des  Kausalzusammenhanges  und  der  übrigen  Fragen 
ergeben  sich  keine  Schwierigkeiten  und  kann  ich  deshalb  auf  die 
Ausführungen  im  dogmatischen  Teil  verweisen,  die  ganz  analog 
anzuwenden  sind. 


Kapitel. 


Die  Sonderbestimmungen  über  Buchführung  und 

juristische  Personen. 

§  1.    Das  Bachführungsdelikt. 

Der  Entwurf  hat  von  einer  Aufnahme  der  Buchführungsdelikte 
im  Tatbestand  des  leichtsinnigen  Bankerotts  abgesehen.  Wie  ich 
schon  im  dogmatischen  Teil,  2.  Kapitel  §  3  erwähnt  habe,  sind  die 
Buchführungsdelikte  für  den  Tatbestand  des  leichtsinnigen  Bankerotte 
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ungeeignet,  und  zwar  deshalb,  weil  ein  Kausalzusammenhang 
zwischen  denselben  und  dem  Erfolg  des  Deliktes,  der  Vermögens- 
Bchädigung  der  Gläubigergesamtheit,  in  der  Regel  nicht  nachweisbar 
ist.  Das  gleiche  trifft  natürlich  auch  für  den  Entwurf  zu,  obschon 
als  Erfolg  des  Deliktes  die  Zahlungsunfähigkeit  resp.  die  Verschlimme- 
rung der  Vermögenslage  angenommen  wird.  Allerdings  könnte  man 
„unterlassene  Buchführung"  und  „Nichtaufstellen  einer  Bilanz"  unter 
„grobe  Nachlässigkeit  in  der  Ausübung  seines  Berufes"  subsummieren, 
aber  damit  wäre  den  Beweisschwierigkeiten  nicht  abgeholfen,  zumal 
wenn  die  Bucbführungsdelikte  allein  vorliegen  würden.  Die  Folge 
wäre,  dafs  in  den  meisten  dieser  Fälle  Straflosigkeit  mangels 
Beweises  eines  Kausalzusammenhanges  eintreten  müfste.  Eine 
selbständige  Bestrafung  der  Buchführungsdelikte  rechtfertigt  sich 
auch  schon  aus  dem  Grunde,  weil  der  Schuldner  der  durch  Gesetz 
statuierten  Pflicht  zur  Buchführung  zuwidergehandelt  hat. 

Der  Entwurf  hat  einmal  im  Übertretungsteil  das  Zuwider- 
handeln gegen  die  in  O.R.  Art.  877  aufgestellten  Buchführungs- 
und Aufbewahrungspflichten  selbständig  unter  Strafe  gestellt, 
gleichgültig,  bei  welcher  Gelegenheit  sich  dasselbe  offenbart. 
Strafe:  Haft  oder  Bufse. 

Ferner  wurde  in  einem  an  den  leichtsinnigen  Bankerott  an- 
schliefsenden  §  143  die  Verletzung  der  Pflicht  zur  Führung  und 
Aufbewahrung  von  Geschäftsbüchern  und  zur  Aufstellung  einer 
Bilanz  mit  Gefängnis  oder  Bufse  bedroht,  wenn  über  das  Vermögen 
des  Schuldners  der  Konkurs  eröffnet,  oder  wenn  er  gemäfs  Art.  43 
Seh.  und  K.G.  ausgepfändet  worden  ist.  Art.  43  betrifft  jene 
Fälle  der  Betreibung  für  Steuern,  Abgaben  usw.  und  anderer  im 
öffentlichen  Rechte  begründeter  Leistungen,  für  die  niemals  auf 
Konkurs  ^betrieben  werden  kann.  Im  Verhältnis  dieses  Deliktes 
zu  demjenigen  des  leichtsinnigen  Bankerotts  ist  Realkonkurrenz 
anzunehmen,  denn  die  Herbeiführung  der  Zahlungsunfähigkeit  resp. 
die  Verschlimmerung  der  Vermögenslage  ist  etwas  anderes  als  die 
Verletzung  der  gesetzlichen  Pflicht  zur  Buchführung. 
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§  2.    Anwendbarkeit  der  Strafbestiuin,uugen  a„f  j.uisüsch.' 
l'ersonen  und  Handelsgesellschaften. 

Die  Fassung  des  Entwurfes  Art.  149  lautet: 

H»^;,^"''^'"  ^t  '\**"'  ^''-  ^2^'  l''«-14"  «"te«-  Strafe  gestellten 
Hm.dlunge„  ,m  Geschäftsbetriebe  einer  juristischen  Person  begangen 
0  finden  d:e  Stra  bestimmungen  auf  die  Direktoren,  Bevolln^ächtieS' 
L.qu.datoren   und   die  Mitglieder   der  Verwaltungs-  und  AufsicS 
Organe  Anwendung    die  diese  Handlungen  begangen  haber 

Werden  diese  Handlungen  im  Geschäftsbetriebe  einer  Kollektiv- 
oder  Kommandagesellschft  begangen,  so  finden  die  Strafl,estim2„ge„ 
auf  die  schuldigen  Gesellschafter  Anwendung  "  mmungen 

die    n7lf  "'"''*«'"„""'''  ^^'  ^''  ^"'''"'f  «^'^  Strafbarkeit  auf 
die    Direktoren,     Bevollmächtigten     und     Liquidatoren    ausdehnt 

wodurch     meine    in    Kapitel    0    gemachten     Ausführungen    eine 
Bestätigung  erfahren.  ^ 

Hinsichtlich  des  Abs.  2  heifst  es  im  Protokoll  der  2.  Experten- 
kommission  Bd.  8,  Oktohpr  iQir^  Q  o^r,  T^  •  x^  ,  ^^^^^" 
KnUahi-  A  ll  ^^^oDer  1915  S.  262:  „Da  im  Konkurse  der 
Kcjlektiv.  oder  Kommanditgesellschaften  die  Gesellschafter  eben 
nicht  Gemeinschuldner  sind,  so  ist  auch  für  diese  Fälle  die  Be- 
..immung  notwendig.  Insbesondere  bei  der  Kommanditgesellschaft 
es  wünschenswert  auch  den  Kommanditär  zur  Verantwortung 
ZI  hen  zu  können.«  Wenn  ich  auch  ohne  eine  solche  ausdrücklich! 
Bestimmung  eine  Bestrafung  der  Gesellschafter  für  wohl  möglich 
halte  (vgl.  §  4  Kap.  7),  so  ist  dadurch  doch  immerhin  unzweifelhaft 
klares  Recht  geschaffen.  ciiemau 
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Schlußwort. 

Zweck    dieser   Arbeit    war,    zu    versuchen,    den   leichtsinnigen 

i  Bankerott  darzustellen  als  das,  was  er  eigentlich  ist,  nämlich  als 
eine  fahrlässige  Vermögensschädigung  der  Gläubigergesamtheit 
durch  einen  Schuldner,  der  auf  leichtsinnige  Weise  seine  eigene 
Vermögenslage  verschlechtert.  Dafs  ich  das  Thema  rein  von  der 
theoretischen  Seite  betrachtet  habe,  ergibt  sich  aus  der  einem 
jungen  Juristen  mangelnden  praktischen  Erfahrung.  Wenn  auch 
der  Entwurf,  wahrscheinlich  unter  dem  Zwang  der  bisherigen 
Doktrin  und  Praxis,  von  einer  Fassung  des  leichtsinnigen  Bankerotts 
im  Sinne  dieser  Arbeit  und  wie  sie  ähnlich  der  Entwurf  von  J908 
aufwies,  wieder  abgekommen  ist,  wird  vielleicht  doch  in  absehbarer 
Zeit  einmal  ein  Versuch  auf  der  Basis  dieser  Lösung  gemacht  werden. 
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Am  3.  Dezember  1891  wurde  ich,  Ernst,  Julius,  Felix  Brehse 
in  Berlin  als  Sohn  des  Verlagsbuchhändlers  Julius  Brehse  und 
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Ritus  getauft.  Mein  Vater  ist  Bürger  von  Pratau,  Bezirk  Halle, 
woselbst  ich  ebenfalls  heimatberechtigt  bin.  Im  Jahre  1892  siedelten 
meine  Eltern  nach  Zürich  über  und  nahmen  daselbst  dauernden 
Wohnsitz.  In  Zürich  besuchte  ich  die  Primär-  und  Kantonsschule 
(Abtlg.  Literargymnasium)  und  bestand  im  Oktober  1910  die  Ma- 
turitätsprüfung. Hierauf  wandte  ich  mich  dem  Studium  der  Rechts- 
wissenschaften an  den  Universitäten  Zürich  und  Leipzig  zu.  Vor- 
stehende Dissertation  hatte  ich  bereits  im  Frühjahr  1915  vollendet 
und  zur  Erlangung  der  Würde  eines  Doktor  juris  utriusque  der 
Universität  Zürich  eingereicht.  Hieraus  erklärt  sich,  dafs  etwa  seit- 
her erschienene  Literatur  über  diese  Materie  nicht  mehr  berück- 
sichtigt worden  ist.  Leider  war  es  mir  damals  nicht  mehr  möglich, 
mein  Examen  abzulegen,  da  ich  inzwischen  zum  deutscheu  Heeres- 
dienst einberufen  wurde  und  trotz  aller  Bemühungen  keinen  Auf- 
schub mehr  erlangen  konnte.  Im  Frühjahr  1919  kehrte  ich  nach 
Züi-ich  zurück  und  versuchte  das  Versäumte  so  rasch  als  möglich 
nachzuholen.  Am  25.  Oktober  desselben  Jahres  bestand  ich  dann 
mein  Doktorexamen. 
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